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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
als öffentliche Aufgabe 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände fördern im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
städtebauliche Maßnahmen in Stadt und Land nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. Die Beteiligung des Bun- 
des an der Förderung bestimmt sich nach dem Zwei- 
ten Teil dieses Gesetzes. 

(2) Rechtsverpflichtungen oder Rechtsansprüche 
hinsichtlich der finanziellen Förderung städtebau- 
licher Maßnahmen werden durch dieses Gesetz nicht 
begründet. 

(3) Die Gemeinden und Gemeindeverbände erfül- 
len die ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Auf- 
gaben in eigener Verantwortung. 

§ 2 

Städtebauliche Maßnahmen 

(1) Städtebauliche Maßnahmen im Sinne dieses 
Gesetzes sind die in den Absätzen 2 und 3 bezeich- 
neten Erneuerungs- und Entwicklungsmaßnahmen in 
städtischen und ländlichen Gemeinden. 

(2) Erneuerungsmaßnahmen sind Maßnahmen, 
durch die 

1. sanierungsbedürftige Gebiete in der Ge- 
meinde nach Maßgabe des Dritten Teiles 
neu gestaltet werden (Sanierung) oder 

2. andere Gebiete in der Gemeinde umge- 
staltet oder verbessert werden (sonstige 
Erneuerung). 

Die Erneuerungsmaßnahmen umfassen auch die er- 
forderlichen Ersatzbauten und Ersatzanlagen. 

(3) Entwicklungsmaßnahmen sind Maßnahmen, 
die der Entwicklung vorhandener Ortschaften zu 
Ortschaften wesentlich vergrößerten Umfanges oder 
dem Bau neuer Städte, anderer neuer Ortschaften 
oder neuer größerer Ortsteile dienen. 

§ 3 

Gesetzliche Grundlagen 

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes er- 
gibt, gelten für die städtebaulichen Maßnahmen die 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341), 


§ 4 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Bei Erneuerungsmaßnahmen soll das Eigen- 
tum der bisherigen Eigentümer an ihren Grund- 
stücken erhalten bleiben oder für sie Eigentum an 
anderen Grundstücken im Bereich der Erneuerungs- 
maßnahme begründet werden; ist dies nicht 
möglich, so soll darauf Bedacht genommen werden, 
daß für die bisherigen Eigentümer Grundeigentum 
an anderer Stelle oder in anderer Rechtsform be- 
gründet werden kann. Bei Entwicklungsmaßnahmen 
soll nach Möglichkeit Eigentum an Grund und Boden 
für weite Kreise der Bevölkerung begründet wer- 
den. Das gleiche gilt bei Ersatzbauten im Rahmen 
der Erneuerungsmaßnahmen. 

(2) Eigentümer von Grund und Boden und 
sonstige Nutzungsberechtigte isollen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten dazu beitragen, daß die städte- 
baulichen Maßnahmen unter gerechtem Ausgleich 
der öffentlichen und privaten Belange verwirklicht 
werden können. 

§ 5 

Berücksichtigung wirtschaftlicher Verhältnisse 

Bei der Förderung der städtebaulichen Maßnah- 
men ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung, ins- 
besondere die jeweilige Lage in den verschiedenen 
Bereichen des Baumarktes und am Kapitalmarkt, zu 
berücksichtigen. 


ZWEITER TEIL 
Beteiligung des Bundes 

§ 6 

Förderung durch den Bund 

(1) Der Bund beteiligt sich an der Förderung 
städtebaulicher Maßnahmen im Sinne von § 2, so- 
weit dies der Erfüllung von Bundesaufgaben dient, 
durch 

1. die Bereitstellung von Haushaltsmitteln, 

2. die Übernahme von Bürgschaften, Garan- 
tien oder sonstigen Gewährleistungen, 

3. die Überlassung von Grundstücken als 
Bauland, Austauschland oder Ersatzland. 

(2) Die Höhe der Haushaltsmittel ergibt sich aus 
dem Bundeshaushaltsplan. 

(3) § 47 der Reichshaushaltsordnung bleibt unbe- 
rührt. 
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(4) Eine Förderung durch den Bund nach Absatz 1 
ist nicht zulässig, soweit der Bund oder das Land 
Kosten für bestimmte Maßnahmen auf anderer recht- 
licher Grundlage trägt oder zu tragen verpflichtet 
ist oder soweit der Bund auf Grund besonderer ge- 
setzlicher Vorschriften Verkehrsmaßnahmen der Ge- 
meinden oder Gemeindeverbände fördert. 

§ 7 

Verwendung der Rückflüsse des sozialen 
Wohnungsbaues 

Abweichend von § 17 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes vom 24. April 1950 in der Fassung vom 
25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047) und von 
§ 20 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes (Wohnungs- 
bau- und Familienheimgesetzes) vom 27. Juni 1956 
in der Fassung vom 1. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1121) sind die nach diesen Vorschriften 
für Maßnahmen zugunsten des sozialen Wohnungs- 
baues zu verwendenden Rückflüsse, Erträge, Rück- 
zahlungen oder Erlöse auch für Maßnahmen zugun- 
sLcui des Wohnungsbaues im Rahmen städtebaulicher 
Maßnahmen nach § 6 zu verwenden. Ein Betrag bis 
zu 5 V. H. der Rückflüsse, Erträge, Rückzahlungen 
oder Erlöse kann für Zwecke der Forschung auf den 
Gebieten der Raumordnung und des Städtebaues ein- 
schließlich der Dorferneuerung verwendet werden. 


§ 8 

Beteiligung des Bundes an der Stadterneuerung 
und der Beseitigung von Elendswohnungen 
in Berlin 

Der Bund beteiligt sich mit hiaushaltsmitteln nach 
§ 6 im Rahmen eines besonderen Programmes für 
di(^ Stadterneuerung in Berlin an der Förderung 
vordringlicher Erneuerungsmaßnahmen. Das Pro- 
gramm ist mit der Bundeshilfe zum Ausgleich des 
Berliner Landeshaushaltes nach § 16 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes mit dem Ziel abzustimmen, 
daß im Rahmen einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung jährlich eine bestimmte Zahl von Woh- 
nungen in Sanierungsgebieten durch neue Wohnun- 
gen ersetzt werden kann. Dabei ist der Lage der 
Berliner Wirtschaft Rechnung zu tragen. 

§ 9 

Einsatz der Bundesmittel 

Die Bundesmittel werden gewährt 

1. als Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung von 
Kosten, die mit üblichen Finanzierungsmitteln 
unter Berücksichtigung der erzielbaren Erträge 
und der Zuwendungen anderer Stellen nicht 
gedeckt werden können, 

2. als Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung lau- 
fender Aufwendungen und erhöhter Tilgun- 
gen, die aus den erzielbaren Erträgen und den 
Zuwendungen anderer Stellen nicht gedeckt 
werden können, 


3, als Darlehen zur Vor- und Zwischenfinanzie- 
rung oder als Zuschüsse zur Verbilligung von 
Vor- und Zwischenfinanzierungsmitteln, 

4. als Beteiligung an Unternehmen, die nach ihrer 
Satzung die Aufgabe haben, städtebauliche 
Maßnahmen zu fördern, vorzubereiten, zu be- 
treuen, durchzuführen oder die Durchführung 
der Maßnahmen zu leiten. 

§ 10 

Übernahme von Bundesbürgschaften 

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 
sonstigen Gewährleistungen durch den Bund erfolgt 
nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes. Anträge auf 
Übernahme sind beim Bundesminister für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung zu stel- 
len. 

§ 11 

Bedingungen und Auflagen 

Die Gewährung von Bundesmitteln, die Über- 
nahme von Bimdesbürgschaften und die Überlassung 
von Grundstücken durch den Bund kann mit Be- 
dingungen oder Auflagen verbunden werden. 


DRITTER TEIL 
Sanierung 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 12 

Sanierungsgebiet 

(1) Ein Gebiet ist sanierungsbedürftig, wenn es 
städtebauliche Mißstände aufweist, die nur durch 
Beseitigung baulicher Anlagen oder wesentliche 
Umgestaltung des Gebietes behoben werden kön- 
nen. Städtebauliche Mißstände liegen insbesondere 
vor, wenn das Gebiet nach seiner vorhandenen Be- 
bauung oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der 
in ihm wohnenden oder arbeitenden Menschen nicht 
entspricht. 

(2) Bei der Beurteilung, ob in einem Gebiet 
städtebauliche Mißstände vorliegen, sind insbeson- 
dere zu berücksichtigen 

1. das Maß der baulichen Nutzung, 

2. die Beschaffenheit der Gebäude sowie 
die Belichtung, Besonnung und Belüftung 
der Wohnungen und Arbeitsstätten, 

3. die Art und das Ausmaß der Ver- 
mischung von Wohnungen und Arbeits- 
stätten sowie ihre Auswirkungen auf die 
Bewohner, 
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4. die Belange des Zivilschutzes, 

5. die Art der Nutzung unbebauter oder 
geringfügig 'bebauter Flächen, 

6. die Ausstattung des Gebietes mit Flächen 
für Spiel und Erholung und mit Grün- 
flächen sowie die sonstige Durchgrünung 
des Gebietes, 

7. die Erschließung des Gebietes im Hin- 
blick auf die Anforderungen der Grund- 
stücksnutzung und des Verkehrs, 

8. die Wasserversorgung, die Ableitung von 
Abwasser, die Reinhaltung von Gewäs- 
sern und der Hochwasserschutz, 

9. die Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wärme, 

10. die Ausstattung des Gebietes mit An- 
lagen des Gemeinbedarfs, 

11. die Einwirkungen, die von Grundstücken, 
Betrieben oder Verkehrsanlagen aus- 
gehen, insbesondere durch Geräusche, 
Erschütterungen, Rauch, Staub, Abgase, 
Gerüche, Wasser, Abladungen. 

§ 13 

Auskunftspflicht; Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht 

(1) Eigentümer, Mieter und sonstige zum Besitz 
oder zur Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauf- 
tragten sind verpflichtet, der Gemeinde Auskunft 
über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur 
Feststellung der Sanierungsbedürftigkeit eines Ge- 
bietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erforderlich ist. 

(2) Verweigert ein Auskunftspflichtiger die Aus- 
kunft über Tatsachen, deren Kenntnis zur Vorberei- 
tung oder Durchführung der Sanierung erforderlich 
ist, so gilt die Vorschrift des § 150 Abs. 2 Sätze 2 
bis 4 des Bundesbaugesetzes über die Androhung 
und Festsetzung eines Zwangsgeldes entsprechend. 
Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeidi- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die nach Absatz 1 erlangten Kenntnisse und 
Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungsver- 
fahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

(4) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer Behörde oder als Mitglied eines Organs, als 
Beschäftigter oder als Beauftragter eines Sanierungs- 


trägers auf Grund dieses Teiles des Gesetzes bekannt- 
geworden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefäng- 
nis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft; das gleiche gilt für Mit- 
glieder eines Organs, Beschäftigte und Beauftragte 
eines Sanierungsbetreuers, wenn dieser ein Unter- 
nehmen ist, sowie für als Sanierungsbetreuer beauf- 
tragte freiberuflich Tätige, deren Beschäftigte und 
deren Beauftragte. Handelt der Täter gegen Entgelt 
oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu be- 
reichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Satzes 1 bekanntgeworden ist, unbe- 
fugt verwertet. Die Tat wird nur auf Antrag des 
Verletzten verfolgt. 

§ 14 

Prüfung der Finanzierungsmöglichkeiten 

Die Gemeinde soll sich möglichst frühzeitig einen 
Überblick über die voraussichtlichen Kosten der Sa- 
nierung verschaffen und die Möglichkeiten der 
Finanzierung prüfen. Hierbei soll sie auch prüfen, 
ob und in welcher Höhe zinsverbilligte Finanzie- 
rungsmittel oder verlorene Zuschüsse im Hinblick 
auf die Wirtschaftlichkeit der Neubebauung erfor- 
derlich sein werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
§ 15 

Förmliche Festlegung 

(1) Die Gemeinde kann zur Erleichterung oder 
Beschleunigung der Sanierung sanierungsbedürftige 
Flächen durch Beschluß zu einem Gebiet erklären, 
in dem die Sanierung unter Anwendung der beson- 
deren Vorschriften dieses Gesetzes vorbereitet und 
durchgeführt werden soll (förmlich festgelegtes 
Sanierungsgebiet) . 

(2) In dem Beschluß ist das förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiet genau zu bezeichnen. Es ist so zu 
begrenzen, daß die Sanierung sich zweckmäßig 
durchführen läßt. Es kann aus räumlich getrennten 
Flächen bestehen. Einzelne Grundstücke, die von 
der Sanierung nicht betroffen werden oder sie er- 
schweren, können aus dem Gebiet ganz oder teil- 
weise ausgenommen werden. 

§ 16 

Form der förmlichen Festlegung 

(1) Der Beschluß der Gemeinde über die förm- 
liche Festlegung des Sanierungsgebietes ergeht als 
Satzung. Er bedarf der Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde; die Vorschrift des § 6 Abs. 2 
bis 4 des Bundesbaugesetzes gilt entsprechend. Die 
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Genehmigung kann auch versagt werden, wenn 
offensichtlich keine Aussicht besteht, die Finanzie- 
rung der Sanierungsmaßnahmen zu ermöglichen. 

(2) Der Beschluß ist zusammen mit der Genehmi- 
gung in der Gemeinde ortsüblich bekanntzumachen. 
Hierbei ist auf die Genehmigungspflicht nach § 30 
hinzuweisen. Mit der Bekanntmachung wird der Be- 
schluß rechtsverbindlich. 

(3) Sobald der Beschluß rechtsverbindlich gewor- 
den ist, soll die Gemeinde die Eigentümer der in 
dem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelege- 
nen Grundstücke, soweit sie bekannt oder aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, sowie die Behörden und 
die Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, 
unverzüglich von dem Beschluß benachrichtigen. Die 
Eigentümer sollen auf die Rechtswirkungen der 
§§ 29, 30 und 32 hingewiesen werden. 

§ 17 

Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 

gelten die Vorschriften des Dritten bis Siebenten 
Abschnittes. Die §§ 34 bis 41 gelten nur, wenn im 
Zeitpunkt der förmlichen Festlegung ein Bebau- 
ungsplan, der die Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 erfüllt, bereits vorhanden ist; wird 
ein derartiger Bebauungsplan erst zu einem späte- 
ren Zeitpunkt rechtsverbindlich, so gelten sie von i 
diesem Zeitpunkt an. | 

(2) Ist das förmlich festgelegte Sanierungsgebiet 
in einem vorhandenen Flächennutzungsplan noch 
nicht als Sanierungsgebiet kenntlich gemacht, so gilt 
mit der förmlichen Festlegung des Sanierungsge'bie- 
tes der Flächennutzungsplan als ergänzt. Er ist zu 
berichtigen. 

§ 18 

Förmliche Festlegung durch einen Planungsverband 

In der Satzung eines Planungsverbandes nach § 4 
des Bundesbaugesetzes kann bestimmt werden, daß 
der Planungsverband auch Sanierungsgebiete förm- 
lich festlegen kann. In diesem Fall tritt der Pla- 
nungsverband nach Maßgabe seiner Satzung auch 
für die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
und für die sich daraus ergebende Anwendung der 
Vorschriften des Dritten Teiles dieses Gesetzes an 
die Stelle der Gemeinde. 


DRITTER ABSCHNITT 
Durchführung der Sanierung 

§ 19 

Bebauungsplan für das förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiet 

(1) Für die Durchführung der Sanierung ist ein 
Bebauungsplan im Sinne des § 30 des Bundesbau- 
gesetzes aufzustellen, der die Festsetzungen für die 
Neugestaltung des förmlich festgelegten Sanierungs 


gebietes enthält. In dem Bebauungsplan sind die 
Gebäude und sonstigen baulichen Anlagen zu kenn- 
zeichnen, die bei Durchführung der Sanierung ganz 
oder teilweise beseitigt werden müssen. Das förm- 
lich festgelegte Sanierungsgebiet ist in dem Bebau- 
ungsplan kenntlich zu machen. 

(2) Ist im Zeitpunkt der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebietes ein Bebauungsplan, der die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 
erfüllt, vorhanden, so ist das Sanierungsgebiet im 
Bebauungsplan im Wege der Berichtigung kenntlich 
zu machen. 

(3) Die Eigentümer der Grundstücke, auf denen 
Gebäude oder sonstige bauliche Anlagen bei der 
Durchführung der Sanierung ganz oder teilweise 
beseitigt werden müssen, sollen hiervon, soweit sie 
bekannt oder aus dem Grundbuch ersichtlich sind, 
benachrichtigt werden, sobald ein Bebauungsplan, 
der die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, 
rechtsverbindlich geworden ist. Ist im Zeitpunkt der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes ein 
Bebauungsplan, der die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Sätze 1 und 2 erfüllt, vorhanden, so soll 
die Benachrichtigung vorgenommen werden, sobald 
der Beschluß über die förmliche Festlegung des 
Sanierungsgebietes rechtsverbindlich geworden ist. 
In der Benachrichtigung ist auf die Rechtswirkungen 
der §§ 34, 38 bis 41 hinzuweisen. 

(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit die Grundstücke 
in einem Umlegungsgebiet liegen. 

§ 20 

Kosten und Finanzierungsübersicht 

(1) Für die Durchführung der Sanierung hat die 
Gemeinde eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 
aufzustellen. In der Übersicht sind die Kosten, die 
durch die Sanierung einschließlich der Ersatzbauten 
und Ersatzanlagen voraussichtlich entstehen, anzu- 
setzen und ihre Deckung durch eigene, zugesagte 
und voraussichtlich zu erwartende Finanzierungs- 
mittel auszuweisen. Maßnahmen, deren Finanzie- 
rung durch die Bauherren mit eigenen oder von 
ihnen beschafften Finanzierungsmitteln möglich er- 
scheint, können unberücksichtigt bleiben. 

(2) Die Gemeinde hat die Übersicht der höheren 
Verwaltungsbehörde zur Kenntnisnahme vorzule- 
gen. 

§ 21 

Umfang und Möglichkeiten der Durchführung 

(1) Die Durchführung der Sanierung umfaßt alle 
Maßnahmen innerhalb und außerhalb des förmlich 
festgelegten Sanierungsgebietes, die erforderlich 
sind, um den sanierungsbedürftigen Zustand zu be- 
seitigen und das Sanierungsgebiet entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes neu zu gestal- 
ten. Hierzu können insbesondere die Bodenordnung, 
die Beseitigung baulicher Anlagen, die Erschließung, 
die Neubebauung, die Anlegung der Grünflächen 
und die Errichtung von Ersatzbauten und Ersatz- 
anlagen gehören. 
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(2) Die Sanierungsmaßnahmen können, soweit 
ihre Durchführung nicht Aufgabe der Gemeinde 
oder eines anderen gesetzlich dazu Verpflichteten 
ist, von den Grundstückseigentümern oder einem 
Sanierungsträger durchgeführt werden; Ersatzbauten 
und Ersatzanlagen können auch von anderen her- 
gesLelU werden. Soweit es der zweckmäßigen Durch- 
führung der Sanierung dient, können die Sanie- 
rungsmaßnahmen auch unter Teilung der Aufgaben 
oder des Sanierungsgebietes durch die Grundstücks- 
eigentümer einzeln oder gemeinsam oder durch 
einen oder mehrere Sanierungsträger durchgeführt 
werden. 

(3) Auf Grundstücken, die der Landesverteidi- 
gung, dienstlichen Zwecken des Bundesgrenzschut- 
zes oder dem Zivilschutz dienen, sowie auf Grund- 
stücken, auf denen sich Anlagen befinden, die den 
in § 38 des Bundesbaugesetzes genannten Vorschrif- 
ten unterliegen, dürfen Sanierungsmaßnahmen nur 
mit Zustimmung des Bedarfsträgers diirchgeführt 
werden. Das gleiche gilt für sonstige Grundstücke, 
auf denen sich Fernmeldeanlagen der Deutschen 
Bundespost befinden. 

§ 22 

Aufgabe der Gemeinde bei der Durchführung 

(1) Es ist Aufgabe der Gemeinde, nach der förm- 
lichen Festlegung des Sanierungsgebietes für die 
Durchführung der Sanierung zu sorgen, die Abstim- 
mung der einzelnen Sanierungsmaßnahmen aufein- 
ander zu veranlassen und die Maßnahmen, deren 
Durchführung ihr obliegt, rechtzeitig in Angriff zu 
nehmen. 

(2) Die Gemeinde soll hierzu die ihr nach dem 
Bundesbaugesetz und diesem Gesetz zustehenden 
Befugnisse ausüben, sobald und soweit es zur Er- 
reichung des Sanierungszweckes erforderlich ist. 

(3) Rechtsansprüche gegenüber der Gemeinde 
können hieraus nicht hergeleitet werden. 

§ 23 

Erörterung mit den Eigentümern 

Die Gemeinde hat mit den Eigentümern der im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücke, soweit sie bekannt oder aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, die Möglichkeiten der 
Durchführung der Sanierung und ihrer Finanzierung 
möglichst frühzeitig, spätestens bevor sie mit eige- 
nen Maßnahmen zur Durchführung der Sanierung 
beginnt, zu erörtern, insbesondere unter dem Ge- 
sichtspunkt, ob und in welchem Umfange die Eigen- 
tümer bereit und in der Lage sind, die Durchführung 
selbst zu übernehmen. Den Eigentümern ist auf 
ihren Wunsch eine angemessene Frist zur Stellung- 
nahme einzuräumen. 

§ 24 

Durchführung durch die Eigentümer 

(1) Die Durchführung der Sanierungsmaßnahmen 
bleibt den Eigentümern überlassen, soweit die 
zweckmäßige Durchführung der Sanierung durch sie 


gewährleistet ist, insbesondere sie zur Durchführung 
bereit und in der Lage sind und sichergestellt ist, 
daß die Sanierung innerhalb angemessener Frist 
abgeschlossen wird. 

(2) Die Gemeinde darf die Durchführung durch 
die Eigentümer nicht davon abhängig machen, daß 
diese die Kosten der Herstellung der Erschlicßungs- 
anlagen in größerem Umfange übernehmen, als sie 
auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu tra- 
gen verpflichtet wären. 

(3) Die Eigentümer haben sich bei der Durchfüh- 
rung der Sanierungsmaßnahmen eines Sanierungs- 
betreuers (§ 45) zu bedienen, wenn die Gemeinde 
es verlangt. Die Gemeinde soll die Betreuung ver- 
langen, wenn dadurch die zweckmäßige Durchfüh- 
rung der Sanierung erleichtert oder gewährleistet 
wird oder wenn die für die Bewilligung von Mitteln 
eines Öffentlichen Haushaltes zuständige Stelle die 
Bewilligung davon abhängig macht. 

§ 25 

Durchführung durch einen Sanierungsträger 

(1) Soweit es zur zweckmäßigen Durchführung 
der Sanierung erforderlich ist, insbesondere die 
Eigentümer zur Durchführung von Sanierungsmaß- 
nahmen nicht bereit oder in der Lage sind oder 
die ihnen überlassenen Maßnahmen nicht innerhalb 
angemessener Frist durchführen, kann die Gemeinde 
mit der Durchführung der Sanierungsmaßnahmen 
einen Sanierungsträger beauftragen. 

(2) Mit der Durchführung der Sanierungsmaßnah- 
men darf nur ein Sanierungsträger beauftragt wer- 
den, der die Voraussetzungen der §§ 42, 43 erfüllt. 

(3) Beabsichtigt die Gemeinde, mit der Durch- 
führung von Sanierungsmaßnahmen einen Sanie- 
rungsträger zu beauftragen, so hat sie den Eigen- 
tümern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Benennt mehr als die Hälfte der Eigentümer, denen 
zugleich mehr als die Hälfte der im Sanierungsgebiet 
gelegenen Grundstücksflächen gehört, einen be- 
stimmten Sanierungsträger, dem sie ihre Grund- 
stücke zur Durchführung der Sanierungsmaßnahmen 
zu übereignen bereit sind, so hat die Gemeinde 
diesen mit der Durchführung zu beauftragen. 

§ 26 

Aufgaben des Sanierungsträgers 

(1) Der Sanierungsträger hat die Sanierungsmaß- 
nahmen im Rahmen des mit der Gemeinde geschlos- 
senen Vertrages durchzuführen. Hoheitliche Befug- 
nisse der Gemeinde dürfen durch den Vertrag nicht 
übertragen werden. 

(2) Der Sanierungsträger hat der Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen und ihr nach Durch- 
führung der Sanierungsmaßnahmen Rechenschaft 
abzulegen. Er hat Gegenstände, die er zur Durch- 
führung der Sanierungsmaßnahmen erworben hat, 
getrennt von anderem Vermögen zu verwalten. 
Einen erzielten Überschuß hat er an die Gemeinde 
abzuführen. Die Gemeinde hat einen Fehlbetrag, der 
dem Sanierungsträger bei der Durchführung der 
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Sanierung entstanden ist und den er bei ordnungs- 
gemäßer Geschäftsführung nicht vermeiden konnte, 
auszugleichen, soweit nicht in dem Vertrag etwas 
anderes vorgesehen ist. 

(3) Der Sanierungsträger kann von der Gemeinde 
eine seiner Tätigkeit entsprechende angemessene 
Vergütung verlangen. 

§ 27 

Veräußerungspflicht des Sanierungsträgers 

(1) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, Grund- 
stücke, die in seinem Eigentum stehen und die im 
Bebauungsplan für das förmlich festgelegte Sanie- 
rungsgebiet als Baugrundstücke für den Gemein- 
bedarf oder als Verkehrs-, Versorgungs- oder Grün- 
flächen festgesetzt sind, an die Gemeinde oder den 
sonstigen Bedarfsträger zum Verkehrswert zu ver- 
äußern. 

(2) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, späte- 
stens nach Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebietes die Grundstücke zum Ver- 
kehrswert zu veräußern, an denen er nach seiner 
Beauftragung als Sanierungsträger ohne Hergabe 
von entsprechendem Austauschland Eigentum er- 
worben und die er nicht bereits auf Grund gesetz- 
licher oder beim Erwerb vertraglich übernommener 
Verpflichtungen zu übereignen hat. Ist bei Grund- 
stücken, die bei der Durchführung der Sanierung 
bebaut worden sind, der Verkehrswert niedriger 
als der Wert des erschlossenen Baugrundstücks und 
die Baukosten, so bedarf die Veräußerung der Ge- 
nehmigung der Gemeinde. 

(3) Bei der Erfüllung der Verpflichtung nach Ab- 
satz 2 hat der Sanierungsträger zunächst solche Per- 
sonen zu berücksichtigen, die zur Durchführung der 
Sanierung Grundstücke übereignet oder durch ein 
Umlegungs- oder Enteignungsverfahren verloren 
haben und nicht bereits Land oder grundstücks- 
gleiche Rechte als Ersatz erhalten haben; dabei sol- 
len vorrangig Personen berücksichtigt werden, die 
kein Grundeigentum oder nur Grundeigentum ge- 
ringen Umfanges besitzen. 

(4) Wenn eine Veräußerung an andere Personen 
in Betracht kommt, soll der Sanierungsträger insbe- 
sondere auch Personen berücksichtigen, die zur 
Durchführung der Sanierung in einem anderen Sa- 
nierungsgebiet Grundstücke in der in Absatz 3 be- 
zeichneten Weise zur Verfügung gestellt haben 
oder zur Verfügung stellen. 

(5) Ergibt sich bei den Verhandlungen mit den 
in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Personen der 
Wunsch nach Begründung von Miteigentum, Woh- 
nungseigentum oder Teileigentum, so soll der Sanie- 
rungsträger diesen Wünschen nach Möglichkeit ent- 
sprechen. 

(6) Bei der Vermietung oder Verpachtung von 
Geschäftsraum soll der Sanierungsträger bevorzugt 
solche Personen berücksichtigen, die im Sanierungs- 
gebiet Geschäftsraum verloren haben, wenn der Be- 
trieb der im Bebauungsplan festgesetzten Art der 
baulichen Nutzung entspricht. 


(7) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, der Ge- 
meinde die Grundstücke zum Vcrkchrswert anzu- 
bieten, deren Veräußerung ihm bis zur Beendigung 
seines Auftrages oder eines sich anschließenden 
Auftrages als Sanierungsträger nicht möglich ge- 
wesen ist. 

§ 28 

Abgabenbefreiung 

(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der Sanie- 
rung eines förmlich festgelegten Sanierungsgebietes 
dienen, einschließlich der Berichtigung der öffent- 
lichen Bücher, sind frei von Gebühren, Auslagen 
und ähnlichen Abgaben; dies gilt nicht für die 
Kosten eines Rechtsstreites. Hiervon unberührt blei- 
ben Regelungen, die auf landesrechtlichen Vor- 
schriften beruhen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Geschäfte und Verhand- 
lungen, die der Erfüllung einer gesetzlichen oder 
vertraglichen Veräußerungspflicht dienen, die im 
Zusammenhang mit der Sanierung entstanden ist, 
auch wenn sie erst nach Abschluß der Sanierung er- 
füllt wird. 

(3) Die Abgabenfreiheit ist von der zuständigen 
Behörde ohne Nachprüfung anziierkennen, wenn die 
Gemeinde versichert, daß ein Geschäft oder eine 
Verhandlung der Sanierung eines förmlich festge- 
legten Saniorungsgebietes oder der Erfüllung einer 
im Zusammenhang damit entstandenen Veräuße- 
rungspflicht dient. 


VIERTER ABSCHNITT 
Besondere baurechtiiehe Vorschriften 

§ 29 

Nichtberücksichtigung von Werterhöhungen 

(1) Bei der Bemessung von Ausgleichs- oder Ent- 
schädigungsleistungen auf Grund von Maßnahmen, 
die der Vorbereitung oder Durchführung der Sanie- 
rung im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet die- 
nen, bleiben Werterhöhungen unberücksichtigt, die 
durch die Aussicht auf die Sanierung eingetreten 
sind. 

(2) Wird im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet eine Umlegung durchgeführt, so findet § 58 des 
Bundesbaugesetzes über die Verteilung nach dem 
Verhältnis der Flächen keine Anwendung. Bei der 
Ermittlung des Verkehrswertes der zuzuteilenden 
Grundstücke nach § 57 Sätze 3 und 4 des Bundes- 
baugesetzes sind die durch die Aussicht auf die 
Sanierung eingetretenen Werterhöhungen zu be- 
rücksichtigen, nicht dagegen bei der Ermittlung des 
Verkehrswertes der früheren Grundstücke nach § 57 
Satz 2 des Bundesbaugesetzes. 

(3) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet ist 
in einem Enteignungsverfahren ein Angebot dann 
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als angemessen im Sinne des § 87 Abs. 2 Nr. 2, des 
§ 88 oder des § 95 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesbaugeset- 
zes anzusehen, wenn es, soweit es den Kaufpreis 
betrifft, dem Verkehrswert des Grundstücks ohne 
Berücksichtigung der durch die Aussicht auf die Sa- 
nierung eingetretenen Werterhöhungen entspricht. 

(4) Um die Werterhöhungen, die durch die Aus- 
sicht auf die Sanierung eingetreten sind, zu ermit- 
teln, sind die Änderungen in den Wertverhältnissen 
vergleichbarer Gebiete, die nicht förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiete sind, heranzuziehen und den Än- 
derungen in den Wertverhältnissen im förmlich fest- 
gelegten Sanierungsgebiet gegenüberzustellen. 

(5) Bei der Ermittlung des Verkehrswertes eines 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücks hat der Gutachterausschuß auf Antrag 
auch die nach den Absätzen 1 bis 4 maßgebenden 
Grundstückswerte zu ermitteln. 

(6) Bei der Bemessung von Ausgleichs- oder Ent- 
schädigungsleistungen auf Grund von Maßnahmen, 
die der Vorbereitung oder Durchführung der Sanie- 
rung im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet die- 
nen, bleibt eine Vereinbarung insoweit unberück- 
sichtigt, als sie von den üblichen Vereinbarungen 
in vergleichbaren Gebieten, die nicht förmlich fest- 
gelegte Sanierungsgebiete sind, auffällig abweicht 
und anzunehmen ist, daß sie getroffen worden ist, 
um eine höhere Ausgleichs- oder Entschädigungs- 
leistung zu erlangen. 

§ 30 

Genehmigungspflicht 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet be- 
dürfen, sofern nicht bereits eine Genehmigung nach 
§ 51 des Bundesbaugesetzes erforderlich ist, zu ihrer 
Gültigkeit der schriftlichen Genehmigung der Ge- 
meinde: 

1. Vereinbarungen, durch die ein schuldrecht- 
liches Vertragsverhältnis über den Ge- 
brauch oder die Nutzung eines Grund- 
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils auf 
bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr 
eingegangen oder verlängert wird, 

2. Vereinbarungen, durch die ein derartiges 
Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit 
eingegangen oder verlängert wird, wenn 
sich die Zahl der Familien oder Allein- 
stehenden erhöht oder die bisherige Nut- 
zungsart ändert. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die Ver- 
einbarung oder die Änderung die Durchführung der 
Sanierung wesentlich erschweren würde. Sie ist zu 
erteilen, wenn die wesentliche Erschwerung dadurch 
beseitigt wird, daß die Beteiligten für den Fall der 
Durchführung der Sanierung für sich und ihre Rechts- 
nachfolger auf Entschädigung für die Beendigung 
der Vereinbarung und der auf Grund der Verein- 
barung begründeten Rechte sowie für wertsteigernde 


Veränderungen verzichten, die auf Grund der Ver- 
einbarung oder der Rechte vorgenommen werden. 

(3) Die Genehmigung kann unter Auflagen erteilt 
werden. 

§ 31 

Veränderungssperre 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet be- 
trägt die Frist, nach deren Ablauf eine Verände- 
rungssperre gemäß § 17 Abs. 1 Sätze 1 und 2 des 
Bundesbaugesetzes außer Kraft tritt, vier Jahre. 

(2) Dauert eine Veränderungssperre länger als 
vier Jahre, so kann im förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet der Eigentümer für das fünfte und 
sechste Jahr der Veränderungssperre, sofern ihm 
durch die Fortdauer der Veränderungssperre Ver- 
mögensnachteile entstehen, als Entschädigung die 
Übernahme des Grundstücks zum Verkehrswert von 
dem nach Absatz 3 zur Entschädigung Verpflichteten 
verlangen. § 18 des Bundesbaugesetzes findet inso- 
weit keine Anwendung; Entschädigungsansprüche 
nach § 18 des Bundesbaugesetzes, die bis zur förm- 
lichen Festlegung des Sanierungsgebietes entstanden 
sind, bleiben unberührt. Für die Zeit nach Ablauf 
des sechsten Jahres kann der Eigentümer nach seiner 
Wahl Entschädigung in Geld nach § 18 des Bundes- 
baugesetzes oder durch Übernahme nach Satz 1 ver- 
langen. 

(3) Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflich- 
tet. Hat sie mit der Durchführung der Sanierung 
einen Sanierungsträger beauftragt, so ist dieser zur 
Entschädigung verpflichtet. Erfüllt der Sanierungs- 
träger seine Verpflichtung nicht, so ist dem Eigen- 
tümer gegenüber auch die Gemeinde verpflichtet. Die 
Vorschrift des § 40 Abs. 5 Sätze 1 und 2 des Bundes- 
baugesetzes gilt entsprechend. 

§ 32 

Vorkaufsrecht 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
steht der Gemeinde ein Vorkaufsrecht bei dem Kauf 
von unbebauten und bebauten Grundstücken zu. 
§ 24 Abs. 2 bis 5, §§ 27 und 28 des Bimdesbau- 
gesetzes sind anzuwenden. 

(2) Die Gemeinde kann das ihr nach Absatz 1 zu- 
stehende Vorkaufsrecht zugunsten eines Sanie- 
rungsträgers auch in anderen als den in § 27 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Bundesbaugesetzes bezeichneten 
Fällen ausüben, wenn der Sanierungsträger einver- 
standen ist. 

§ 33 

Bodenordnung 

(1) Wird von einem Grundstückseigentümer, der 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet eigen- 
genutzten Wohn- oder Geschäftsraum aufgeben muß 
und im Umlegungsverfahren kein Grundstück erhält, 
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beantragt, daß für ihn als Abfindung im Umlegungs- 
verfahren eines der im § 59 Abs. 4 des Bundesbau- 
gesetzes bezeichneten Rechte im förmlich festgeleg- 
ten Sanierungsgebiet vorgesehen wird, so soll dem 
entsprochen werden, sofern dies in der Umlegung 
möglich und mit dem Sanierungszweck vereinbar ist. 

(2) Im Umlegungsplan sind die im förmlich fest- 
gelegten Sanierungsgebiet gelegenen Gebäude oder 
sonstigen baulichen Anlagen zu bezeichnen, die bei 
der Durchführung der Sanierung ganz oder teil- 
weise beseitigt werden müssen. Die Eigentümer 
haben die Beseitigung zu dulden, wenn die Ge- 
meinde sie zum Vollzug des Umlegungsplanes 
durchführt. 

§ 34 

Wertsteigernde Veränderungen an Gebäuden 

Muß auf Grund des Bebauungsplanes bei der 
Durchführung der Sanierung ein Gebäude oder eine 
sonstige bauliche Anlage im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet ganz oder teilweise beseitigt wer- 
den, so bleiben wertsteigernde Veränderungen, die 
nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes oder, 
wenn das Sanierungsgebiet erst danach förmlich 
festgelegt wird, nach diesem Zeitpunkt vorgenom- 
men werden, unberücksichtigt, wenn der Verkehrs- 
wert des Grundstücks bei der Durchführung der Sa- 
nierung zu ermitteln oder wenn eine Entschädigung 
festzusetzen ist. Dies gilt nicht, wenn die Gemeinde 
der Veränderung zugestimmt hat oder wenn die 
Veränderung auf Grund einer öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtung durchgeführt worden ist. Notwendige 
Unterhaltungsarbeiten gelten nicht als wertstei- 
gernde Veränderungen. 

§ 35 

Baugebot 

(1) Die Gemeinde kann auch außerhalb eines 
Umlegungsverfahrens verlangen, daß der Eigen- 
tümer eines im förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiet gelegenen Grundstücks sein Grundstück ent- 
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
innerhalb einer näher zu bestimmenden angemesse- 
nen Frist bebaut, wenn die alsbaldige Bebauung zur 
Durchführung der Sanierung erforderlich und eine 
tragbare Finanzierung des Bauvorhabens gewähr- 
leistet ist. Erfüllt der Eigentümer diese Verpflich- 
tung nicht, so kann die Gemeinde die Übereignung 
des Grundstücks zum Verkehrswert an sich oder an 
einen von ihr benannten Bauwilligen verlangen, 
der glaubhaft macht, daß er das Grundstück inner- 
halb angemessener Frist bebauen wird. Für die Er- 
mittlung des Verkehrswertes gilt § 29 entsprechend. 

(2) Hat die Gemeinde die Übereignung an sich 
verlangt, so gilt die Vorschrift des § 89 Abs. 2 und 3 
des Bundesbaugesetzes sinngemäß mit der Maß- 
gabe, daß die Übereignung auch nach der Bebauung 
vorgenommen werden kann. 


§ 36 

Enteignung zugunsten der Gemeinde 

Zwingende städtebauliche Gründe für die Ent- 
eignung eines im förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiet gelegenen Grundstücks zugunsten der Ge- 
meinde im Sinne des § 88 des Bundesbaugesetzes 
sind dann als gegeben anzusehen, wenn die Sanie- 
rung ohne dieses Grundstück nicht entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes durchgeführt 
werden kann. 

§ 37 

Enteignung zugunsten des Sanierungsträgers 

(1) Ist zur Durchführung der Sanierung die Ent- 
eignung eines im förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiet gelegenen Grundstücks erforderlich, um eine 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes entspre- 
chende Nutzung vorzubereiten, so kann abweichend 
von § 87 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes die Enteig- 
nung auch zugunsten des Sanierungsträgers er- 
folgen. 

(2) Die für die Gemeinde geltenden Vorschriften 
der §§ 88, 89 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes sowie 
des § 36 dieses Gesetzes finden auf den Sanierungs- 
träger entsprechende Anwendung. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Beendigung von Miet- und Pachtverhältnissen 

§ 38 

Fortsetzung von Mietverhältnissen 

Muß auf Grund des Bebauungsplanes bei der 
Durchführung der Sanierung ein Gebäude oder eine 
sonstige bauliche Anlage im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet ganz oder teilweise beseitigt wer- 
den und ist die alsbaldige Beseitigung beabsichtigt, 
so finden die §§ 556 a, 556b und 556 c des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs mit der Maßgabe Anwendung, 
daß auch das öffentliche Interesse an der alsbaldigen 
Durchführung der Sanierung zu berücksichtigen ist, 
wenn angemessener Ersatzwohnraum für den Mie- 
ter und die zu seinem Hausstand gehörenden Per- 
sonen zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
gestellt wird. 

§ 39 

Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

(1) Muß auf Grund des Bebauungsplanes bei der 
Durchführung der Sanierung ein Gebäude oder eine 
sonstige bauliche Anlage im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet ganz oder teilweise beseitigt wer- 
den und ist die alsbaldige Beseitigung beabsichtigt, 
so kann die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers 
Miet- oder Pachtverhältnisse, die der Beseitigung 
entgegenstehen, mit einer Frist von mindestens 
sechs Monaten aufheben. Bei der Aufhebung ist aus- 
zusprechen, daß der Mieter oder Pächter nach § 41 
insoweit eine angemessene Entschädigung erhält, 
als ihm durch die vorzeitige Beendigung des Rechts- 
verhältnisses Vermögensnachteile entstehen. 
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(2) Die Gemeinde darf ein Miet- oder Pachtver- 
hältnis nur aufheben, wenn das Rechtsverhältnis bis 
zum Ablauf der Frist nicht vertragsmäßig endigt 
oder nicht durch Kündigung des Eigentümers be- 
endigt werden kann. 

(3) Die Gemeinde darf ein Mietverhältnis über 
Wohnraum nur aufheben, wenn im Zeitpunkt der 
Beendigung des Mielverhältnisses angemessener 
Ersatzwohnraum für den Mieter und die zu seinem 
Hausstand gehörenden Personen zu zumutbaren Be- 
dingungen zur Verfügung stehen wird. 

(4) Vor Aufhebung eines Miet- oder Pachtver- 
hältnisses über Geschäftsraum soll die Gemeinde, 
insbesondere im Hinblick auf ihre Entschädigungs- 
verpflichtung nach § 41, mit dem Mieter oder Päch- 
ter die Möglichkeit einer anderweitigen Unterbrin- 
gung erörtern. Strebt der Mieter oder Pächter eine 
anderweitige Unterbringung an, so soll die Ge- 
meinde das Miet- oder Pachtverhältnis nur auf- 
heben, wenn der Mieter oder Pächter im Zeitpunkt 
der Beendigung des Miet- oder Pachtverhältnisses 
anderen geeigneten Geschäftsraum erhalten wird. 

(5) Ist ein Miet- oder Pachtverhältnis durch Auf- 
hebung beendigt worden, so kann die Gemeinde die 
Räumung mit den Mitteln des Verwaltungszwanges 
vollziehen. 

(6) Die Zulässigkeit einer Aufhebung von Miet- 
oder Pachtverhältnissen im Rahmen der Umlegung 
nach dem Vierten Teil des Bundesbaugesetzes oder 
einer Enteignung von Miet- oder Pachtverhältnissen 
nach dem Fünften Teil des Bundesbaugesetzes wird 
durch die Möglichkeit, Miet- oder Pachtverhältnisse 
nach den Absätzen 1 bis 4 aufzuheben, nicht berührt. 

(7) Die Aufhebung eines Miet- oder Pachtver- 
hältnisses nach den Absätzen 1 bis 4 kann nur durch 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach dem 
Neunten Teil des Bundesbaugesetzes angefochten 
werden. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten für andere Ver- 
tragsverhältnisse, die dem Miet- oder Pachtverhält- 
nis ähnlich sind, entsprechend. 

§ 40 

Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen über 
unbebaute Grundstücke 

(1) Ist nech den Festsetzungen des Bebauungs- 
planes für ein unbebautes Grundstück im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet eine andere Nutzung 
vorgesehen und ist die alsbaldige Änderung der 
Nutzung beabsichtigt, so kann die Gemeinde auf 
Antrag des Eigentümers Miet- oder Pachtverhält- 
nisse aufheben, die sich auf das Grundstück bezie- 
hen und der neuen Nutzung entgegenstehen. 

(2) Auf die Aufhebung ist § 39 sinngemäß anzu- 
wenden. 


§ 41 

Entschädigung bei Aufhebung von Miet- und 
Pachtverhältnissen 

(1) Ist ein Rechtsverhältnis auf Grund des § 39 
oder des § 40 aufgehoben worden, so ist dem Mieter 
oder Pächter insoweit eine angemessene Entschä- 
digung in Geld zu leisten, als ihm durch die vor- 
zeitige Beendigung des Rechtsverhältnisses Ver- 
mögensnachteile entstehen. Die Vorschriften des 
Zweiten Abschnittes des Fünften Teiles des Bundes- 
baugesetzes gelten entsprechend. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver- 
pflichtet. Sie kann von demjenigen, der die Sanie- 
rung durchführt, Ersatz verlangen, es sei denn, daß 
er nach dem mit der Gemeinde geschlossenen Ver- 
trag zur Tragung der Entschädigung nicht verpflich- 
tet ist. 

(3) Kommt eine Einigung über die Höhe der Ent- 
schädigung nicht zustande, so entscheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde. Vor der Entscheidung sind die 
Beteiligten zu hören. Die Entscheidung kann nur 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach 
dem Neunten Teil des Bundesbaugesetzes angefoch- 
ten werden. 

(4) Wird ein Pachtvertrag über kleingärtnerisch 
genutztes Land nach § 39 oder § 40 aufgehoben, so 
ist die Gemeinde auch zur Bereitstellung oder Be- 
schaffung von Ersatzland verpflichtet. Bei der Ent- 
schädigung in Geld ist die Bereitstellung oder Be- 
schaffung des Ersatzlandes angemessen zu berück- 
sichtigen. Die höhere Verwaltungsbehörde kann die 
Gemeinde von der Verpflichtung zur Bereitstellung 
oder Beschaffung von Ersatzland befreien, wenn sie 
den Nachweis führt, daß sie zur Erfüllung außer- 
stande ist. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Sanierungsträger und Sanierungsbetreuer 

§ 42 

Sanierungsträger 

Als Sanierungsträger darf die Gemeinde nur be- 
auftragen 

1. ein als Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
nach § 28 des Gesetzes über die Gemeinnützig- 
keit im Wohnungswesen — Wohnungsgemein- 
nützigkeitsgesetzes — vom 29. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 437) anerkanntes Unter- 
nehmen, das satzungsgemäß neben der Auf- 
gabe, im Rahmen des Wohnungsbaues aus- 
schließlich oder überwiegend Bauherren zu be- 
treuen, auch die Aufgabe eines Sanierungs- 
trägers ausübt, 

2. ein Unternehmen, wenn die zuständige oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle anerkannt hat, daß es die Voraussetzun- 
gen des § 43 erfüllt. 
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§ 43 I 

Anerkennung der Voraussetzungen j 

(1) Eine Anerkennung nach § 42 Nr. 2 darf nur i 

ausgesprochen werden für j 

1. ein anderes als in § 42 Nr. 1 bezeichnetos 
Organ der staatlichen Wohnungspolitik, 
das satzungsgemäß neben der Aufgabe, 
Wohnungen zu bauen, auch die Aufgabe 
eines Sanierungsträgers hat oder satzimgs- 
gemäß nur die Aufgabe eines Sanierungs- 
trägers hat, 

2. ein gemeinnütziges Wohnungsunterneh- 
men im Sinne des Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetzes, 

3. ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen 
im Sinne von § 1 des Reichssiedlungsge- 
setzes vom 11. August 1919 (Reichsgesetz- 
blatt S. 1429), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 28. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1091) oder ein durch Rechtsverordnung 
nach § 1 des Reichssiedlungsgesetzes be- ; 
zeiclinetes Siedlungsunternehmen, 

4. ein anderes Unternehmen in der Rechts- 
form der juristischen Person, sofern es 
satzungsgemäß neben der Aufgabe, über- 
wiegend Wohnungen oder Geschäftsräume : 
zu bauen oder den Bau zu betreuen, die | 
Aufgabe eines Sanierungsträgers hat oder , 
satzungsgemäß nur die Aufgabe eines 
Sanierungsträgers hat, sich einer jähr- 
lichen Prüfung seiner Geschäftstätigkeit 
und der Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Sanierungsträger unter- 
wirft und nicht selbst als Bauunternehmen ! 
tätig ist. 

I 

(2) Die Anerkennung darf nur ausgesprochen | 

werden, wenn , 

1 

I 

1. das Unternehmen nach seiner Betriebsart, 
seiner Organisation und seinen finanziel- | 
len Verhältnissen in der Lage ist, die vor- i 
gesehenen Sanierungsmaßnahmen vorzu- ; 
bereiten, durchzuführen und Eigentümer ‘ 
bei diesen Maßnahmen zu betreuen und | 

i 

2. die nach Gesetz, Satzung oder Gesell- | 
schaftsvertrag zur Vertretung berufenen | 
Personen sowie die mit der technischen > 
oder kaufmännischen Leitung des Unter- 
nehmens beauftragten Personen die für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit erforderliche Zu- 
verlässigkeit besitzen. 

(3) Die Anerkennung kann für den einzelnen Fall 
oder allgemein ausgesprochen werden. Sie ist zu 
widerrufen, wenn die für sie erforderlichen Voraus- 
setzungen nach den Absätzen 1 und 2 nicht mehr 
vorliegen. 


§ 44 

Steuervergünstigung für nichtgemeinnützige 
Sanierungsträger 

(1) Unternehmen im Sinne von § 43 Abs. 1 Nr. 4, 
die als Sanicrungsträger nach § 25 beauftragt wor- 
den sind, sind von der Körperschaftsteuer und von 
der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital befreit, soweit sie Aufgaben 
als Sanierungsträger nach diesem Gesetz erfüllen. 
Das gleiche gilt für die durch Rechtsverordnung nach 
§ 1 des Reichssiedlungsgesetzes bezeichneten Sied- 
lungsunternehmen, -die nicht gemeinnützig sind (§ 43 
Abs. 1 Nr. 3). 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Unternehmen 
unterliegen mit dem Teil ihres Vermögens, der von 
ihnen nach § 26 Abs. 2 Satz 2 getrennt verwaltet 
wird, nicht der Vermögensleuer. 

§ 45 

Sanierungsbetreuer 

(1) Als Sanierungsbetreuer darf nur beauftragt 
werden 

1. ein Unternehmen, das nach §§ 42, 43 als 
Sanierungsträger beauftragt werden darf 
oder 

2. ein anderes Unternehmen oder ein freibe- 
ruflich Tätiger, wenn die von der zustän- 
digen obersten Landesbehörde bestimmte 
Stelle der Beauftragung zugestimmt hat. 

(2) Die Stelle darf die Zustimmung zur Beauftra- 
gung nach Absatz 1 Nr. 2 nur erteilen, wenn das 
Unternehmen oder der freiberuflich Tätige für die 
Aufgabe, den Eigentümer bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Sanierungsmaßnahmen zu be- 
treuen, die Voraussetzungen des § 43 Abs. 2 sinn- 
gemäß erfüllt. Voraussetzung ist weiter, daß das 
Unternehmen oder der freiberuflich Tätige außer 
seiner Tätigkeit als Sanierungsbetreuer keine eige- 
nen Interessen im Sanierungsgebiet verfolgt. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Abschluß der Sanierung 

§ 46 

Fortfall von Rechtswirkungen für einzelne 
Grundstücke 

(1) Ist ein Grundstück in einem förmlich festge- 
legten Sanierungsgebiet bei der Durchführung der 
Sanierung entsprechend den Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes bebaut oder ist entsprechend diesen 
Festsetzungen in sonstiger Weise die Nutzung des 
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Grundstücks aufgenommen worden, so entfallen für 
Rechtsvorgänge nach diesem Zeitpunkt die Rechts- 
wirkungen der §§ 29 bis 41, soweit sie sich auf das 
Grundstück beziehen. 

(2) Die Gemeinde kann bereits vor dem in Ab- 
satz 1 bezeichneten Zeitpunkt die Durchführung der 
Sanierung für einzelne Grundstücke durch Bescheid 
an den Eigentümer als abgeschlossen erklären, wenn 
die den Festsetzungen des Bebauungsplanes ent- 
sprechende Bebauung oder sonstige Nutzung auch 
ohne Gefährdung des Sanierungszweckes zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen kann. Mit der Erklärung 
entfallen für Rechtsvorgänge nach diesem Zeitpunkt 
die Rechtswirkungen der §§ 29 bis 41, soweit sie 
sich auf das Grundstück beziehen. Ein Rechtsan- 
spruch auf Abgabe der Erklärung besteht nicht. 

§ 47 

Aufhebung der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebietes 

(1) Ist die Sanierung durchgeführt, so ist der Be- 
schluß der Gemeinde über die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebietes aufzuheben. Ist die Sanie- 
rung nur in einem Teil des förmlich festgelegten 
Sanierungsgebietes durchgeführt, so kann der Be- 
schluß für diesen Teil aufgehoben werden. 

(2) Erweist sich die Sanierung als undurchführ- 
bar, insbesondere weil die erforderlichen Finanzie- 
rungsmittel nicht beschafft werden können, oder 
wird die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen 
aufgegeben, so ist der Beschluß über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebietes aufzuheben. Sind 
diese Voraussetzungen nur für einen Teil des Sanie- 
rungsgebietes gegeben, so ist der Beschluß für die- 
sen Teil aufzuheben. 

(3) Der Beschluß der Gemeinde, durch den die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes ganz 
oder teilweise aufgehoben wird, ergeht als Satzung. 
Er bedarf der Genehmigung der höheren Verwal- 
tungsbehörde; die Vorschrift des § 6 Abs. 2 bis 4 des 
Bundesbaugesetzes gilt entsprechend. Der Beschluß 
ist zusammen mit der Genehmigung in der Gemeinde 
ortsüblich bekanntzumachen. Mit der Bekannt- 
machung wird der Beschluß rechtsverbindlich. 

(4) Für Rechtsvorgänge vor dem Inkrafttreten 
des Aufhebungsbeschlusses bleiben die Rechtswir- 
kungen der §§ 29 bis 41 unberührt, soweit sie sich 
auf die Grundstücke in dem Sanierungsgebiet oder 
dem Teil des Sanierungsgebiets beziehen. 

(5) Mit dem Inkrafttreten des Aufhebungsbe- 
schlusses wird die Kenntlichmachung des Sanie- 
rungsgebietes oder des Teiles des Sanierungsgebie- 
tes im Bebauungsplan, im Falle des Absatzes 1 auch 
im Flächennutzungsplan, gegenstandslos; das gleiche 
gilt für die Kennzeichnung der zu beseitigenden Ge- 
bäude und sonstigen baulichen Anlagen im Bebau- 
ungsplan. Die Pläne sind entsprechend zu berich- 
tigen. 


VIERTER TEIL 

Entwicklungsmaßnahmen 

§ 48 

Erklärung zum städtebaulichen Entwicklungsbereich 

(1) Die Landesregierung kann die für eine Ent- 
wicklungsmaßnahme im Sinne des § 2 Abs. 3 in Be- 
tracht kommenden Flächen durch Rechtsverordnung 
zum städtebaulichen Entwicklungsbereich erklären, 
wenn dies zum Wohle der Allgemeinheit, insbeson- 
dere aus Gründen der Raumordnung und Landes- 
planung, erforderlich ist. Die Grenzen des städte- 
baulichen Entwicklungsbereichs sind in der Rechts- 
verordnung zu bezeichnen. 

(2) Grundstücke der in § 21 Abs. 3 bezeichneten 
Art sowie Grundstücke, für die gemäß § 1 Abs. 2 
des Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben 
der Verteidigung vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 1012), 
ein Anhörungsverfahren eingeleitet worden ist, und 
bundeseigene Grundstücke, bei denen die Absicht, 
sie für Zwecke der Landesverteidigung zu verwen- 
den, der Landesregierung bekannt ist, dürfen nur 
mit Zustimmung des Bedarfsträgers in den Entwick- 
lungsbereich einbezogen werden. 

§ 49 

Träger der Entwicklungsmaßnahme 

(1) Die von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde bestimmt den Träger der Entwicklungsmaß- 
nahme. 

(2) Als Träger kann bestimmt werden 

1. die Gemeinde, 

2. der Gemeindeverband, 

3. ein Planungsverband, 

4. ein Zusammenschluß nach dem Zweckver- 
bandsrecht oder durch besonderes Landes- 
gesetz oder 

5. mit seinem Einverständnis ein Unterneh- 
men, das satzungsgemäß die Aufgabe hat, 
Entwicklungsmaßnahmen vorzubereiten 
und durchzuführen, die Voraussetzungen 
des § 43 Abs. 2 für die Vorbereitung und 
Durchführung der beabsichtigten Entwick- 
lungsmaßnahme erfüllt und als Organ der 
staatlichen Wohnungspohtik anerkannt ist 
oder anerkannt werden kann. 

(3) Für Entwicklungsmaßnahmen, die die Neu- 
ordnung des ländlichen Raums zum Gegenstand 
haben, kann mit seinem Einverständnis auch ein ge- 
meinnütziges Siedlungsunternehmen im Sinne von 
§ 1 des Reichssiedlungsgesetzes als Träger bestimmt 
werden, wenn es satzungsgemäß die Aufgabe hat, 
derartige Entwicklungsmaßnahmen vorzubereiten 
und durchzuführen und die Voraussetzungen des 
§ 43 Abs. 2 für die Vorbereitung und Durchführung 
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der beabsichtigten Entwicklungsmaßnahme erfüllt. 
Voraussetzung ist, daß dem Bund oder dem Land 
allein oder in Gemeinschaft mit einer anderen Ge- 
bietskörperschaft mindestens die Hälfte des Grund- 
oder Stammkapitals des Unternehmens zusteht. Das 
Unternehmen muß einer jährlichen Prüfung seiner 
Geschäftstätigkeit und der Einhaltung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Entwicklungs- 
träger unterliegen und darf nicht selbst im Rahmen 
der Entwicklungsmaßnahme als Bauherr tätig sein. 

§ 50 

Aufgabe des Trägers der Entwicklungsmaßnahme 

Der Träger hat die Aufgabe, die Entwicklungs- 
maßnahme nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Teiles vorzubereiten und, soweit diese Aufgabe nicht 
nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften oder öffent- 
lich-rechtlichen Verpflichtungen einem andern ob- 
liegt, durchzuführen. Er hat hierbei die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß ein lebensfähiges 
örtliches Gemeinwesen entsteht, das nach seinem 
wirtschaftlichen Gefüge und seiner bevölkerungs- 
mäßigen Zusammensetzung dem Zweck der städte- 
baulichen Entwicklungsmmßnahme entspricht. Er hat 
insbesondere die Grundstücke im städtebaulichen 
Entwicklungsbereich zu erwerben, sie nach ihrer 
Neuordnung und Erschließung zu veräußern und da- 
für zu sorgen, daß sie in wirtschaftlich sinnvoller 
Aufeinanderfolge baulich oder in sonstiger Weise 
genutzt werden. 

§ 51 

Pflicht zur Aufstellung von Bauleitplänen 

(1) Die Gemeinde, in deren Gebiet die von der 
Rechtsverordnung nach § 48 Abs. 1 erfaßten Flächen 
liegen, hat für den städtebaulichen Entwicklungs- 
bereich unverzüglich Bauleitpläne aufzustellen. 

(2) Liegen die Flächen in dem Gebiet mehrerer 
Gemeinden, so haben sich diese Gemeinden zu 
einem Planungsverband zusammenzuschließen. § 4 
des Bundesbaugesetzes ist mit folgenden Maßgaben 
anzu wenden: 

1. Mitglied des Planungsverbandes ist auch 
der Träger der Entwicklungsmaßnahme, 
sofern nicht der Planungsverband selbst 
Träger ist; 

2. der Planungsverband tritt für die Bauleit- 
planung in dem städtebaulichen Entwick- 
lungsbereich in vollem Umfang an die 
Stelle der Gemeinden. 

(v3) Ist ein Gemeindeverband oder ein in § 49 
Abs. 2 Nr. 5 oder Abs. 3 bezeichnetes Unternehmen 
Träger der Entwicklungsmaßnahme, so ist der Träger 
verpflichtet, die Bauleitpläne auszuarbeiten, wenn 
die Gemeinde, ein Planungsverband oder ein Zu- 
sammenschluß nach § 49 Abs. 2 Nr. 4 es beantragt. 

(4) Erfüllt die Gemeinde ihre Aufgabe nach Ab- 
satz 1 nicht innerhalb angemessener Frist, so stellt 


die von der Landesregierung bestimmte Behörde den 
Bauleitplan auf und legt ihn der Gemeinde zur 
Beschlußfassung vor. Kommt ein Beschluß der Ge- 
meinde nicht zustande, so setzt die von der Landes- 
regierung bestimmte Behörde den Plan fest. § 12 des 
Bundesbaugesetzes gilt sinngemäß. 

§ 52 

Nichtberücksichtigung von Werterhöhungen 

(1) Bei der Bemessung von Ausgleichs- oder Ent- 
schädigungsleistungen aus Anlaß der Vorbereitung 
oder Durchführung der Entwicklungsmaßnahme in 
dem städtebaulichen Entwicklungsbereich bleiben 
Werterhöhungen unberücksichtigt, die durch die 
Aussicht auf die vorgesehene Entwicklung einge- 
treten sind. 

(2) Die Vorschrift des § 29 Abs. 4 und 5 gilt sinn- 
gemäß. 

§ 53 

übernahmeverlangen 

(1) Der Eigentümer eines im städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich gelegenen Grundstücks kann von 
dem Träger der Entwicklungsmaßnahme die Über- 
nahme des Grundstücks verlangen, wenn es ihm mit 
Rücksicht auf die Erklärung zum städtebaulichen 
Entwicklungsbereich oder den Stand der Entwick- 
lungsmaßnahme wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten 
ist, das Grundstück zu behalten oder es in der bis- 
herigen oder einer anderen zulässigen Art zu nutzen. 

(2) Kommt eine Einigung über die Übernahme 
nicht zustande, so kann der Eigentümer die Ent- 
ziehung des Eigentums an dem Grundstück ver- 
langen. Für die Entziehung des Eigentums gelten die 
Vorschriften des Fünften Teiles des Bundesbau- 
gesetzes in Verbindung mit § 52 des vorliegenden 
Gesetzes entsprechend. 

§ 54 

Beteiligung des Trägers der Entwicklungsmaßnahme 

Vor der Entscheidung über einen Antrag auf Er- 
teilung einer Bodenverkehrsgenehmigung nach dem 
Zweiten Abschnitt des Zweiten Teiles des Bundes- 
baugesetzes oder über einen Antrag auf Genehmi- 
gung eines Vorhabens nach dem Ersten Abschnitt 
des Dritten Teiles des Bundesbaugesetzes ist dem 
Träger der Entwicklungsmaßnahme Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

§ 55 

Veränderungssperre 

Im städtebaulichen Entwicklungsbereich sind die 
Vorschriften des § 31 über die Veränderungssperre 
sinngemäß anzuwenden. 
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§ 56 

Vorkaufsrecht 

(1) Bei dem Kauf von unbebauten und bebauten 
Grundstücken steht im städtebaulichen Entwick- 
lungsbereich der Gemeinde, in deren Gebiet das 
Grundstück liegt, ein Vorkaufsrecht zu. § 24 Abs. 2 
bis 5, §§ 27 und 28 des Bundesbaugesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Die Gemeinde kann das ihr nach Absatz 1 zu- 
stehende Vorkaufsrecht zugunsten des Trägers der 
Entwicklungsmaßnahme auch in anderen als den in 
§ 27 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Bundesbaugesetzes be- 
zeichneten Fällen ausüben, wenn der Träger der 
Entwicklungsmaßnahme einverstanden ist. 

§ 57 

Enteignung 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich ist die 
Enteignung zugunsten des Trägers der Entwicklungs- 
maßnahme zur Erfüllung seiner Aufgaben zulässig. 
Sie ist nicht davon abhängig, daß ein Bebauungsplan 
aufgestellt ist. 

(2) Die Enteignung nach Absatz 1 setzt voraus, 
daß der Träger der Entwicklungsmaßnahme sich ohne 
Erfolg ernsthaft um den freihändigen Erwerb des 
Grundstücks zu angemessenen Bedingungen be- 
müht hat. Angemessene Bedingungen liegen vor, 
wenn das Angebot, soweit es den Kaufpreis be- 
trifft, dem Verkehrswert des Grundstücks ohne Be- 
rücksichtigung der durch die Aussicht auf die vor- 
gesehene Entwicklung eingetretenen Werterhöhun- 
gen entspricht. 

(3) Für die Enteignung nach Absatz 1 gelten die 
Vorschriften der §§ 86, 90 bis 92 und des Zweiten 
und Dritten Abschnittes des Fünften Teiles des Bun- 
desbaugesetzes. 

§ 58 

Veräußerungspflicht des Trägers 
der Entwicklungsmaßnahme 

(1) Der Träger der Entwicklungsmaßnahme ist 
verpflichtet, Grundstücke, die er zur Vorbereitung 
oder Durchführung der Entwicklungsmaßnahme er- 
worben hat und die in einem Bebauungsplan für den 
Entwicklungsbereich als Baugrundstücke für den 
Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Versorgungs- 
oder Grünflächen festgesetzt sind, der Gemeinde, 
soweit diese Bedarfsträger ist, unentgeltlich zu über- 
eignen. 

(2) Andere Grundstücke, die der Träger zur Vor- 
bereitung oder Durchführung der Entwicklungsmaß- 
nahme erworben hat, hat er an Nutzungswillige zu 
veräußern, die glaubhaft machen, daß sie die Grund- 
stücke entsprechend den Festsetzungen des Bebau- 
ungsplanes innerhalb angemessener Frist nutzen 
werden; hierbei sind zunächst die früheren Eigen- 
tümer zu berücksichtigen. 


(3) Die Veräußerung nach Absatz 2 hat ohne Ge- 
winn zu erfolgen; jedoch sind bis zur Höhe des 
Verkehrswertes die Aufwendungen in Rechnung zu 
stellen, die zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Entwicklungsmaßnahme notwendig und von der 
zuständigen Landesbehörde genehmigt worden sind. 
Dabei sind zunächst zu berücksichtigen die Kosten 
für den Erwerb der Grundstücke des Entwicklungs- 
bereichs, die Verwaltungskosten, die Kosten der 
Herstellung der baulichen und sonstigen Anlagen 
für den Fahr- und Fußgängerverkehr sowie für den 
ruhenden Verkehr, für die Versorgung mit Elektri- 
zität, Gas, Wärme und Wasser und für die Abwas- 
serbeseitigung sowie die Kosten der Herstellung 
der Grünanlagen einschließlich der Spielplätze. 

§ 59 

Baugebot 

(1) Die Gemeinde kann in den Fällen des § 58 
Abs. 2 verlangen, daß der Erwerber oder sein 
Rechtsnachfolger das Grundstück entsprechend den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes innerhalb 
einer näher zu bestimmenden angemessenen Frist 
bebaut, wenn die alsbaldige Bebauung zur Durch- 
führung der" Entwicklungsmaßnahme erforderlich 
und eine tragbare Finanzierung des Bauvorhabens 
gewährleistet ist. Wird diese Verpflichtung nicht 
erfüllt, so kann die Gemeinde die Übereignung des 
Grundstücks an sich oder an einen von ihr benann- 
ten Bauwilligen verlangen, der glaubhaft macht, 
daß er das Grundstück innerhalb angemessener 
Frist bebauen wird; das Entgelt bestimmt sich nach 
dem Kaufpreis, zu dem das Grundstück von dem 
Träger der Entwicklungsmaßnahme veräußert wor- 
den war, zuzüglich werterhöhender Aufwendungen. 

(2) Hat die Gemeinde die Übereignung an sich 
verlangt, so ist die Vorschrift des § 35 Abs. 2 anzu- 
wenden. 

§ 60 

Abgabenbefreiung 

(1) Für Geschäfte und Verhandlungen, die der 
Vorbereitung oder Durchführung einer Entwick- 
lungsnahme für einen städtebaulichen Entwicklungs- 
bereich dienen, gelten die Vorschriften des § 28 
Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(2) Die Abgabenfreiheit ist von der zuständigen 
Behörde ohne Nachprüfung anzuerkennen, wenn der 
Träger der Entwicklungsmaßnahme versichert, daß 
ein Geschäft oder eine Verhandlung der Vorberei- 
tung oder Durchführung der Entwicklungsmaßnahme 
für einen städtebaulichen Entwicklungsbereich oder 
der Erfüllung einer im Zusammenhang damit ent- 
standenen Veräußerungspflicht dient. 

§ 61 

Aufhebung der Erklärung zum städtebaulichen 
Entwicklungsbereich 

(1) Die Erklärung zum städtebaulichen Entwick- 
lungsbereich ist von der Landesregierung durch 


16 



Bundesrat 


Drucksache 155/65 


Rechtsverordnung aufzuhöben, wenn die Entwick- 
lungsmaßnahme durchgeführt ist. Ist die Entwick- 
lungsmaßnahme nur in einem Teil des städtebau- 
lichen Entwicklungsbereichs durchgeführt, so kann 
die Erklärung für diesen Teil aufgehoben werden. 

(2) Für Rechtsvorgänge vor dem Inkrafttreten 
der Rechtsverordnung bleiben die Reditswirkungen 
der §§ 52, 53, 55 bis 60 unberührt, soweit sie sich 
auf die Grundstücke in dem städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich oder dem Teil des Entwicklungs- 
bereichs beziehen. 


FÜNFTER TEIL 

Städtebauliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit Maßnahmen 

zur Verbesserung der Agrarstruktur, 
Dorferneuerung 

§ 62 

Bauleitplanung und Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur 

(1) Ist zu erwarten, daß Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur zu Auswirkungen auf 
die bauliche Entwicklung des Gemeindegebietes füh- 
ren, so soll die Gemeinde, unbeschadet des § 2 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes, darüber befinden, 
ob städtebauliche Maßnahmen im Sinne von § 2 
in Betracht kommen. 

(2) Kommt die Gemeinde zu dem Ergebnis, daß 
städtebauliche Maßnahmen vorgesehen werden sol- 
len, so ist sie verpflichtet, Bauleitpläne aufzustellen. 

(3) Die Gemeinde hat die Flurbereinigungs- 
behörde und, sofern die Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur von anderen Stellen durch- 
geführt werden, auch diese von dem Ergebnis un- 
verzüglich zu unterrichten und sie bei den Vorarbei- 
ten zur Aufstellung der Bauleitpläne möglichst früh- 
zeitig zu beteiligen. 

§ 63 

Bauleitplanung und Flurbereinigung 

(1) Ist eine Flurbereinigung auf Grund des Flur- 
bereinigungsgesetzes vom 14. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 591) in einer Gemeinde nach Mittei- 
lung der Flurbereinigungsbehörde beabsichtigt oder 
ist sie bereits angeordnet, so ist die Gemeinde ver- 
pflichtet, rechtzeitig Bauleitpläne aufzustellen, es sei 
denn, daß sich die Flurbereinigung auf die bauliche 
Entwicklung des Gemeindegebietes voraussichtlich 
nicht auswirkt. 

(2) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne hat die 
Gemeinde auch darüber zu befinden, ob im Zusam- 
menhang mit den durch die Flurbereinigung ein- 
tretenden Änderungen städtebauliche Maßnahmen 
im Sinne von § 2 vorgesehen werden sollen. 


(3) Die Flurbereinigungsbehörde und die Ge- 
meinde isind verpflichtet, ihre das Gemeindegebiet 
betreffenden Absichten möglichst frühzeitig aufein- 
ander abzustimmen. Änderungen der Planungen sol- 
len bis zum Abschluß der Flurbereinigung nur vor- 
genommen werden, wenn zwischen der Flurbereini- 
gungsbehörde und der Gemeinde Übereinstimmung 
besteht oder wenn zwingende Gründe die Änderung 
erfordern. 

(4) Auf Antrag der Gemeinde kann die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde mit Zustim- 
mung der obersten Flurbereinigungsbehörde die Be- 
fugnisse der Gemeinde zur Umlegung nach dem 
Bundesbaugesetz auf die Flurbereinigungsbehörde 
übertragen. In der Anordnung ist festzulegen, in 
welchem Umfang die Befugnisse übertragen werden. 

§ 64 

Aufstellung der Bauleitpläne 

Bei Aufstellung der Bauleitpläne nach § 62 oder 
§ 63 ist bei der Berücksichtigung der Bedürfnisse der 
Land- und Forstwirtschaft im Rahmen des § 1 Abs. 5 
des Bundesbaugesetzes der Entwicklung, die mit den 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur in 
dem Gemeindegebiet angestrebt wird, besonders 
Rechnung zu tragen. 

§ 65 

Erneuerungsmaßnahmen in ländlichen Gemeinden 

Bleiben in einer ländlichen Gemeinde die Lebens- 
bedingungen in ihrer Gesamtheit und die städtebau- 
liche Entwicklung eines Gebietes derart zurück, daß 
die Gemeinde die ihr nach den Zielen der Raum- 
ordnung zukommenden Aufgaben nicht erfüllen 
kann, so sind, sofern das Gebiet nicht sanierungs- 
bedürftig ist, die Voraussetzungen der sonstigen 
Erneuerung im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 gegeben. 

§ 66 

Förderung einzelner Vorhaben 

(1) Hat ein Grundstückseigentümer zur Durch- 
führung einer Maßnahme zur Verbesserung der 
Agrarstruktur land- oder forstwirtschaftliche Grund- 
stücke bis auf einen Rest veräußert, der notwendig 
ist, um ihm eine andere Lebensgrundlage in der Ge- 
meinde zu ermöglichen oder die Land- oder Forst- 
wirtschaft im Nebenberuf auszuüben, so können 
ihm Mittel eines öffentlichen Haushalts, die zur För- 
derung städtebaulicher Maßnahmen im Sinne von 
§ 2 zur Verfügung gestellt sind, zum Neubau oder 
zur Änderung eines Gebäudes in der Gemeinde ge- 
währt werden. Das Bauvorhaben muß sich sinnvoll 
in eine geordnete, die Erneuerung anstrebende bau- 
liche Entwicklung des Gemeindegebietes einfügen. 

(2) Die Mittel können auch gewährt werden, 
wenn das Bauvorhaben in einer anderen ländlichen 
Gemeinde durchgeführt werden .soll, sofern der 
Eigentümer seine gesamten land- und forstwirt- 
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schaftlichen Grundstücke in der Gemeinde seines 
bisherigen Wohnsitzes einschließlich der zugehöri- 
gen Wirtschaftsstelle veräußert und diese Veräuße- 
rung der Erneuerung der Ortschaft im Sinne von 
§ 2 dient. 


SECHSTER TEIL 

Sondervorschriften 
für gemeinnützige Unternehmen 

§ 67 

Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 

Das Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Woh- 
nungswesen — Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
— vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 437), 
zuletzt geändert durch § 117 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 27. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzhl. I S. 523), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 6 Abs, 1 Satz 1 wird nach den Worten 

„daneben kann es auch den Bau von Kleinwoh- 
nungen betreuen" eingefügt: „oder als Sanie- 
rungsträger oder Sanierungsbetreuer nach dem 

Städtebauförderungsgesetz vom (Bun- 

desgesetzbl. IS.. . . ) tätig sein." 

2. In § 28 Abs. 2 wird nach Satz 2 der folgende Satz 
eingefügt: 

„Aufgabe des Unternehmens kann es nach seiner 
Satzung auch sein, im Auftrag einer Gebiets- 
körperschaft städtebauliche Maßnahmen im 
Sinne des Städtebauförderungsgesetzes zu för- 
dern, vorzubereiten, zu betreuen, durchzuführen 
oder die Durchführung der Maßnahmen zu 
leiten." 


§ 68 

Gemeinnützige Siedlungsunternehmen 

Die Tätigkeit als Sanierungsträger (§§ 42 und 43), 
als Sanierungsbetreuer (§ 45) oder als Entwicklungs- 
träger (§ 49 Abs. 3) gilt bei einem gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen im Sinne von § 1 des Reichs- 
siedlungsgesetzes als gemeinnützigen Zwecken die- 
nend. Das gleiche gilt bei einem durch Rechtsver- 
ordnung nach § 1 des Reichssiedlungsgesetzes be- 
zeichneten gemeinnützigen Siedlungsunternehmen 
für die Tätigkeit als Sanierungsträger oder Sanie- 
rungsbetreuer. 


SIEBENTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 69 

Änderung des § 24 des Bundesbaugesetzes 

(1) In § 24 des Bundesbaugesetzes erhalten die 
Absätze 4 und 5 folgende Fassung: 

„(4) Für das Vorkaufsrecht gelten die §§ 504 
bis 509, §510 Abs. 1, §512.des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs. Das Vorkaufsrecht kann nur binnen 
einem Monat nach Mitteilung des Kaufvertrages 
ausgeübt werden. Es ist nicht übertragbar. Bei 
einem Eigentumserwerb auf Grund der Ausübung 
des Vorkaufsrechts erlöschen rechtsgeschäftliche 
Vorkaufsrechte. 

(5) Die Gemeinde kann das Grundbuchamt um 
die Eintragung des Vorkaufsrechts in das Grund- 
buch oder um die Lö,schung deis für sie eingetra- 
genen Vorkaufsrechts ersuchen. Ist das Vorkaufs- 
recht im Grundbuch eingetragen, iso sind auch die 
Vorschriften des § 1098 Abs. 2 und der §§ 1099 bis 
1102 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden. 
In diesem Falle geht das Vorkaufsrecht allen an- 
deren Vorkaufsrechten im Range vor." 

(2) Hat die Gemeinde ein ihr nach dem Bundes- 
baugesetz zustehendes Vorkaufsrecht vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes aiisgeübt, so ist für die sich 
daraus ergebenden Rechte und Pflichten § 24 Abs. 4 
und 5 des Bundesbaugesetzes in der bisher gelten- 
den Fassung anzuwenden. Gegenüber demjenigen, 
der nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ein Recht an 
dem Grundstück oder ein Recht an einem solchen 
Recht erwirbt, kann sich die Gemeinde auf das Vor- 
kaufsrecht jedoch nur berufen, wenn dem Erwerber 
das Vorkaufsrecht bekannt war; für den Zeitpunkt 
der Kenntnis gilt § 892 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend. 

§ 70 

Sonderregelung für einzelne Länder 

Bei Anwendung dieses Gesetzes gilt § 188 Abs. 1, 
2, 4 bis 6 des Bundesbaugesetzes entsprechend. 

§ 71 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 72 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Die Förderung des Wohnungsbaues auf Grund der 
Wohnungsbaugesetze hat dazu geführt, daß der 
Wohnungsmangel im Bundesgebiet weitgehend be- 
seitigt werden konnte und seine völlige Behebung 
in erkennbare Nähe gerückt ist. Eine langfristige 
verantwortliche Wohnungspolitik kann aber nicht 
nur die zahlenmäßig ausreichende Wohnungsver- 
sorgung zum Ziele haben, sondern muß auch um 
eine nachhaltige Gesundung der baulichen Umwelt, 
insbesondere der Wohnverhältnisse, bemüht sein. 

Nach Beseitigung der Wohnungsnot wird es künftig 
vor allem darum gehen, die Städte und Dörfer so zu 
gestalten, daß sie in Anlage und Gliederung den 
zeitgemäßen Bedürfnissen entsprechen und gesunde 
Wohn- und Lebensbedingungen für die Bevölkerung 
auf die Dauer gewährleisten. Am vordringlichsten 
ist dabei die Erneuerung der Gebiete, in denen Män- 
gel solchen Umfanges vorliegen, daß sie nur durch 
Abbruch von Gebäuden oder wesentliche Neuge- 
staltung des gesamten Gebietes beseitigt werden 
können. 

Die Erneuerung des baulichen Bestandes ist in den 
westlichen Nachbarländern und in den Vereinigten 
Staaten bereits seit langem in Angriff genommen 
worden. Sie ist ebenso wie bei uns in den anderen 
industrialisierten Ländern notwendig geworden, 
weil mit der stürmischen Entwicklung der Technik 
seit über hundert Jahren und dem dadurch verur- 
sachten Übergang von der handwerklichen zur indu- 
striellen Güterherstellung eine überstürzte, meist 
planlose Ausdehnung der Siedlungsgebiete einher- 
gegangen ist. Diese Baugebiete sind vielfach über- 
altert und entsprechen in ihren Funktionen, ihrer 
Erschließung und Bebauung häufig nicht mehr den 
heutigen Anforderungen an gesundes und menschen- 
würdiges Wohnen und Arbeiten. 

Erneuerungsbedürftige Gebiete haben sich nicht nur 
in den Städten entwickelt, sie sind auch auf dem 
Lande entstanden. Hier machen sich die Folgen eines 
tiefgreifenden Wandlungsprozesses zunehmend be- 
merkbar. So haben sich die Arbeitsmethoden der 
Landwirtschaft, die Zahl und Zusammensetzung der 
Bewohner des Dorfes nach Berufsgruppen und Alter 
sowie die Wohn- und Lebensverhältnisse der Dorf- 
bewohner erheblich geändert. Die Entwicklung der 
Dörfer und ihre bauliche Struktur haben jedoch 
an diesem Wandel weitgehend nicht teilgenommen. 
Die Schaffung gesunder Lebensbedingungen ist also 
in gleicher Weise in Stadt und Land notwendig. 

Die Entwicklung zur modernen Industriegesellschaft 
hat darüber hinaus zu Mißverhältnissen in der räum- 
lichen Ordnung geführt. Während sich auf der einen 
Seite infolge der starken Ausweitung der industriel- 
len Produktion eine erhebliche Konzentration von 
Wohnsiedlungen und Arbeitsstätten auf engem 


Raum herausgebildet hat, stehen auf der anderen 
Seite Räume mit geringer Bevölkerungszahl und 
Wirtschaftskraft. Durch geeignete städtebauliche 
Maßnahmen soll entsprechend den Zielen der Raum- 
ordnung eine ausgeglichenere Siedlungsstruktur an- 
gestrebt werden, um die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in Stadt und Land zu gewähr- 
leisten. Ein besonderes Gewicht kommt dabei der 
zentralörtlichen Gliederung in den verschiedenen 
Räumen zu. Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeu- 
tung werden, ihrer Funktion entsprechend, ausge- 
baut und neue Orte gegründet oder im Zusammen- 
hang mit vorhandenen Siedlungskernen entwickelt 
werden müssen. 

Die Erneuerung der Städte und Dörfer, die Entwick- 
lung vorhandener Orte und der Bau neuer Siedlun- 
gen sind für die Gesamtheit der Bevölkerung und 
der Wirtschaft von einem solchen Gewicht, daß sie 
nur langfristig und unter gemeinsamer Anstrengung 
aller Beteiligten gelöst werden können. Dabei sollen 
die Maßnahmen so durchgeführt werden, wie es den 
finanziellen Möglichkeiten der beteiligten Gebiets- 
körperschaften entspricht und am besten der jeweili- 
gen Lage auf dem Baumarkt und der allgemeinen 
konjunkturellen Situation gerecht wird; sie sollten 
also als Konjunkturreserve gerade da anlaufen, wo 
es bauwirtschaftlich notwendig und zweckmäßig ist. 

Durch den vorliegenden Entwurf soll eine gesetzliche 
Grundlage für die Erneuerung der Städte und Dörfer 
und die Entwicklung neuer Gemeinwesen gelegt wer- 
den. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes be- 
ruht auf Artikel 74 Nr. 18 (Grundstücksverkehr, Bo- 
denrecht, Wohnungswesen, Siedlungswesen), Nr. 14 
(Recht der Enteignung), Nr. 1 (Bürgerliches Recht), 
Nr. 11 (Recht der Wirtschaft), Nr. 12 (Arbeitsrecht), 
Nr. 17 (Förderung der landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung), Artikel 105 Abs. 2 (Steuern), Artikel 75 Nr. 4 
(Rahmenvorschriften über die Raumordnung) des 
Grundgesetzes sowie auf der aus der Natur der 
Sache sich ergebenden Vollkompetenz des Bundes 
für die Raumordnung im Bundesmaßstab. Die Vor- 
aussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des 
Grundgesetzes sind gegeben. 

Die durch die Ausführung des Gesetzes entstehen- 
den Kosten können nicht errechnet, sondern nur un- 
gefähr der Größenordnung nach geschätzt werden. 

Durch die in dem Gesetzentwurf geregelte Sanierung 
sollen Gebiete neu gestaltet werden, die Mißstände 
aufweisen, die nur durch Beseitigung baulicher An- 
lagen oder wesentliche Umgestaltung des Gebietes 
behoben werden können. In welchem Umfang der- 
artige städtebauliche Mißstände in den Städten und 
Dörfern des Bundesgebietes bestehen, ist nicht be- 
kannt. Nach einem vom Bundesminister für Woh- 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung erteilten 
Forschungsauftrag müßten im Bundesgebiet rund 
0,9 Millionen Wohnungen wegen ihres schlechten 
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baulichen Zustandes in Zukunft abgerissen werden. 
Die Untersuchung bezieht sich jedoch nicht auf 
städtebauliche Gesichtspunkte, sondern nur auf Ein- 
zelobjekte. Aus ihr können deshalb Schlüsse über 
den Umfang der Sanierung von Gebieten nicht ge- 
zogen werden. Man kann lediglich davon ausgehen, 
daß ein erheblicher Teil der abbruchreifen Gebäude 
in Gebieten, die auch städtebauliche Mißstände auf- 
weisen, gelegen ist. Auch aus der Zahl der rund 
2 Millionen Wohnungen, die etwa 100 Jahre oder 
noch älter sind, können Rückschlüsse auf die Sanie- 
rungsbedürftigkeit nicht gezogen werden, da die 
maßgebenden städtebaulichen Gesichtspunkte damit 
nicht erfaßt sind. 

Der Umfang der städtebaulichen Maßnahmen, die 
der Entwicklung neuer Städte oder Dörfer dienen, 
hängt von den künftigen Planungen der jeweiligen 
Aufgabenträger ab. Auch insoweit lassen sich noch 
keine eindeutigen Schätzungen anstellen. 

Wenn sonach zwar eine Berechnung der durch den 
Gesetzentwurf entstehenden Kosten auch nicht mög- 
lich ist, so kann doch wohl geschätzt werden, daß 
der gesamte Investitionsaufwand, der bei der Durch- 
führung des Gesetzes entsteht, eine Größenordnung 
erreicht, die mit dem Aufwand für den Wohnungs- 
bau nach dem Kriege vergleichbar ist. Gegenüber 
den Maßnahmen zur Beseitigung der Wohnungsnot 
nach dem Kriege besteht jedoch für die städtebau- 
lichen Maßnahmen kein Zwang, sie innerhalb einer 
möglichst kurzen Zeit durchzuführen. Sie können 
vielmehr je nach Finanzierungsmöglichkeiten und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten in zweckmäßig er- 
scheinenden Zeiträumen verwirklicht werden. Es ist 
damit zu rechnen, daß eine Zeit von mehreren Jahr- 
zehnten zur Erneuerung der Städte und Dörfer er- 
forderlich sein wird. 

Zur Finanzierung der städtebaulichen Maßnahmen 
wird vor allem der Kapitalmarkt in Anspruch ge- 
nommen werden. Auch werden die Eigentümer mit 
angemessenem Eigenkapital zum Bau beitragen 
müssen. Die finanzielle Beteiligung von Bund, Län- 
dern und Gemeinden wird sich darauf beschränken, 
unrentierliche Kosten zu decken oder Finanzierungs- 
lücken in dem auch bisher im Wohnungsbau üblichen 
Rahmen zu schließen, hinter diesen Voraussetzungen 
wird sich die finanzielle Belastung der öffentlichen 
Haushalte in einem vertretbaren Rahmen halten 
können. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 — Städtebauförderung als öffentliche Auf- 
gabe — 

In den üblichen Fällen des Städtebaues beschränken 
sich die Gemeinden und die anderen nach dem Bun- 
desbaugesetz zuständigen Stellen im wesentlichen 
auf die Bauleitplanung und auf einzelne für die 
Durchführung der Planung erforderliche Hoheits- 
akte. Soweit der Bebauungsplan Festsetzungen für 
öffentliche Zwecke trifft, hat der jeweilige Bedarfs- 


träger die Anlagen und Einrichtungen herzustellen. 
Im übrigen setzt die Bauleitplanung aber nur den 
Rahmen für die Privatinitiative, d. h. dem Privat- 
eigentümer bleibt es überlassen, sein Grundstück 
der festgesetzten Nutzung selbst zuzuführen. Es ist 
daher in der Regel auch seinem persönlichen Ent- 
schluß anheimgestellt, wann er ein der Bauleitpla- 
nung entsprechendes Bauvorhaben durchführen will, 
und es liegt in seiner Verantwortung, wie sich die 
Finanzierung seines Vorhabens gestaltet. 

Diese üblichen der Verwirklichung der Bauleitpla- 
nung dienenden Maßnahmen werden durch den vor- 
liegenden Gesetzentwurf nicht angesprochen. Aus 
der Vielzahl der zur Verwirklichung der Bauleit- 
planung in Betracht kommenden Bauvorhaben sind 
hier nur diejenigen Gruppen ausgewählt, bei denen 
das öffentliche Interesse nicht nur auf die Aufstel- 
lung der Planung, sondern in erster Linie auf ihre 
Verwirklichung gerichtet ist. Es handelt sich hier um 
zwei Gruppen, nämlich die Erneuerung der Städte 
und Dörfer, namentlich die Sanierung, und die Ent- 
wicklung neuer Städte und Ortschaften aus raum- 
ordnerischen Notwendigkeiten. 

Daß in diesen Fällen das öffentliche Interesse gerade 
darauf gerichtet ist, den in den Bauleitplänen vor- 
gesehenen neuen baulichen Zustand in die Wirk- 
lichkeit umzusetzen, zeigt in besonderem Maße die 
zu den städtebaulichen Maßnahmen im Sinne des 
Entwurfs gehörende Sanierung. Sie ist notwendig, 
wenn ein Gebiet städtebauliche Mißstände in einem 
Umfang aufweist, daß deren Behebung nur durch 
Beseitigung baulicher Anlagen oder durch wesent- 
liche Umgestaltung des Gebietes möglich ist. Die 
Sanierung muß daher alle Maßnahmen umfassen, die 
erforderlich sind, den sanierungsbedürftigen Zustand 
zu beseitigen und das Sanierungsgebiet entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes neu zu ge- 
stalten. Hier ist es regelmäßig nicht möglich, zur Be- 
seitigung der städtebaulichen Mißstände nur eine 
Planung aufzustellen und die Durchführung aus- 
schließlich der Privatinitiative der Eigentümer zu 
überlassen. Das öffentliche Interesse an der Plan- 
verwirklichung macht es vielmehr der Gemeinde zur 
Aufgabe, auch für die Durchführung einer von ihr 
beschlossenen Sanierung zu sorgen, die Abstimmung 
der verschiedenen der Durchführung dienenden 
Maßnahmen aufeinander zu veranlassen und die ihr 
selbst obliegenden Maßnahmen rechtzeitig in An- 
griff zu nehmen. Vor allem wird sie, wenn anders 
die Neuordnung des Gebietes nicht möglich ist, 
eine Umlegung der Grundstücke durchführen müssen. 
Da diese in Sanierungsgebieten ganz überwiegend 
bebaut sind und die neue Bebauung nicht den alten 
Grundrissen folgt, ist die Verwirklichung der Bau- 
leitplanung ohne das Tätigwerden der Gemeinde 
nicht denkbar. Zwar kann und muß der Privatinitia- 
tive immer dann und insoweit Raum gelassen wer- 
den, als die Grundstückseigentümer selbst zur Durch- 
führung einzelner Maßnahmen bereit und in der 
Lage sind. Vielfach werden die Eigentümer jedoch 
einer öffentlichen Hilfe oder öffentlichen Förderung 
bedürfen, wenn die Sanierung im Hinblick auf die 
zu beseitigende Bausubstanz und die hohen unren- 
tierlichen Kosten ohne eine solche Hilfe nicht durch- 
führbar ist und außerdem für die im Sanierungsge- 
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biet neu geschaffenen Wohnungen eine für die Be- 
völkerung tragbare Miete erzielt werden muß. Die 
Gemeinschaft aller Bürger in ihren verschiedenen 
Organisationsformen als Gemeinde, Gemeindever- 
band oder Staat wird also dann helfen und fördern, 
wenn die Sanierung ohne eine solche Hilfe nicht 
durchgeführt werden kann. Dabei wird der Staat bei 
der Beseitigung der städtebaulichen Mißstände nur 
da fördernd eingreifen, wo die örtliche Gemeinschaft 
auf absehbare Zeit allein nicht in der Lage ist, für 
die Beseitigung zu sorgen. Hierbei werden für ihn 
auch die Übernahme von Bürgschaften und die Über- 
lassung von Gelände in Betracht kommen. 

Der Bau neuer Städte und Dörfer als selbständige 
neue Gemeinwesen und die Entwicklung vorhandener 
Ortschaften zu Ortschaften wesentlich vergrößerten 
Umfanges erfolgt regelmäßig aus Gesichtspunkten 
der überörtlichen Landesplanung und der Raumord- 
nung. Deshalb ist es vor allem auch eine Aufgabe des 
Staates, die von ihm erstrebte Entwicklung einzu- 
leiten und zu fördern. Beim Bau neuer größerer 
Ortsteile wird die Entwicklung außer von den ört- 
lichen Gegebenheiten gleichfalls von der Landes- 
planung und Raumordnung beeinflußt, so daß der 
Staat auch hier eine Mitverantwortung trägt. Diese 
Mitverantwortung wird unter Umständen auch eine 
finanzielle Förderung angebracht erscheinen lassen. 

Die städtebaulichen Maßnahmen, die der Gesetzen!- j 
wurf anspricht, bedürfen also der Förderung, teils j 
durch die Gemeinden und Gemeindeverbände unter 
subsidiärer Beteiligung des Staates, teils durch den 
Staat, ggf. unter Beteiligung der Gemeinden oder j 
Gemeindeverhände. Neben den Gemeinden und Ge- 
meindeverbänden sind vor allem die Länder zur 
Förderung der städtebaulichen Maßnahmen im Sinne 
des Entwurfs berufen. Der Bund wird sich im Rah- | 
men seiner finanziellen Möglichkeiten an der För- ; 
derung beteiligen, wenn und soweit bei der Durch- j 
führung der Maßnahmen nach diesem Gesetz Bun- ! 
desaiifgaben zu erfüllen sind. 

Absatz 1 bringt demzufolge den Grundsatz zum 
Ausdruck, daß Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände die städtebaulichen Maßnahmen im 
Sinne des Entwurfs im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
fördern. Diese Gebietskörperschaften haben bei der 
Förderung, namentlich der Bewilligung öffentlicher 
Mittel, den jeweiligen Gegebenheiten in den ver- 
schiedenen regionalen und fachlichen Bereichen des 
Baumarkts und der allgemeinen konjunkturellen 
Situation nach § 5 Rechnung zu tragen. 

Nach Absatz 2 können aus dem Gesetz Rechtsver- 
pflichtungen oder Rechtsansprüche nicht hergeleitet 
werden. Damit ist zugleich klargestellt, daß nicht nur 
im Verhältnis zu Dritten, sondern auch im Verhältnis 
der mit der Aufgabe Befaßten untereinander Rechts- 
verbindlichkeiten nicht begründet werden. 

Mit Absatz 3 folgt der Entwurf dem Bundesbauge- 
setz, das ebenfalls die den Gemeinden zugewiesenen 
Aufgaben als Selbstverwaltungsangelegenheiten an- 
sieht. Die Vorschrift steht nach ständig vertretener 
Auffassung der Bundesregierung mit Artikel 84 
Abs. 1 GG in Einklang. 


Zu § 2 — Städtebauliche Maßnahmen — 

Die Vorschrift legt den Begriff der städtebaulichen 
Maßnahmen im Sinne des Gesetzentwurfs fest. Es 
handelt sich, wie bereits in der Begründung zu § 1 
ausgeführt, nicht um städtebauliche Maßnahmen 
jeder Art, wie sie zur Durchführung eines von der 
Gemeinde beschlossenen Bebauungsplanes erforder- 
lich werden könnten, sondern nur um solche Maß- 
nahmen, bei denen ein besonderes öffentliches Inter- 
esse an der Verwirklichung besteht. 

Die städtebaulichen Maßnahmen im Sinne des Ge- 
setzentwurfs werden dabei in zwei Gruppen unter- 
teilt, in die Erneuerungsmaßnahmen und die Ent- 
wicklungsmaßnahmen. 

Unter den Begriff Erneuerungsmaßnahmen fällt in 
erster Linie die Sanierung, die im einzelnen im 
Dritten Teil des Entwurfs behandelt ist. Daneben ist 
als sonstige Erneuerung die Umgestaltung oder Ver- 
besserung eines Gebietes genannt. Es handelt sich 
um Maßnahmen, die zwar die engen Voraussetzun- 
gen der Sanierung nicht erfüllen, deren Durch- 
führung jedoch aus städtebaulichen Gründen im 
Interesse der Bewohner der in Betracht kommenden 
Gebiete unerläßlich ist, z. B. mittelbare Auswirkun- 
gen überörtlicher Baumaßnahmen auf den städtebau- 
lichen Bereich oder Verbesserungen eines Gebietes 
aus hygienischen oder gesundheitlichen Gründen. 

Da die Maßnahmen zur Erneuerung vielfach mit der 
Beseitigung baulicher Anlagen verbunden sind, 
werden in den Rahmen der städtebaulichen Maß- 
nahmen auch die Ersatzwohnungen und sonstigen 
Ersatzbauten einbezogen. 

Zu den Entwicklungsmaßnahmen zählen neben der 
Entwicklung vorhandener Ortschaften zu Ortschaften 
wesentlich vergrößerten Umfanges (z.B. Entwicklung 
zentraler Orte) vor allem der Bau neuer Städte oder 
anderer neuer Ortschaften, aber auch die Errichtung 
neuer größerer Ortsteile. Diese Maßnahmen werden 
in die regionale Planung und in die Raumordnung 
eingeordnet. In der Erkenntnis, daß die örtlichen 
Gegebenheiten, die soziologischen Verhältnisse, die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen und die kulturel- 
len Bedürfnisse der durch die Entwicklungsmaßnah- 
men entstehenden Gemeinwesen sich weitgehend 
gesetzlicher Regelung entziehen und deshalb jede 
die Gestaltungsfreiheit einengende gesetzliche Be- 
stimmung zu einer Gefährdung, wenn nicht sogar zu 
einer Fehlentwicklung führen kann, hat sich der Ent- 
wurf im Vierten Teil darauf beschränkt, nur solche 
Vorschriften über Entwicklungsmaßnahmen aufzu- 
nehmen, die ihre Duichführung erleichtern. 

Zu § 3 — Gesetzliche Grundlagen — 

Die städtebaulichen Maßnahmen sind, soweit der 
Entwurf nichts Abweichendes bestimmt, auf der 
Grundlage des Bundesbaugesetzes vorzubereiten, zu 
planen und durchzuführen. Die Anwendung des Bun- 
desbaiigesetzes wird also in allen Teilen des Gesetz- 
entwurfs vorausgesetzt. Das gilt namentlich auch 
für § 1 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes, wonach die 
Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und Lan- 
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desplanung anzupassen sind. Damit bildet auch das 
Bundesraumordnungsgesetz einen Rahmen für die 
Anwendung dieses Gesetzes. 

Zu § 4 — Allgemeine Grundsätze — 

Schon nach den Vorschriften des Bundesbaugesetzes 
sind in den Bauleitplänen als Grundlage für die Ord- 
nung städtebaulicher Entwicklung in Stadt und Land 
bestimmte Grundsätze zu beachten. Die Bauleitpläne 
sind nicht nur den Zielen der Raumordnug und Lan- 
desplanung anzupassen, sondern sie haben sich unter 
gerechter Abwägung der öffentlichen und privaten 
Belange auch nach den sozialen und kulturellen Be- 
dürfnissen der Bevölkerung, ihrer Sicherheit und 
Gesundheit zu richten. Sie sollen den Wohnbedürf- 
nissen der Bevölkerung dienen und die Eigentums- 
bildung im Wohnungswesen fördern. Sie haben fer- 
ner die religiösen Erfordernisse zu berücksichtigen 
und den Bedürfnissen der Wirtschaft, der Landwirt- 
schaft, der Jugendförderung, des Verkehrs und der 
Verteidigung, aber auch den Belangen des Natur- 
und Landschaftsschutzes und der Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes Rechnung zu tragen 
(vgl. § 1 BBauG). 

Der Gedanke der Eigentumsförderung im Woh- 
nungswesen wird durch die in Absatz 1 enthaltenen 
Grundsätze noch ergänzt und verstärkt. Hiernach 
soll bei den Erneuerungsmaßnahmen das Eigentum 
für die bisherigen Eigentümer soweit wie möglich 
erhalten oder aber für sie neues Grundeigentum im 
Bereich der Erneuerungsmaßnahme oder ggf. an 
anderer Stelle oder in anderer Rechtsform geschaf- 
fen werden. Bei den Entwicklungsmaßnahmen soll 
möglichst Eigentum an Grund und Boden für weite 
Kreise der Bevölkerung begründet werden. Dem- 
entsprechend ist für den Sanierungsträger in § 27 
des Gesetzentwurfs und für den Träger der Ent- 
wicklungsmaßnahme in § 58 des Gesetzentwurfs 
eine Veräußerungsverpflichtung festgelegt. Die 
städtebaulichen Maßnahmen im Sinne des Gesetz- 
entwurfs dürfen also nicht dazu mißbraucht werden, 
anstelle von privatem Einzeleigentum Kollektiv- 
eigentum zu begründen. 

Enthält Absatz 1 Grundsätze, die dem Schutze und 
der Förderung des privaten Grundeigentums dienen, 
richtet sich Absatz 2 an die Grundeigentümer selbst 
und fordert sie aus dem Grundsatz der Sozialpflich- 
tigkeit des Eigentums heraus auf, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten dazu beizutragen, daß die beabsich- 
tigten Maßnahmen unter gerechter Abwägung der 
öffentlichen und privaten Interessen durchgeführt 
werden können. 

Zu § 5 — Berücksichtigung wirtschaftlicher Verhält- 
nisse — 

Da die städtebaulichen Maßnahmen voraussichtlich 
auf Jahrzehnte das Leistungsvermögen der Volks- 
wirtschaft, insbesondere der Bauwirtschaft, und den 
Kapitalmarkt in größerem Umfange beanspruchen 
werden, ist eine Abstimmung der Städtebauförde- 
rung mit den übrigen Anforderungen der öffent- 
lichen Hand und der privaten Wirtschaft erforder- 


lich. § 5 schreibt deswegen vor, daß bei der Förde- 
rung städtebaulicher Maßnahmen die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung, insbesondere die jeweilige 
Lage in den verschiedenen Bereichen des Baumark- 
tes und am Kapitalmarkt, zu berücksichtigen ist. 
Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß die in § 1 bezeichneten Gebietskörperschaften 
bei der Städtebauförderung sowohl den jeweiligen 
konjunkturellen Erfordernissen in der Gesamtwirt- 
schaft und in den verschiedenen regionalen und fach- 
lichen Bereichen als auch den längerfristigen wirt- 
schaftlichen und finanziellen Möglichkeiten Rech- 
nung tragen. 

Zweiter Teil 

Beteiligung des Bundes 

Zu § 6 — Förderung durch den Bund — 

Werden in § 2 die städtebaulichen Maßnahmen 
ganz allgemein und ohne Rücksicht auf den Auf- 
gabenträger angesprocJien, so verlangt § 6 für die 
Beteiligung des Bundes an der Förderung solcher 
Maßnahmen das Vorliegen einer Bundesaufgabe. 
Der Bund beteiligt sich also nicht an der Förderung 
aller städtebaulichen Maßnahmen, für die der Ent- 
wurf Regelungen enthält. Eine Beteiligung des Bun- 
des kommt vielmehr nur in Betracht, soweit mit der 
Durchführung städtebaulicher Maßnahmen Bundes- 
aufgaben erfüllt werden. 

Die Förderung des Bundes soll sich dabei in der 
Weise vollziehen, daß die von ihm bereitgestellten 
Mittel zur Durchführung bestimmter Maßnahmen 
zur Verfügung gestellt werden. Durch die Beteili- 
gung des Bundes verlieren die anderen Kompetenz- 
träger — Gemeinde (Gemeindeverband) oder Land 
— ihre eigenen Zuständigkeiten nicht. Die Beteili- 
gung des Bundes soll nur darin bestehen, die Maß- 
nahmen so zu fördern, daß die Erledigung dem Ge- 
samtinteresse gerecht wird. Die Entscheidung über 
seine Beteiligung bleibt im Rahmen der Wahrneh- 
mung der Bundesaufgaben allein dem Bund überlas- 
sen. 

Die Beteiligung des Bundes an der Förderung ist 
zur Erfüllung von Bundesaufgaben verfassungs- 
rechtlich zulässig. Bundesaufgaben können bei den 
vom Entwurf angesprochenen städtebaulichen Maß- 
nahmen namentlich nach folgenden Gesichtspunkten 
in Betracht kommen; 

1. Zur Durchführung städtebaulicher Maßnahmen 
im Sinne des Entwurfs sind vielfach Wohnungs- 
bauten erforderlich. Die Förderung des Woh- 
nungsbaues ist als Aufgabe von Bund, Ländern 
und Gemeinden (Gemeindeverbänden) aner- 
kannt. 

2. Eine Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
kann zur Verwirklichung der Bundesraumordnung 
geboten sein. Die Beteiligung des Bundes an der 
Förderung kann hier zur Verfolgung solcher Ziele 
der Raumordnung in Betracht kommen, die auf 
das Bundesgebiet in seinen gesamträumlichen 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache 1\/3491 


Zusammenhängen bezogen sind und über die 
Möglichkeiten und Aufgaben der Länder hinaus- 
greifen. 

3. Ein^ Aufgabe des Bundes zur Beteiligung an der 
Förderung städtebaulicher Maßnahmen liegt auch 
vor, wenn es sich um die Erfüllung gesamtdeut- 
scher Aufgaben handelt. Gesamtdeutsche Aufga- 
ben werden vor allem in den Zonenrandgebieten 
und in Berlin zu erfüllen sein. 

4. Die Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaß- 
nahmen liegt im allgemeinen im Aufgabenbereich 
der Gemeinden (Gemeindeveibände) und der 
Länder. Es kann aber Aufgabe des Bundes sein, 
sich an der Förderung einzelner Maßnahmen 
zu beteiligen. Bundesaufgaben, namentlich zur 
Beseitigung schwerwiegender städtebaulicher 
Mißstände in Sanierungsgebieten, können sich 
vor allem aus der gesamtstaatlichen Verantwor- 
tung des Bundes ergeben. 

5. Eine Bundesaufgabe kann bei der Erneuerung 
von Bauten vorliegen, die einzeln oder in ihrem 
Gesamtbild kulturell, historisch oder künstle- 
risch von nationaler Bedeutung sind. Die Beteili- 
gung des Blindes ist hier unter dem Gesichts- 
punkt der nationalen Repräsentation zulässig. 

6. Eine Aufgabe des Bundes zur Beteiligung an der 
Förderung städtebaulicher Maßnahmen kann sich 
aus dem Gesichtspunkt der Ressortforschung er- 
geben. Danach liegen Bundesaufgaben vor, so- 
weit Versuche und Studien zur Wahrnehmung 
von Aufgaben des für die Städtebauförderung zu- 
ständigen Bundesministers unerläßlich sind. 

Die vorstehende Aufzählung ist nicht abschließend. 
Eine Beteiligung des Bundes an der Förderung 
städtebaulicher Maßnahmen kann auch aus anderen 
gesamtstaatlichen Gesichtspunkten, insbesondere 
aus dem Gesichtspunkt des Sachzusammenhanges 
mit anderen Bundesaufgaben, gerechtfertigt sein. 
Auch kann eine Beteiligung des Bundes an der För- 
derung solcher städtebaulicher Maßnahmen in Be- 
tracht kommen, die imFIinblick auf die Zugehörigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland zu den Europäischen 
Gemeinschaften durchgeführt werden müssen, um 
die Verhältnisse im Bundesgebiet an die Entwick- 
lung in den anderen europäischen Staaten anzu- 
passen. 

Für die Beteiligung des Bundes an der Förderung 
städtebaulicher Maßnahmen im Sinne des Entwurfs 
sind verschiedene Möglichkeiten vorgesehen. Der 
Entwurf zählt auf 

a) Bereitstellung von Haushaltsmitteln, 

b) die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und 
sonstigen Gewährleistungen, 

c) die Überlassung von Grundstücken als Bauland, 
Austauscbland oder Ersatzland. 

Die im Entwurf angesprochenen städtebaulichen 
Maßnahmen, insbesondere die Erneuerungsmaßnah- 
men, werden sich über einen langen Zeitraum 


erstrecken. Die Langfristigkeit der Vorbereitung, 
Planung und Durchführung dieser Maßnahmen be- 
dingt zugleich einen langfristigen Mittclbedarf, der 
nur im Rahmen mehrjähriger Programme sicherge- 
stellt werden kann. Andererseits muß auf die je- 
weilige Haushaltslage des Bundes Rücksicht genom- 
men werden. Daher ist ein fester Förderungsbetrag 
in den Entwurf nicht aufgenommen worden. Ein Aus- 
gleich zwischen dem Erfordernis, die Mittel für ein 
mehrjähriges Programm bereitzustellen, und der 
Rücksichtnahme auf die finanziellen Möglichkeiten 
des Bundes im jeweiligen Haushaltsjahr läßt sich 
finden, sobald die Städtebauförderung in langfristige 
Haushaltsüborlegungen und in den Rahmen mehr- 
jähriger Investitionspläne eingeordnet ist. In der 
Regierungserklärung vom 18. Oktober 1963 ist die 
Notwendigkeit langfristiger Haushaltsüberlegungen 
besonders betont worden. 

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 
sonstigen Gewährleistungen soll ermöglichen, zu- 
sätzliche Mittel des Kapitalmarktes für städtebau- 
liche Maßnahmen zu beschaffen; auf § 10 wird hin- 
gewiesen. 

Durch die Überlassung von Land kann der Bund 
ferner die für alle städtebaulichen Maßnahmen be- 
sonders wichtige und schwierige Aufgabe der Land- 
beschaffung erleichtern. 

Da die städtebaulichen Maßnahmen vielfach in 
engem Zusammenhang mit anderen Maßnahmen ste- 
hen oder durch derartige Maßnahmen überhaupt erst 
veranlaßt werden, besteht die Gefahr von Doppel- 
finanzierungen. Dies wird durch Absatz 4 verhin- 
dert. Auch wird durch dieses Gesotz die Beteili- 
gung des Bundes an der Förderung von Verkehrs- 
bauten nicht geregelt. Zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den Gemeinden wird die Bun- 
desregierung vielmehr auf Grund des Berichts der 
Sachverständigenkommission, der auf Grund des 
Enquetegesetzes vom 1. August 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1109) erstattet wurde, zu gegebener Zeit 
besondere Vorschläge unterbreiten. 

Auf den Gebieten, die durch das Gesetz berührt 
werden, gilt für die haushaltsmäßige Behandlung 
der Förderungsmittel des Bundes der Grundsatz der 
Spezialität (§ 30 RHO) und der Grundsatz der Ver- 
meidung von Veranschlagungen und Verausgabun- 
gen von Haushaltsmitteln an verschiedenen Stellen 
des Haushaltsplanes für einen und denselben Zweck 
{§§ 18 und 43 RHO). 

Zu § 7 — Verwendung der Rückflüsse des sozialen 
Wohnungsbaues — 

Nach § 17 des Ersten Wohnungsbaugesetzes und 
§ 20 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes sind die 
Rückflüsse, Erträge, Rückzahlungen oder Erlöse aus 
den der Wohnungsbauförderung dienenden Mitteln 
des Bundes, ohne die Lastenausgleichs- bzw. Sofort- 
hilfemittel, laufend wieder zur Förderung von Maß- 
nahmen zugunsten des sozialen V/ohnungsbaues 
zu verwenden. Die Vorschrift erweitert den Ver- 
wendungsbereich dieser Mittel auf Maßnahmen zu- 
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grinsten des Wohnungsbaues im Rahmen der städte- 
baulichen Maßnahmen im Sinne des Entwurfs. Damd 
die Forschung auf den Gebieten der Raumordnung 
und des Städtebaues einschließlich der Dorferneue- 
rung kontinuierlich fortgesetzt werden kann, soll 
künftig ein Betrag bis zu 5 vH dieser Mittel hier- 
für verwendet werden können. 


Zu § 8 — Beteiligung des Bundes an der Stadt- 
erneuerung und der Beseitigung von 
Elendswohnungen in Berlin — 

Das Land Berlin führt ein besonderes Programm für 
die Stadterneuerung durch. Der Bund wird sich im 
Rahmen dieses Programms an der Förderung vor- 
dringlicher Erneuerungsmaßnahmen, namentlich an 
der Beseitigung von Elendswohnungen, mit Haus- 
haltsmitteln nach § 6 beteiligen. Es wird angestrebt, 
das jährlich eine bestimmte Zahl von Wohnungen 
in Sanierungsgebieten durch neue Wohnungen er- 
setzt werden kann. Die Zahl der jährlich zu fördern- 
den Wohnungen wird sich aus der Abstimmung des 
Programms mit der Bundeshilfe zum Ausgleich des 
Berliner Landeshaushalts nach § 16 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes ergeben. Bei der Aufstellung 
und Durchführung des Programms ist der Lage der 
Berliner Wirtschaft Rechnung zu tragen. 

Zu § 9 — Einsatz der Bundesmittel — 

Ähnlich wie im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau ist für die Bundesmittel an verschiedene 
Einsatzmöglichkeiten gedacht. Dabei ist für Dar- 
lehen oder Zuschüsse zur Deckung von Kosten aus- 
drücklich bestimmt, daß sie nur zur Deckung „un- 
rentierlicher" Kosten eingesetzt werden dürfen. Ent- 
sprechend ist der Einsatz als Darlehen oder Zu- 
schüsse zur Deckung laufender Aufwendungen und 
erhöhter Tilgungen daran geknüpft, daß diese Auf- 
wendungen und Tilgungen aus den erzielbaren Er- 
trägen und Zuwendungen Dritter nicht gedeckt wer- 
den können. 

Zu § 10 — Übernahme von Bundesbürgschaften — 

Die Ermächtigung zur Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien und sonstigen Gewährleistungen sowie 
die Bürgschaftsrahmen für die einzelnen Sach- 
bereiche werden nach der seit Jahren bestehenden 
Übung nicht mehr in den Fachgesetzen festgelegt, 
sondern in den jährlichen Haushaltsgesetzen des 
Bundes zusammengefaßt. Die Vorschrift knüpft an 
diese Übung an und legt außerdem fest, daß die 
Anträge auf Übernahme beim Bundesminister für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung zu 
stellen sind. 

Zu § 11 — Bedingungen und Auflagen — 

Um den sachgerechten Einsatz der Bundesförderung 
zu gewährleisten, kann die Vergabe von Bundes- 
mitteln, die Übernahme von Bürgschaften und die 
Überlassung von Grundstücken vom Bund an Bedin- 
gungen oder Auflagen geknüpft werden. 


DRITTER TEIL 

Sanierung 

Das Bundesbaugesetz gibt den allgemeinen Rahmen 
für die geordnete städtebauliche Entwicklung in 
Stadt und Land. Zu den Maßnahmen, die der städte- 
baulichen Ordnung dienen, gehört auch die Sanie- 
rung. Das Bundesbaugesetz spricht die Sanierung in 
mehreren Vorschriften an, enthält sich jedoch einer 
ins einzelne gehenden Regelung, da seinerzeit die 
Sanierung angesichts der Anstrengungen zur Besei- 
tigung der Wohnungsnot noch zurückstehen mußte. 
So hat es in § 5 Abs. 4 den Begriff des Sanierungs- 
gebietes Umrissen, in § 26 die Möglichkeiten gege- 
ben, in Sanierungsgebieten auch ein Vorkaufsrecht 
für bebaute Grundstücke zu begründen, in § 59 
Abs. 5 für das Umlegungsverfahren ein Baugebot 
eingeführt und schließlich in § 44 Abs. 1 Satz 2 die 
Möglichkeit geschaffen, im Bebauungsplan die bis- 
herige bauliche Ausnutzbarkeit ohne Entschädigung 
zu ändern, wenn sie den allgemeinen Anforderun- 
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
oder an die Sicherheit nicht entspricht. Diese weni- 
gen Vorschriften mögen für kleinere Sanierungen 
ausreichen. Sie bedürfen jedoch einer Ergänzung für 
Sanierungen größeren Umfanges. 

Die in dem Entwurf vorgesehene Regelung läßt es 
zu, daß die Sanierung wie bisher ohne besondere 
förmliche Maßnahmen durchgeführt wird. Für die- 
sen Fall sollen die Vorschriften des Bundesbau- 
gesetzes nur geringfügig ergänzt werden (Erster 
Abschnitt): Der Begriff des Sanierungsgebietes wird 
näher bestimmt (§ 12). Durch die Einführung einer 
Auskunftspflicht soll der Gemeinde die Vorberei- 
tung und Durchführung der Sanierung erleichtert 
werden (§ 13), Die Sanierung ist zwangsläufig mit 
höheren unrentierlichen Kosten belastet als jede 
andere städtebauliche Maßnahme. Es ist daher im 
Interesse aller von der Sanierung Betroffenen ge- 
boten, daß sich die Gemeinde möglichst frühzeitig 
Klarheit über die Finanzierungsmöglichkeiten ver- 
schafft, damit eine zügige Durchführung der Sanie- 
rung gewährleistet wird (§ 14). 

Der Entwurf will die Möglichkeit eröffnen, durch 
die förmliche Festlegung eines Sanierungsgebietes 
neben den Vorschriften des Bundesbaugesetzes 
und des Ersten Abschnittes zusätzliche Vorschrif- 
ten zur Anwendung zu bringen (Zweiter bis 
Siebenter Abschnitt). Durch diese Vorschriften 
soll u. a. erreicht werden, daß die Sanierung nicht 
zu Spekulationen ausgenutzt werden kann. Außer- 
dem soll sichergestellt werden, daß nicht während 
des Sanierungsverfahrens Tatbestände geschaffen 
werden, die die Entschädigungsleistungen der Ge- 
meinde ungebührlich erhöhen, und daß nicht lang- 
fristige Verträge oder das Verhalten einzelner Be- 
teiligter die Durchführung der Sanierung in ange- 
messener Frist unmöglich machen. Andererseits muß 
verhindert werden, daß die Sanierung als Instru- 
ment dazu verwendet wird, privates Eigentum ohne 
zwingenden Grund in Eigentum anderer Personen 
zu überführen. Der Entwurf geht daher von dem 
Grundsatz aus, daß die Sanierung nach Möglichkeit 
von den bisherigen Grundstückseigentümern selbst 
durchgeführt wird. Nur wenn die zweckmäßige 
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Durchführung der Sanierung durch die Eigentümer 
nicht gewährleistet ist, kann die Gemeinde mit der 
Durchführung einen geeigneten Sanierungsträger 
beauftragen. Dieser soll gegenüber der Gemeinde 
eine treuhänderglciche Stellung haben und verpflich- 
tet sein, das Eigentum an Grundstücken, das er zur 
Durchführung der Sanierung erworben hat, zu re- 
privatisieren. 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

Zu § 12 — Sanierungsgebiet — 

Die Sanierung gehört nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 zu den 
städtebaulichen Maßnahmen im Sinne des Entwurfs. 
Ein Sanierungsgebiet liegt nach § 12 Abs. 1 Satz 1 
vor, wenn zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 

Es müssen städtebauliche Mißstände vorliegen; die 
Mißstände können nur durch Beseitigung baulicher 
Anlagen oder wesentliche Umgestaltung des Ge- 
bietes behoben werden. 

Städtebauliche Mißstände sind nach Absatz 1 Satz 2 
durch einen Zustand gekennzeichnet, der sich ins- 
besondere aus der vorhandenen Bebauung oder der 
sonstigen Beschaffenheit eines Gebietes ergibt und 
der die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die 
Sicherheit der Menschen beeinträchtigt. Städtebau- 
liche Mißstände können aber zum Beispiel auch 
durch Einwirkungen und Umstände hervorgerufen 
werden, deren Ursache in der Umgebung des Ge- 
bietes liegt (z. B. durch Einwirkungen im Sinne des 
Absatzes 2 Nr. 11). Absatz 1 Satz 2 enthält daher 
keine abschließende Regelung. Die allgemeinen An- 
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält- 
nisse ergeben sich aus den anerkannten städtebau- 
lichen Grundsätzen. Insbesondere betreffen sie die 
städtebauliche Hygiene und den Schutz der Men- 
schen vor seelischen und körperlichen Beeinträch- 
tigungen, deren Ursachen in städtebaulichen Ver- 
hältnissen zu suchen sind. 

Der Entwurf kann die Merkmale, aus denen zu ent- 
nehmen ist, ob ein Gebiet sanierungsbedürftig ist, 
nicht abschließend angeben. Er nennt deshalb in 
Absatz 2 beispielhaft typische Gesichtspunkte, aus 
deren Würdigung sich ergibt, ob Mißstände im 
Sinne des Entwurfs vorliegen. Die Gesichtspunkte 
können einzeln, zu mehreren oder insgesamt die 
Sanierungsbedürftigkeit ergeben; regelmäßig wer- 
den mehrere Zusammentreffen müssen. 

Zu § 13 — Auskunftspflidit; Verletzung der Ge- 
heimhaltungspflicht — 

Die Gemeinde muß sich über die Umstände, die ein 
Gebiet sanierungsbedürftig machen, Kenntnis ver- 
schaffen. Außerdem muß sie eine Vielzahl von Tat- 
sachen ermitteln, um die Sanierung sachgerecht vor- 
bereiten und durchführen zu können. Durch die Vor- 
schrift sollen insoweit Eigentümer, Mieter und son- 
stige Berechtigte zur Auskunft verpflichtet werden. 


Die Auskunftspflicht dient auch den Interessen der 
Betroffenen. So kann die Gemeinde darüber Aus- 
kunft verlangen, ob der Eigentümer bereit ist, sich 
an der Durchführung der Sanierung zu beteiligen. 
Die Gemeinde wird dadurch in die Lage versetzt, 
die Wünsche der Eigentümer soweit wie möglich zu 
berücksichtigen. 

Die den Behörden nach § 150 BBauG obliegende 
Pflicht, den für die Entscheidung erheblichen Sach- 
verhalt von Amts wegen zu ermitteln und die den 
Beteiligten sowie anderen Personen und Stellen 
nach dieser Vorschrift obliegenden Pflichten bleiben 
unberührt (vgl. § 3). 

Für die zwangsweise Durchsetzung des Auskunfts- 
rechtes hinsichtlich der Tatsachen, deren Kenntnis 
zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung 
erforderlich ist. Ist auf die Regelung des § 150 Abs. 2 
Sätze 2 bis 4 BBauG verwiesen (Abs. 2 Satz 1). Um 
zu vermeiden, daß den Auskunftspflichtigen Nach- 
teile entstehen, ist in Absatz 2 Satz 2 ein Auskunfts- 
verweigerungsrecht für den Fall vorgesehen, daß 
der Auskunftspflichtige durch die Erteilung der Aus- 
kunft sich oder einen Angehörigen der Gefahr straf- 
gerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. Ferner ist durch Absatz 3 sichergestellt, daß 
die Auskünfte nicht für steuerliche Zwecke verwen- 
det werden. Die Auskunftspflichtigen sind schließlich 
durch Absatz 4 gegen eine unbefugte Weitergabe 
der Auskünfte geschützt. Absatz 4 begründet eine 
Schweigepflicht für die dort bezeichneten Personen 
und stellt die Verletzung der Pflicht unter Strafe. 
Wann die Offenbarung eines Geheimnisses unbefugt 
ist, richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen 
des Strafrechts. Durch den in Satz 1 vorgesehenen 
Strafrahmen wird die Möglichkeit geschaffen, dem 
Ausmaß der Pflichtverletzung Rechnung zu tragen, 
das sehr unterschiedlich sein kann. Die Fälle, in 
denen die Verletzung der Schweigepflicht besonders 
strafwürdig ist, sind in Satz 2 erfaßt. Die Vorschrift 
des Absatz 4 ist ähnlichen Vorschriften nachgebildet, 
die in anderen Gesetzen enthalten sind, z. B. in § 13 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314), 
§ 17 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegs- 
waffen vom 20. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 444) 
und § 44 Abs. 4 und § 45 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481). 

Zu § 14 — Prüfung der Finanzierungsmöglichkei- 
ten — 

Die Sanierung eines Gebietes hat regelmäßig für die 
Betroffenen und die Gemeinde erhebliche finanzielle 
Auswirkungen. Sie erfordert vielfach auch beträcht- 
liche öffentliche Mittel. Unrealistische Planungen, 
namentlich solche, die aus finanziellen Gründen 
keinerlei Aussicht auf Verwirklichung haben, müs- 
sen vermieden werden. Daher soll sich die Gemeinde 
möglichst frühzeitig einen Überblick über die vor- 
aussichtlichen Kosten der Sanierung und die Mög- 
lichkeiten der Finanzierung verschaffen. Die Vor- 
schrift wird für Sanierungen in förmlich festgelegten 
Sanierungsgebieten ergänzt durch § 20. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 

Zu § 15 — Förmliche Festlegung — 

Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes ist 
für die Vorbereitung und Durchführung der Sanie- 
rung nicht zwingend vorgeschrieben. Die Sanierung 
kann also auch nur nach den §§ 12 bis 14 in Verbin- 
dung mit den Vorschriften des Bundesbaugesetzes 
vorbereitet und durchgeführt werden. Es liegt im 
pflichtgemäßen Ermessen der Gemeinde, ob sie unter 
Anwendung der besonderen Vorschriften des Zwei- 
ten bis Siebenten Abschnittes oder ohne sie eine 
Sanierung veranlassen will. 

Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes er- 
folgt durch Beschluß der Gemeinde. Das Gebiet ist 
in dem Beschluß genau zu bezeichnen und nach Maß- 
gabe der in Absatz 2 enthaltenen Regelung zu be- 
grenzen. Die in Absatz 2 enthaltenen Vorschriften 
über die Einbeziehung von Flächen entsprechen 
denen des Bundesbaugesetzes für das Umlegungs- 
gebiet und gehen auf die gleichen Erwägungen zu- 
rück (vgl. § 52 BBauG). 

Zu § 16 — Form der förmlichen Festlegung — 

Die Rechtswirkungen, die die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebietes nach § 17 auslöst, sprechen 
dafür, daß der Beschluß der Gemeinde in der Rechts- 
form der Satzung ergeht. Die Regelungen in Absatz 1 
Satz 2 und in Absatz 2 über die Genehmigung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde, die Bekannt- 
machung und das Inkrafttreten der Satzung sind den 
für Bebauungspläne geltenden Vorschriften der §§11 
und 12 BBauG nachgebildet. Absatz 1 Satz 3 gibt der 
höheren Verwaltungsbehörde im Genehmigungsver- 
fahren einen zusätzlichen Versagungsgrund, der über 
die in § 11 Satz 3 BBauG in Verbindung mit § 6 
Abs. 2 BBauG vorgesehene Rechtskontrolle hinaus- 
geht. Dadurch soll vermieden werden, daß eine förm- 
liche Festlegung erfolgt und damit die entsprechen- 
. den besonderen Rechtswirkungen eintreten, obwohl 
die Sanierung aus finanziellen Gründen ganz offen- 
sichtlich nicht durchführbar ist. 

Die in Absatz 3 enthaltene Verpflichtung der Ge- 
meinde, die Grundstückseigentümer alsbald zu be- 
nachrichtigen und auf die Rechtswirkungen der §§ 29, 
30 und 32 hinzuweisen, soll im Interesse der betrof- 
fenen Eigentümer über die Verpflichtung zur öffent- 
lichen Bekanntmachung hinaus bestehen. Desglei- 
chen sollen die Träger öffentlicher Belange (§ 2 
Abs. 5 BBauG) besonders benachrichtigt werden. 

Zu § 17 — Wirkungen der förmlichen Festlegung — 

Absatz 1 bestimmt die Rechtsfolgen, die die förm- 
liche Festlegung des Sanierungsgebietes auslöst. Die 
Rechtsfolgen sind unterschiedlich, je nachdem, ob 
bereits ein die Sanierung berücksichtigender Bebau- 
ungsplan vorhanden ist oder nicht. Der Eintritt der 
Rechtswirkungen der §§ 34 bis 41 setzt außer der 


förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes das 
Vorhandensein des Bebauungsplanes voraus. 

Nach § 5 Abs. 4 BBauG sind Sanierungsgebiete im 
Flächennutzungsplan kenntlich zu machen. Dies ist 
vielfach noch nicht geschehen. Außerdem gelten in 
manchen Gemeinden vorbereitende Bauleitpläne und 
Wirtschaftspläne früheren Rechts als Flächennut- 
zungspläne gemäß § 173 Abs. 1 und 2 BBauG fort, 
in denen Sanierungsgebiete noch nicht kenntlich ge- 
macht sind. Um § 5 Abs. 4 BBauG Rechnung zu tra- 
gen, bedarf es daher spätestens mit der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebietes auch einer Ände- 
rung des Flächennutzungsplanes. Für diesen Fall 
bestimmt Absatz 2 zur Verfahrensvereinfachung, 
daß der Flächennutzungsplan mit der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebietes als ergänzt gilt 
und formlos zu berichtigen ist. 

Zu § 18 — Förmliche Festlegung durch einen 
Planungsverband — 

Durch die Vorschrift wird § 4 BBauG ergänzt. Im 
Falle des Zusammenschlusses mehrerer Planungs- 
träger nach § 4 BBauG wird die Möglichkeit eröffnet, 
daß der Planungsverband auch hinsichtlich der förm- 
lichen Festlegung des Sanierungsgebietes und der 
Durchführung der Sanierung an die Stelle der Ge- 
meinde tritt. Es bedarf dazu entsprechender Bestim- 
mungen in der Satzung des Planungsverbandes. 


DRITTER ABSCHNITT 
Durchführung der Sanierung 

Zu § 19 — Bebauungsplan für das förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiet — 

Für die Durchführung der Sanierung ist ein Bebau- 
ungsplan im Sinne des § 30 BBauG mit den erforder- 
lichen Festsetzungen für die Neugestaltung des 
Sanierungsgebietes aufzustellen, durch die die Ur- 
sachen der Sanierungsbedürftigkeit beseitigt wer- 
den. Die zu beseitigenden baulichen Anlagen müssen 
im Bebauungsplan gekennzeichnet werden (Abs. 1 
Satz 2). Außerdem ist das förmlich festgelegte Sanie- 
rungsgebiet kenntlich zu machen, da der Bebauungs- 
plan diese wichtige städtebauliche Maßnahme er- 
kennen lassen soll (Abs. 1 Satz 3). Es handelt sich 
aber sowohl in Satz 2 als auch in Satz 3 nicht um 
Festsetzungen im Sinne des § 9 Abs. 1 BBauG, son- 
dern um bloße Kenntlichmachung. Für den Fall, daß 
ein Bebauungsplan mit den Festsetzungen und Kenn- 
zeichnungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 bei der 
Festlegung des Sanierungsgebietes bereits vorhan- 
den ist, ist zur Verfahrensvereinfachung bestimmt, 
daß die Kenntlichmachung nach Absatz 1 Satz 3 im 
Wege der Berichtigung zu erfolgen hat (Absatz 2; 
vgl. § 17 Abs. 2 Satz 2). Es kann daher zweckmäßig 
sein, die Kennzeichnung nach Absatz 1 Satz 2 bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes aufzunehmen, 
falls eine spätere Sanierung in Betracht kommt, auch 
wenn sich zunächst noch keine Rechtswirkungen dar- 
aus ergeben. 
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Bevor der Bebauungsplan rechtsverbindlich gewor- 
den ist, gelten auch im förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet für die Zulässigkeit von Vorhaben die 
Vorschriften der §§ 33, 34 und 35 BBauG. 

Die nach Absatz 3 vorgeschriebene Benachrichtigung 
ergänzt die Benachrichtigung nach § 16 Abs. 3. So- 
fern ein Bebauungsplan im Sinne des Absatzes 1 im 
Zeitpunkt der förmlichen Festlegung des Sanierungs- 
gebietes bereits vorhanden ist, wird es zweckmäßig 
sein, die Benachrichtigung nach Absatz 3 mit der Be- 
nachrichtigung nach § 16 Abs. 3 zu verbinden. 

Wenn die Grundstücke in einem Umlegungsgebiet 
liegen, erübrigt sich die in Absatz 3 vorgeschriebene 
Benachrichtigung, weil bereits im Umlegungsverfah- 
ren eine ausreichende Unterrichtung der Eigentümer 
gewährleistet ist. Die Grundeigentümer sind nach 
§ 48 Abs. 1 Nr. 1 BBauG Beteiligte in dem Um- 
legungsverfahren. 

Zu § 20 — Kosten- und Finanzierungsübersicht — 

Die Gemeinde hat ferner für die Durchführung der 
Sanierung eine Kosten- und Finanzierungsübersicht 
aufzustellen. Dadurch soll gewährleistet werden, daß 
die Sanierung nicht während der Durchführung aus 
finanziellen Gründen abgebrochen werden muß oder 
verzögert wird. Die Regelung steht im Zusammen- 
hang mit den Vorschriften des § 14 und des § 16 
Abs. 1 Satz 3. Nach § 16 Abs. 1 Satz 3 kann die Ge- 
nehmigung des Bebauungsplans durch die höhere 
Verwaltungsbehörde versagt werden, wenn offen- 
sichtlich keine Aussicht besteht, die Finanzierung zu 
ermöglichen. Nach § 14 ist die Gemeinde bereits ver- 
pflichtet, sich frühzeitig einen allgemeinen Überblick 
über die Finanzierungsmöglichkeiten zu verschaffen. 
Darüber hinaus muß nun die Gemeinde, bevor 
sie mit der Durchführung der Sanierung beginnt, 
eine Kosten- und Finanzierungsübersicht aufstellen, 
aus der sich konkret die voraussichtlichen Kosten 
und Deckungsmöglichkeiten ergeben. 


Zu § 21 — Umfang und Möglichkeiten der 
Durchführung — 

In Absatz 1 wird festgelegt, welche Maßnahmen zur 
Durchführung der Sanierung gehören. Bei der Ver- 
schiedenheit der Sanierungsfälle und der Vielzahl 
der in Betracht kommenden Maßnahmen ist eine er- 
schöpfende Aufzählung im einzelnen nicht möglich. 
Zur Durchführung gehören alle für die Beseitigung 
des sanierungsbedürftigen Zustandes und für die 
Neugestaltung des Sanierungsgebietes erforderlichen 
Maßnahmen, sei es, daß sie innerhalb, sei es, daß 
sie — wie der Bau von Ersatzwohnungen — außer- 
halb des Sanierungsgebietes getroffen werden müs- 
sen. Satz 2 nennt Beispiele für solche Maßnahmen. 

Absatz 2 bestimmt, wer für die Durchführung der 
Sanierung in Betracht kommt: die Gemeinde, die 
Grundeigentümer oder ein Sanierungsträger. Die 
Voraussetzungen, unter denen sie tätig werden 
können, die Rangfolge und die ihnen obliegenden 


Aufgaben enthalten die nachstehenden Vorschrif- 
ten. Absatz 2 Satz 2 ermöglicht es, die Durchführung 
der Sanierung räumlich oder sachlich auf die ver- 
schiedenen für die Durchführung in Betracht Kom- 
menden zu verteilen. Die Vorschrift trägt einem 
praktischen Bedürfnis Rechnung. 

Nach Absatz 3 dürfen in Anlehnung an die Grund- 
sätze in § 37 Abs. 2 und § 38 BBauG Grundstücke, 
die den dort genannten Zwecken dienen oder die 
den dort bezeichneten Vorschriften unterliegen, 
nur mit Zustimmung des jeweiligen Bedarfsträgers 
Sanierungsmaßnahmen unterworfen werden. Damit 
wird klargestellt, daß die Bedürfnisse dieser Be- 
darfsträger auch bei der Sanierung zu berücksichti- 
gen sind. Für die Fernmeldeanlagen der Deutschen 
Bundespost ist in Absatz 3 Satz 2 eine klarstellende 
Ergänzung vorgesehen, da das in § 38 BBauG ange- 
sprochene Telegraphenwegegesetz im wesentlichen 
nur Regelungen über Telegraphen- und Fernsprech- 
linien enthält, die auf Verkehrswegen geführt wer- 
den. 


Zu § 22 — Aufgabe der Gemeinde bei der Durch- 
führung — 

Hat die Gemeinde ein Sanierungsgebiet förmlich 
festgelegt, so gehört es zu ihren Aufgaben, dafür 
zu sorgen, daß die für die Durchführung der Sanie- 
rung erforderlichen Maßnahmen getroffen und auf- 
einander abgestimmt werden. Dies gilt auch dann, 
wenn sie die Sanierung nicht selbst durchführt. Die 
Gemeinde soll insbesondere die Maßnahmen, deren 
Durchführung ihr obliegt, wie z. B. ein Umlegungs- 
verfahren oder die Erschließung, rechtzeitig ein- 
leiten und von den ihr nach dem Bundesbaugesetz 
und nach diesem Gesetz zustehenden hoheitlichen 
Befugnissen Gebrauch machen, sobald und soweit es 
zur Erreichung der Sanierungszweckes erforderlich 
ist. Die Ausübung der nach den Absätzen 1 und 2 
der Gemeinde obliegenden Aufgaben muß in ihr 
pflichtgemäßes Ermessen gestellt werden. Deshalb 
war klarzustellen, daß aus diesen Vorschriften keine 
Rechtsansprüche gegenüber der Gemeinde hergelei- 
tet werden können (Absatz 3). 


Zu § 23 — Erörterung mit den Eigentümern — 

Die Gemeinde hat die Durchführung der Sanierung 
und ihre Finanzierung möglichst frühzeitig mit den 
Eigentümern zu erörtern, ln der Vorschrift kommt 
wie in einer Reihe anderer Vorschriften des Ent- 
wurfs zum Ausdruck, daß die Sanierung eine be- 
sonders enge Fühlungnahme und Zusammenarbeit 
zwischen den Eigentümern und der Gemeinde erfor- 
dert und daß in erster Linie die Eigentümer zur 
Durchführung von Sanierungsmaßnahmen berufen 
sind (vgl. § 24). Die Gemeinde hat deshalb mit den 
Eigentümern auch zu erörtern, ob und in welchem 
Umfang sie bereit und in der Lage sind, die Durch- 
führung von Sanierungsmaßnahmen selbst zu über- 
nehmen. Es dürfte zweckmäßig sein, bei dieser Be- 
sprechung auch bereits die Frage unter Umständen 
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notwendig werdender Umset7Aingen von Gewerbe- 
betrieben zu erörtern. 


Zu § 24 — Durchführung durch die Eigentümer — 

Die gesamte Sanierung wird regelmäßig nicht von 
den Eigentümern allein durchgeführt werden kön- 
nen (Straßenbau, Anlegung von Grünflächen usw.). 
Ihnen soll jedoch die Durchführung der Sanierungs- 
maßnahmen insoweit überlassen bleiben, als die 
zweckmäßige Durchführung der Sanierung durch sie 
gewährleistet ist. Voraussetzung ist dabei insbeson- 
dere, daß sie zur Durchführung bereit und in der 
Lage sind und daß die Sanierung innerhalb ange- 
messener Frist abgeschlossen wird. Diese Voraus- 
setzungen für die Beteiligung der Eigentümer sind 
erforderlich, um sicherzustellen, daß die Sanierung 
insgesamt nicht gefährdet wird. Die Einzelheiten 
der Durchführung werden wohl zumeist in einem 
Sanierungsvertrag zwischen der Gemeinde und den 
Eigentümern geregelt werden. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Regelung des Absatzes l 
nicht dazu benutzt werden darf, die Eigentümer zu 
höheren Leistungen für die Erschließungsanlagen 
heranzuziehen, als es nach den gesetzlichen Grund- 
lagen zulässig ist. 

Absatz 3 dient der sachgerechten Durchführung der 
Sanierung. Häufig werden die Eigentümer selbst 
den Wunsch haben, sich von einem geeigneten 
Unternehmen oder einer erfahrenen und zuverläs- 
sigen Privatperson betreuen zu lassen. Im Interesse 
der Eigentümer und der zweckmäßigen Durchführung 
der Sanierung kann nach Absatz 3 aber auch die 
Gemeinde von sich aus verlangen, daß sich die Ei- 
gentümer betreuen lassen. Dabei hat sie zu prüfen, 
ob hierdurch die Durchführung der Sanierung er- 
leichtert oder gewährleistet wird, Ihr Verlangen ist 
ferner immer dann gerechtfertigt, wenn die Bewilli- 
gung öffentlicher Förderungsmittel für die Sanie- 
rung durch die Bewilligungsstelle von der Betreu- 
ung abhängig gemacht worden ist. Das Begehren 
der Gemeinde kann nur darauf gerichtet sein, daß 
sich die Eigentümer eines Sanierungsbetreuers 
(§ 45) bedienen; die Auswahl des Betreuers bleibt 
den Eigentümern überlassen. 


Zu § 25 — Durchführung durch einen Sanierungs- ! 
träger — 

In den Fällen, in denen die sachgerechte Durchfüh- | 
rung der Sanierung durch die Eigentümer nicht ge- 
währleistet ist, insbesondere sie die Sanierungs- 
maßnahmen nicht durchführen können oder wollen, 
ist der Gemeinde die Möglichkeit eröffnet, einen 
Sanierungsträger mit der Durchführung der Sanie- 
riingsmaßnahmen zu beauftragen. Die Durchführung 
der Sanierung kann in räumlicher oder sachlicher 
Aufteilung auch mehreren Sanierungsträgern über- j 
tragen werden. i 

Der Sanierungsträger muß nach Absatz 2 die Vor- 
aussetzungen der §§ 42, 43 erfüllen, d. h. es muß 


sich um ein als Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik nach § 28 des Wohnungsgemeinnützigkeits- 
gesetzes anerkanntes Unternehmen handeln, das 
satzungsgemäß neben der Aufgabe, im Rahmen des 
Wohnungsbaues ausschließlich oder überwiegend 
Bauherren zu betreuen, auch die Aufgabe eines Sa- 
nierungsträgers ausübt, oder um ein Unternehmen, 
das eine besondere — generelle oder für den Ein- 
zelfall geltende — Anerkennung der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimm- 
ten Stelle erhalten hat. 

Die Eigentümer können auf die Auswahl des Sanie- 
rungsträgers durch die Gemeinde Einfluß nehmen. 
Die Gemeinde hat ihnen vor der Beauftragung Ge- 
legenheit zur Stellungnahme zu geben, was mög- 
licherweise schon bei den Erörterungen mit den 
Eigentümern nach § 23 erfolgen kann. Einigen sich 
die Eigentümer mit doppelt-qualifizierter Mehrheit 
— mehr als die Hälfte aller Eigentümer, denen zu- 
gleich mehr als die Hälfte aller im Sanierungsgebiet 
gelegenen Grundstücke gehört — auf einen be- 
stimmten Sanierungsträger, dem sie ihre Grund- 
stücke zur Durchführung der Sanierungsmaßnahmen 
übereignen wollen, so hat die Gemeinde diesen 
Sanierungsträger auch zu beauftragen. 

Zu § 26 — Aufgaben des Sanierungsträgers — 

Beauftragt die Gemeinde mit der Durchführung der 
Sanierung einen Sanierungsträger, so sind die Ein- 
zelheiten in einem Sanierungsvertrag zu regeln (Ab- 
satz 1 Satz 1). Die Sanierungssachverhalte sind zu 
verschieden, als daß die Aufgabe sowie die Rechte 
und Pflichten im einzelnen gesetzlich bestimmt wer- 
den könnten. Von der Aufnahme eines entsprechen- 
den Kataloges in das Gesetz ist daher abgesehen 
worden. Einige Rechte und Pflichten, die bei Ab- 
schluß eines Sanierungsvertrages stets entstehen, 
sind in den Absätzen 2 und 3 geregelt; sie gelten 
unabhängig von den vertraglichen Abmachungen, 
ergeben sich aus der treuhänderischen Stellung, die 
der Sanierungsträger gegenüber der Gemeinde hat, 
und sind, soweit nichts anderes ausdrücklich zuge- 
lassen ist, zwingend vorgesehen. In dem Sanierungs- 
vertrag werden im allgemeinen Regelungen zu tref- 
fen sein über: 

die Verpflichtung zur termingemäßen Durch- 
führung der Sanierungsmaßnahmen, 

die Beteiligung der Gemeinden an der Deckung 
der Sanierungskosten, 

die Leistung von Entschädigungen und die Be- 
reitstellung der erforderlichen Mittel, 

die Höhe der Vergütung für die Tätigkeit des 
Sanierungsträgers, 

die Überwachung der Tätigkeit des Sanierungs- 
trägers. 

Die hoheitlichen Befugnisse der Gemeinde, die ihr 
nach dem Bundesbaugesetz und nach diesem Entwurf 
zustehen, dürfen vertraglich nicht übertragen wer- 
den (Absatz 1 Satz 2). 
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Zu § 27 — Veräußerungspflicht des 
Sanierungsträgers — 

Der Sanierungsträger soll gesetzlich verpflichtet 
werden, alle Grundstücke, die er im Sanierungs- 
gebiet erworben hat, spätestens nach Aufhebung der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes zum 
Verkehrswert wieder zu veräußern. Diese all- 
gemeine Reprivatisierungspflicht entspricht dem 
Grundsatz des § 4 Abs. 1 Satz 1, nach dem das Eigen- 
tum der bisherigen Eigentümer erhalten oder in 
anderer Rechtsform wieder neu begründet werden 
soll. 

Die Flächen und Grundslücke, die nach dem Bebau- 
ungsplan für öffentliche Zwecke vorgesehen sind, 
sind dem Bedarfsträger zum Verkehrswert zu über- 
eignen. 

Für andere Grundstücke enthält Absatz 2 eine ein- 
gehende Regelung. Der Veräiißerungspflicht nach 
Absatz 2 unterliegen nur die Grundstücke nicht, die 
der Träger vor seiner Beauftragung oder gegen 
Hergabe von entsprechendem Ersatzland erworben 
hat sowie solche Grundstücke, die der Träger bereits 
auf Grund gesetzlicher oder beim Erwerb übernom- 
mener vertraglicher Verpflichtungen zu übereignen 
hat. Eine gesetzliche Veräußerungspflicht ergibt sich 
z. B. aus § 89 Abs. 1 BBauG, wenn ein Grundstück 
zur Vorbereitung der baulichen Nutzung enteignet 
worden ist. Eine vertragliche Veräußerungspflicht j 
wird vor allem dann in Betracht kommen, wenn j 
Eigentümer dem Sanierungsträger ihr Grundstück i 
zur Durchführung der Sanierung treuhänderisch 
übereignet haben. 

Die Übereignung durch den Träger muß spätestens 
nach der Aufhebung der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebietes erfolgen, weil dann die Sanie- 
rung durchgeführt ist oder sich als undurchführbar 
erwiesen hat und damit keine Notwendigkeit mehr 
dafür besteht, daß die Grundstücke im Eigentum des 
Sanierungsträgers bleiben. 

Wenn bei Grundstücken, die bei der Durchführung 
der Sanierung bebaut worden sind, der Verkehrs- 
wert nicht die Höhe des Wertes des erschlossenen 
Baugrundstücks und der Baukosten erreicht, so be- 
darf die Veräußerung der Genehmigung der Ge- 
meinde. Diese Bestimmung hat ihren Grund in dem 
Verhältnis zwischen dem Sanierungsträger und der 
Gemeinde, insbesondere darin, daß die Gemeinde 
nach § 26 Abs. 2 Satz 4 verpflichtet ist, einen Fehl- 
betrag, der bei der Durchführung der Sanierung 
entsteht, auszugleichen. 

Für die Wertermittlung in den Fällen der Absätze 1 
und 2 ist die Verordnung über Grundsätze für die 
Ermittlung des Verkehrswertes von Grundstücken 
vom 7. August 1961 (BGBl I S. 1183) anzuwenden. 
Wenn es die Besonderheiten dieser Fälle erfor- 
dern, wird eine Ergänzung der Verordnung in Be- 
tracht zu ziehen sein. 

Der Entwurf will einerseits entsprechend dem j 
Grundsatz des § 4 Abs. 1 Satz 1 erreichen, daß das | 


Eigentum der früheren Eigentümer nach Möglich- 
keit wieder hergestellt wird. Er muß aber anderer- 
seits der Tatsache Rechnung tragen, daß bei der Sa- 
nierung meistens das Maß der baulichen Nutzung 
verringert werden muß, um gesunde Wohn- und 
ATbeitsverhältnisse zu schaffen. Es wird daher häu- 
fig nicht möglich sein, allen früheren Eigentümern 
von Grundstücken wieder entsprechende Grund- 
stücke in dem Sanierungsgebiet zu verschaffen. 
Der Entwurf bestimmt deshalb im Interesse einer 
möglichst breiten Streuung des Eigentums, daß vor- 
rangig diejenigen früheren Eigentümer zu berück- 
sichtigen sind, die anderweitig kein Grundeigentum 
oder nur Grundeigentum geringem Umfangs besit- 
zen. Außerdem sollen Personen, die lin einem 
Sanierungsgebiet Grundeigentum aufgeben mußten 
und dort kein Grundstück mehr erhalten können, in 
einem anderen Sanierungsgebiet berücksichtigt wer- 
den, wenn sich dort die Möglichkeit dazu bietet. 
Ferner soll dem Wunsch nach der Begründung von 
Miteigentum, Wohnungseigentum oder Teileigen- 
tum nach Möglichkeit entsprochen werden, da auf 
diese Weise ebenfalls eine breitere Streuung des 
Eigentums möglich ist. 

Ähnlich wie die Grundeigentümer sollen nach Ab- 
satz 6 bei der Vermietung und Verpachtung von 
Geschäftsraum die ehemaligen Mieter und Pächter 
aus dem Sanierungsgebiet bevorzugt berücksichtigt 
werden. Dies setzt allerdings voraus, daß ihr Be- 
trieb der im Bebauungsplan festgesetzten Art der 
baulichen Nutzung entspricht, damit Störungen von 
dem erneuerten Gebiet ferngehalten werden. 


Zu § 28 — Abgabenbefreiung — 

Die Vergünstigung rechtfertigt sich aus der Über- 
legung, daß die Sanierung im öffentlichen Inter- 
esse liegt und nicht vom Willen der Beteiligten ab- 
hängt. Die Regelung erfaßt nur die Gebühren und 
Auslagen und ähnliche Abgaben, nicht jedoch 
Steuern. Die Abgabenbefreiung soll im wesentlichen 
für Geschäfte und Verhandlungen eintreten, die mit 
der Übereignung oder Belastung von Grundstücken 
Zusammenhängen. Für die Einbeziehung von 
Steuern, die der Gesetzgebung des Bundes unter- 
liegen, besteht kein Bedürfnis. Eine Einbeziehung 
der Umsatzsteuer etwa, die auf Bauleistungen im 
Rahmen der Sanierung entfällt, wäre zu weitgehend. 

Mit dem Vorbehalt in Absatz 1 Satz 2 zugunsten 
der auf landesrechtlichen Vorschriften beruhenden 
Abgaben wird dem Umstand ausdrücklich Rechnung 
getragen, daß durch den Bund hierüber keine Rege- 
lung getroffen werden kann. 

Die Befreiung gilt auch für Geschäfte und Verhand- 
lungen, die der Erfüllung einer im Zusammenhang 
mit der Sanierung entstandenen Veräußerungs- 
pflicht dienen (Absatz 2). 

Absatz 3 dient der Vereinfachung; die Versicherung 
der Gemeinde ist ohne Nachprüfung anzuerkennen. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Besondere baurechtliche Vorschriften 

Zu § 29 — Nichtberücksichtigung von Werterhö- 
hungen — 

In Verfahren, die der Vorbereitung oder Durchfüh- 
rung der Sanierung dienen, können bei der Bemes- 
sung von Ausgleichs- oder Entschädigungsleistungen 
nur die Verkehrswerte berücksichtigt werden, die 
die Grundstücke ohne Rücksicht auf die Aussicht auf 
die Sanierung haben. Die Regelung hat eine Paral- 
lele in den Umlegungsvorschriften des Bundesbau- 
gesetzes (§ 57). Die Erfahrung zeigt, daß dann, wenn 
Sanierungsabsichten in der Öffentlichkeit bekannt 
werden, häufig im Hinblick auf die Sanierung Spe- 
kulationsgeschäfte vorgenommen werden, die die 
Grundstückspreise im künftigen Sanierungsgebiet in 
die Höhe treiben. Sie nehmen damit den durch die 
Sanierung erstrebten Erfolg, der gerade erst durch 
Einsatz öffentlicher Mittel und behördliche Initiative 
herbeigeführt werden soll, spekulativ vorweg. 
Würde das zugelassen, so würde es dazu führen, daß 
aus der Beseitigung unwürdiger Zustände unberech- 
tigte Gewinne erzielt werden und damit eine dop- 
pelte Belastung der Allgemeinheit eintritt. Unter 
diesen Umständen könnte die Sanierung vielfach 
überhaupt nicht durchgeführt werden. 

Die Vorschrift bezieht sich vor allem auf die Aus- 
gleichsansprüche in der Umlegung, Entschädigungs- 
ansprüche bei Enteignungen sowie auf Entschädi- 
gungsansprüche, die der Bebauungsplan nach §§ 40 
bis 44 des Bundesbaugesetzes auslösen kann. Sie gilt 
nicht für die Eigentümer, die die Sanierung, ohne 
daß es zu einem der vorgenannten Verfahren 
kommt, selbst durchführen oder die Grundstücke an 
einen anderen zur Durchführung der Sanierung 
rechtsgeschäftlich übereignen. Die Regelung wird je- 
doch andererseits wahrscheinlich nicht ohne Einfluß 
auf den rechtsgeschäftlichen Grundstücksverkehr 
bleiben und hier verhindern helfen, daß lediglich 
durch die Aussicht auf die Sanierung ungerecht- 
fertigte Preissteigerungen eintreten. 

In Absatz 2 werden daraus die Folgerungen für die 
Umlegung gezogen. Der außerdem in Absatz 2 vor- 
gesehene Ausschluß des § 58 des Bundesbaugesetzes 
bei Umlegungen im förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet ist notwendig, weil in bebauten Gebie- 
ten nur eine Umlegung nach dem Verhältnis der 
Werte sinnvoll ist. Die Verteilung nach Flächen ge- 
mäß § 58 des Bundesbaugesetzes ist hier praktisch 
nicht durchführbar. 

Absatz 3 bestimmt für das Enteignungsverfahren im 
Hinblick auf § 87 Abs. 2 Nr. 2, § 88 und § 95 Abs. 2 
Nr. 2 des Bundesbaugesetzes, daß bei Angeboten ein 
Kaufpreis als angemessen anzusehen ist, der den er- 
warteten Sanierungsvorteil unberücksichtigt läßt. 

Für die Feststellung der Werterhöhungen, die durch 
die Aussicht auf die Sanierung eingetreten sind, gibt 
Absatz 4 einen Maßstab. 

Nach Absatz 5 hat der für die Ermittlung von Grund- 
stückswerten nach dem Siebenten Teil des Bundes- 


baugesetzc's zaständige Gutachterdusschuß auf An- 
trag auch die Grundstückswerte ohne den erwarte- 
ten Sanierungsvorteil zu ermitteln. 

In Gebieten, für die Sanierungsabsichten in der 
Öffentlichkeit bekannt werden, ist, wie die geringen 
Erfahrungen bereits zeigen, mit Vereinbarungen zu 
rechnen, die das Ziel haben, im Falle der Sanierung 
höhere Ausgleichs- oder Entschädigungsleistungen 
zu erlangen. Dies kann z. B. dadurch geschehen, daß 
Pachtverträge mit einer Laufzeit abgeschlossen wer- 
den, die in anderen vergleichbaren Gebieten nicht 
üblich ist. Derartigen Spekulationen muß vorgebeugt 
werden. Absatz 6 sieht daher vor, daß bei der Be- 
messung von Ausgleichs- oder Entschädigungs- 
leistungen Vereinbarungen insoweit unberücksich- 
tigt bleiben, als sie von üblichen Vereinbarungen 
in vergleichbaren Gebieten, die nicht förmlich fest- 
gelegte Sanierungsgebiete sind, auffällig abweichen 
und anzunehmen ist, daß sie abgeschlossen worden 
sind, um höhere Ausgleichs- oder Entschädigungs- 
leistungen zu erlangen. 

Zu § 30 — Genehmigungspflicht — 

Schuldrechtliche Vereinbarungen, die zum Gebrauch 
oder zur Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder 
Gebäudeteils berechtigen, können die Durchführung 
der Sanierung wesentlich erschweren. Auf lange 
Zeit abgeschlossene Miet- oder Pachtverhältnisse z.B. 
können bei einer Sanierung hohe Entschädigungs- 
wünsche auslösen oder die Aufhebung der Rechte 
durch Enteignung erforderlich machen. Um der- 
artige Folgen nach Möglichkeit zu vermeiden, soll 
daher für die Zeit nach der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebietes eine Genehmigungspflicht 
für Vereinbarungen vorgesehen werden, sofern sich 
eine wesentliche Erschwerung für die Durchführung 
der Sanierung ergeben könnte. Dasselbe muß auch 
für die Verlängerung von Vereinbarungen gelten. 
Die in Betracht kommenden Vereinbarungen sind in 
Absatz 1 aufgeführt. Es handelt sich einmal um Ver- 
tragsverhältnisse, die auf bestimmte Zeit von mehr 
als einem Jahr eingegangen werden, zum anderen 
um auf unbestimmte Zeit eingegangene Vertrags- 
verhältnisse, sofern sich durch sie die Zahl der Fa- 
milien oder Alleinstehenden erhöht oder die bis- 
herige Nutzungsart ändert. 

Die Genehmigungspflicht bezieht sich nicht auf Ver- 
einbarungen, die Grundstücke in einem Umlegungs- 
gebiet nach Einleitung des Umlegungsverfahrens 
betreffen, da hierfür bereits die besonderen Vor- 
schriften des § 51 BBauG gelten. 

Die Genehmigung darf nach Absatz 2 nur versagt 
werden, wenn die Vereinbarung die Durchführung 
der Sanierung voraussichtlich wesentlich erschweren 
würde. Verzichten die an Verträgen Beteiligten auf 
Entschädigung, so haben sie einen Rechtsanspruch 
auf Erteilung der Genehmigung, wenn sich durch 
den Verzicht die Erschwerung beseitigen läßt. 

Absatz 3 gibt die Möglichkeit, die Genehmigung 
unter Auflagen zu erteilen. Hierdurch können Hin- 
dernisse, die der Genehmigung entgegenstehen, be- 
hoben werden. 
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Zu § 31 — Veränderungssperre — 

Dio Bciuloilplcinuny bügeynuL in Scuiierungsgübieton 
wegen der Notwendigkeit, diese Gebiete neu zu ge- 
stalten, in der Regel erheblichen Schwierigkeiten. 
Daher ist die Frist, nach deren Ablauf die Verände- 
rungssperre außer Kraft tritt, abweichend von § 17 
Abs. 1 Satz 1 und 2 BBauG auf 4 Jahre bemessen, 
um den regelmäßigen Erfordernissen Rechnung zu ; 
tragen und um den Gemeinden unnötige Verwal- > 
tungsarbeit zu ersparen. 

Außerdem wird es gelegentlich Vorkommen, daß die : 
Zeit bis zum Inkrafttreten eines Bebauungsplans ; 
länger ist als die Zeit, für die nach § 18 BBauG eine 
Veränderungssperre ohne Verpflichtung zur Ent- 
schädigung der Grundstückseigentümer erlassen 
werden darf. Das Bundesbaugesetz sieht eine Ent- ^ 
schädigungspflicht für Vermögensnachteile vor, | 
wenn eine Veränderungssperre länger dauert als | 
vier Jahre. Diesen Grundsatz will Absatz 2 nicht 
verlassen. Er will jedoch die Art der Entschädigung 
an dio Besonderheiten der Sdni(?rung anpassen. Ab- 
satz 2 Satz 1 gewährt demgemäß dom Eigentümer 
eines Grundstücks, dem durch die Fortdauer der , 
Veränderungssperre Vermögensnachteile entstehen, ■ 
als Entschädigung in Anlehnung an dio Regelung in ; 
§ 40 BBauG einen Anspruch auf Übernahme des ■ 
Grundstücks zum Verkehrswert. 

Vielfach wird es sich um solche Grundstücke han- 
deln, die wegen ihrer Beschaffenheit, insbesondere 
wegen ihres Zuschnitts, ihrer Lage oder Größe nicht 
selbständig bebaubar sind oder die nicht mehr für 
eine private bauliche Nutzung in Betracht kommen. 
In vielen Fällen werden die Grundstücke ohnehin 
vielfach von der Gemeinde oder dem Sanierungs- : 
träger erworben werden müssen. In anderen Fällen ; 
wird, sobald der Stand der Planung es erlaubt, schon ! 
vor Inkrafttreten des Bebauungsplans eine plan- : 
mäßige Nutzung unter Gewährung einer Ausiiahme ; 
von der Veränderungssperre nach § 14 Abs. 2 BBauG | 
möglich sein. 1 

Die besondere Regelung nach Absatz 2 Satz 1 gilt j 
nicht für Entschädigungsansprüche, die bereits vor 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes 
entstanden sind (Absatz 2 Satz 2 2. Halbsatz). 

Für die Zeit nach Ablauf des sechsten Jahres kann 
der Eigentümer wahlweise Entschädigung in Geld 
nach § 18 BBauG oder durch Übernahme des Grund- 
stücks nach Absatz 2 Satz 1 verlangen. 

Die Regelung über die Verpflichtung zur Entschädi- 
gung in Absatz 3 ist der des § 40 BBauG nachge- 
bildet. 

Zu § 32 — Vorkaufsrecht — 

Das Bunclesbaugesetz unterscheidet drei Fälle des 
gemeindlichen Vorkaufsrechts: 

a) das gesetzliche allgemeine Vorkaufsrecht an be- 
bauten oder unbebauten Grundstücken, die in 
einem Bebauungsplan für öffentliche Zwecke 
ausgewiesen oder in ein Verfahren zur Boden- 
ordnung einbezogen sind (§ 24); 

b) das durch Satzung der Gemeinde begründete 
besondere Vorkaufsrecht für unbebaute Grund- 


stücke im Geltungsbereich eines Bebauungs- 
planes sowie in Gebieten, für die die Gemeinde 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlos- 
sen hat (§ 25); 

c) das ebenfalls durch Satzung der Gemeinde be- 
gründete besondere Vorkaufsrecht für bebaute 
Grundstücke in Sanierungsgebieten (§ 26). 

Die vorliegende Vorschrift ergänzt das Bundesbau- 
gesetz für förmlich festgelegte Sanierungsgebiete. 
Sie sieht vor, daß die Gemeinde in förmlich festge- 
legten Sanierungsgebieten ein Vorkaufsrecht für 
bebaute und unbebaute Grundstücke erhält. Da die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes nach 
§ 16 des Entwurfs durch Satzung der Gemeinde er- 
folgt und durch die vorliegende Vorschrift das Ent- 
stehen des Vorkaufsrechts an diese Satzung ge- 
knüpft wird, bedarf es für förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiete keiner besonderen Satzungen 
nach §§25 und 26 BBauG, um dort Vorkaufsrechte 
zu begründen. Die Vorschrift dient also in erster 
Linie der Vereinfachung. Zugleich wird das Vor- 
kaufsrecht an unbebauten Grundstücken in seiner 
rechtlichen Ausgestaltung dem Vorkaufsrecht an be- 
bauten Grundstücken gleichgestellt, um insoweit 
eine einheitliche Rechtslage im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet für alle Vorkaufsfälle zu errei- 
chen. Das Vorkaufsrecht in förmlich festgelegten 
Sanierungsgebieten entspricht damit dem allgemei- 
nen Vorkaufsrecht im Umlegungsgebiet nach § 24 
Abs. 1 BBauG. Diese Gleichstellung ist aus den 
durchaus ähnlichen Zielsetzungen gerechtfertigt. 

Das Vorkaufsrecht darf ebenso wie die Vorkaufs- 
rechte nach dem Bundesbaugesetz nur ausgeübt 
werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
rechtfertigt (§ 24 Abs. 2 BBauG, der nach Satz 2 
anzuwenden ist). Auch wegen der übrigen Einzel- 
heiten des Vorkaufsrechts konnte in Absatz 1 auf 
die Vorschriften des Bundesbaugesetzes verwiesen 
werden. § 24 Abs. 4 und 5 BBauG wird nach Maß- 
gabe des § 69 geändert; damit wird hinsichtlich der 
rechtlichen Ausgestaltung der Vorkaufsrechte nach 
dem Entwurf und nach dem Bundesbaugesetz eine 
einheitliche Lage geschaffen. 

Absatz 2 läßt abweichend von § 27 Abs. 1 BBauG 
allgemein zu, daß die Gemeinde das Vorkaufsrecht 
unmittelbar zugunsten eines Sanierungsträgers aus- 
üben kann. Da der Sanierungsträger nach §§ 25 und 
26 des Entwurfs von der Gemeinde zur Durchfüh- 
rung der Sanierung bestellt ist, wird hierdurch eine 
überflüssige zweite Eigentumsübertragung von der 
Gemeinde auf den Sanierungsträger vermieden. Der 
Sanierungsträger hat die durch Vorkaufsrecht er- 
worbenen Grundstücke nach der Durchführung der 
Sanierung nach Maßgabe des § 27 wieder zu ver- 
äußern. 

Zu § 33 — Bodenordnung — 

Die Vorschrift ergänzt für förmlich festgelegte Sa- 
nierungsgebiete das im Bundesbaugesetz geregelte 
Recht der Umlegung. Nach § 59 Abs. 4 BBauG kann 
im Umlegungsverfahren mit Einverständnis des zu 
entschädigenden Eigentümers als Abfindung die Be- 
gründung von Miteigentum, Erbbaurecht oder Redi- 
j ten nach dem Wohnungseigentumsgesetz vorgese- 
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hen werden. Durch Absatz 1 des Entwurfs soll bei j 
einer Umlegung im förmlich festgelegten Sanie- 
rungsgebiet die Rechtsstellung des zu entschädigen- j 
den Eigentümers verstärkt werden. Danach soll dem 1 
Antrag eines Eigentümers auf Abfindung mit einem 
dieser Rechte entsprochen werden, sofern dies in 
der Umlegung möglich und mit dem Sanierungs- I 
zweck vereinbar ist. Voraussetzung ist, daß der j 
Eigentümer selbst im Sanierungsgebiet eigenge- I 
nutzten Wohn- oder Geschäftsraum aufgibt und kein 
Ersatzland erhält. 

Nach § 66 Abs. 2 BBauG muß aus dem Umlegungs- 
plan der in Aussicht genommene Neuzustand mit 
allen tatsächlichen und rechtlichen Änderungen her- 
vorgehen. Da bei einer Sanierung häufig Gebäude 
oder sonstige bauliche Anlagen beseitigt werden 
müssen, müßten diese tatsächlichen Änderungen 
schon nach § 66 Abs. 2 BBauG aus dem Umlegungs- 
plan hervorgehen. Um Zweifel zu vermeiden und 
die Umlegungsstelle zugleich zu verpflichten, diese 
Änderungen auszuweisen, bestimmt Absatz 2 Satz 1, 
daß im Umlegungsplan die zu beseitigenden Ge- 
bäude oder Anlagen zu bezeichnen sind. 

Der Vollzug des Umlegungsplanes ist nach § 72 
Abs. 2 BBauG Aufgabe der Gemeinde, sobald der 
Plan unanfechtbar geworden ist. Die Gemeinde hat 
nach dieser Vorschrift namentlich den Beteiligten 
die neuen Besitz- und Nutzungsrechte, erforder- 
lichenfalls mit den Mitteln des Verwaltungszwanges, | 
zu beschaffen. Wenn aufgrund des Umlegungs- | 
planes bauliche Anlagen zu beseitigen sind, gehört 
es zur Aufgabe der Gemeinde, zur Vollziehung des 
Umlegungsplanes auch für den Abbruch dieser An- 
lagen zu sorgen. Absatz 2 Satz 2 des Entwurfs stellt 
klar, daß die Eigentümer nach Rechtskraft des Um- 
legungsplanes verpflichtet sind, diesen von der Ge- 
meinde angeordneten Abbruch zu dulden. Damit ist 
gewährleistet, daß nach Abschluß der Umlegung die 
Eigentümer zweckmäßig gestaltete Grundstücke er- 
halten, die sie entsprechend der für das Sanierungs- 
gebiet vorgesehenen Neugestaltung tatsächlich be- 
bauen können. 

Zu § 34 — Wertsteigernde Veränderungen an Ge- 
bäuden — 

Nach § 19 Abs. 1 Satz 2 sind die Gebäude oder son- 
stigen baulichen Anlagen, die bei der Durchführung 
der Sanierung ganz oder teilweise beseitigt werden 
müssen, in dem Bebauungsplan für das förmlich fest- 
gelegte Sanierungsgebiet zu kennzeichnen. Bauliche 
Veränderungen an derartigen Gebäuden oder son- 
stigen baulichen Anlagen, die genehmigungspflich- 
tig sind, dürfen nach § 30 BBauG nicht genehmigt 
werden, da sie den Festsetzungen des Bebauungs- 
planes widersprechen würden. 

Nicht geregelt ist der Fall, daß Veränderungen vor- 
genommen werden, die nicht genehmigungspflich- 
tig sind. Der Entwurf sieht davon ab, solche Maß- | 
nahmen zu untersagen oder sie allgemein einer Ge- 
nehmigungspflicht zu unterwerfen. Er bestimmt statt 
dessen, daß derartige wertsteigernde Veränderun- | 
gen beim Abbruch des Gebäudes nicht entschädigt | 
werden. Das ist vertretbar, da den Eigentümern auf ; 
Grund der Mitteilung nach § 19 Abs. 3 bekannt ist, ! 


daß ihr Gebäude oder ihre sonstige bauliche Anlage 
auf Grund des Bebauungsplanes beseitigt werden 
muß. Die Regelung soll allerdings, um Härten zu 
vermeiden, nicht gelten, wenn die Gemeinde der 
Veränderung zugestimmt hat, oder wenn die Verän- 
derung auf Grund einer öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtung durchgeführt worden ist. 

Nicht zu den wertsteigernden Veränderungen sind 
notwendige Untcrhaltungsarbeiten zu rechnen. 

Zu § 35 — Baugebot — 

Durch das Bundesbaugesetz ist das Rechtsinstitut des 
Baugebotes für den Fall einer Umlegung in Sanie- 
rungsgebieten bereits eingeführt worden. Nach § 59 
Abs. 5 BBauG kann die Umlegungsstelle die Grund- 
stücke mit der Maßgabe zuteilen, daß sic innerhalb 
einer näher zu bestimmenden Frist zu bebauen sind, 
wenn die alsbaldige Bebauung zur geordneten bau- 
lichen Entwicklung des Gemeindegebietes erforder- 
lich und eine tragbare Finanzierung des Bauvor- 
habens gewährleistet ist. Häufig wird aus Anlaß 
der Sanierung eine Umlegung notwendig sein. In 
diesen Fällen reicht die Vorschrift des § 59 Abs. 5 
BBauG aus. Das Baugebot muß jedoch auch in den 
Fällen ausgesprochen werden können, in denen 
eine Umlegung nicht notwendig ist. Aus diesem 
Grunde sieht Absatz 1 vor, daß im förmlich fest- 
gelegten Sanierungsgebiet ein Baugebot zulässig 
ist, wenn die alsbaldige Bebauung zur Durchführung 
der Sanierung erforderlich ist. Im übrigen ist das 
Baugebot an dasjenige in § 59 Abs. 5 BBauG weit- 
gehend angeglichen. Im Interesse der Verwaltungs- 
vereinfachung ist allerdings vorgesehen, daß die 
Gemeinde die Übereignung des Grundstücks nicht 
nur an sich, sondern auch an einen von ihr benann- 
ten Bauwilligen verlangen kann, falls dem Bauge- 
bot nicht entsprochen wird. Wie in § 59 Abs. 5 
BBauG ist sichergestellt, daß die Grundstücke, deren 
Übereignung die Gemeinde an sich verlangt hat, zu 
reprivatisieren sind. Die Reprivatisierung kann auch 
nach der Bebauung vorgenommen werden. Dadurch 
soll erreicht werden, daß eine für die Durchführung 
der Sanierung erforderliche Bebauung durch die Ver- 
äußerungspflicht nicht verzögert wird, wenn die Ver- 
äußerung an einen entsprechenden Nutzungswilligen 
nicht alsbald möglich ist. 

Zu § 36 — Enteignung zugunsten der Gemeinde — 

Nach § 88 BBauG ist die Enteignung unter erleich- 
terten Bedingungen zugelassen, wenn sie aus zwin- 
genden städtebaulichen Gründen von der Gemeinde 
beantragt wird. In dem Entwurf wird kraft Geset- 
zes festgelegt, daß das Vorliegen zwingender städte- 
baulicher Gründe immer dann anzunehmen ist, wenn 
in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebict 
die Sanierung ohne das betreffende Grundstück nicht 
durchgeführt werden kann. 

Zu § 37 — Enteignung zugunsten des Sanierungs- 
trägers — 

Nach § 87 Abs, 3 BBauG ist die Enteignung zur Vor- 
bereitung der baulichen Nutzung nur zugunsten der 
Gemeinde zulässig. Das gleiche gilt nach § 88 BBauG 
für die Enteignung aus zwingenden städtebaulichen 
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Gründen. Da die Gemeinde die Sanierung durch 
einen Sanierungsträger durchführen lassen kann 
und dieser dabei gegenüber der Gemeinde die Stel- 
lung eines Treuhänders hat, ist vorgesehen, daß 
auch der Sanierungsträger die genannten Möglich- 
keiten der Gemeinde unmittelbar wahrnehmen 
kann. Dieser Befugnis des Sanierungsträgers ent- 
spricht es, daß er ebenso wie die Gemeinde entspre- 
chend § 89 Abs. 1 BBauG zur Reprivatisierung ver- 
pflichtet ist. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beendigung von Miet- und Pachtverhältnissen 

Bei der Durchführung der Sanierung müssen Ge- 
bäude oder sonstige bauliche Anlagen, die dem Be- 
bauungsplan für das Sanierungsgebiet widerspre- 
chen, ganz oder teilweise beseitigt werden. Deshalb 
sind im Bebauungsplan für ein förmlich festgelegtes 
Sanierungsgebiet auch derartige Gebäude oder der- 
artige sonstige bauliche Anlagen zu kennzeichnen 
(§ 19 Abs. 1). Die Eigentümer von Grundstücken 
mit solchen Bauten sollen hiervon benachrichtigt 
werden, soweit dies möglich (§ 19 Abs. 3) und nicht 
dadurch entbehrlich ist, daß die Grundstücke in 
einem Umlegungsgebiet liegen {§ 19 Abs. 4). Die Be- 
seitigung der Bauten setzt voraus, daß sie geräumt 
sind. Um die Räumung zu erreichen, müssen Rechts- 
verhältnisse, die zum Besitz oder zur Nutzung der 
Bauten berechtigen, insbesondere Miet- und Pacht- 
verhältnisse, vor Beginn der Abbrucharbeiten be- 
endet werden können. Dabei ist zwischen der ver- 
tragsmäßigen Beendigung der Rechtsverhältnisse 
durch Kündigung und der — vorzeitigen — Auf- 
hebung der Rechtsverhältnisse zu unterscheiden. 
Fiierüber werden im Fünften Abschnitt nähere Re- 
gelungen getroffen. Die Vorschriften gelten nur im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet, und zwar 
erst dann, wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungs- 
plan vorliegt (§ 17 Abs. 1). 

Zu § 38 — Fortsetzung von Mietverhältnissen — 

Da die Grundeigentümer selbst ein Interesse daran 
haben, ihre Grundstücke im Rahmen der vorgesehe- 
nen Planung zum frühestmöglichen Zeitpunkt der 
neuen Nutzung zuzuführen, wird davon ausgegan- 
gen, daß sie die Rechtsverhältnisse, soweit möglich, 
vertragsgemäß kündigen. Bei Mietverhältnissen, 
über Wohnraum haben sie in den Gebieten, in 
denen der Mieterschutz im Rahmen des Abbaues 
der Wohnungszwangswirtschaft allgemein aufge- 
hoben ist, die Vorschriften des sozialen Mietrechts, 
insbesondere die neuen längeren Kündigungsfristen, 
zu beachten. Demgemäß kann ein Mieter auch von 
seinen Möglichkeiten nach §§ 556 a, 556 b oder 556 c 
des Bürgerlichen Gesetzbuches Gebrauch machen. 
Damit der Verwirklichung der Sanierung in diesen 
Fällen hinreichend Rechnung getragen werden kann, 
sind die Vorschriften mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß auch das öffentliche Interesse an der Durchfüh- 
rung der Sanierung zu berücksichtigen ist unter der 
Voraussetzung, daß angemessener Ersatzwohnraum 
zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung steht. 


i Soweit Wohnraum noch dem Mieterschutz unter- 
: liegt und eine Kündigungsmöglichkeit nach den 
I Vorschriften des Mieterschutzgesetzes im Einzel- 
I falle nicht gegeben ist, kommt nur eine Aufhebung 
i des Mietverhältnisses nach § 39 mit den Entschädi- 
I gungsfolgen nach § 41 in Betracht. 

Zu § 39 — Aufhebung von Miel- und Pachtverhält- 
! nissen — 

Die vorliegende Vorschrift eröffnet die Möglich- 
keit, länger laufende unkündbare oder dem Mieter- 
schutz unterliegende Verträge vorzeitig zu been- 
den, wenn das Gebäude oder die sonstige bauliche 
1 Anlage beseitigt werden muß und die alsbaldige 
! Beseitigung beabsichtigt ist. Die Aufhebung erfolgt 
i durch die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers 
I mit einer Frist von mindestens 6 Monaten, nach 
1 deren Ablauf das Rechtsverhältnis endet. Die Ge- 
meinde darf von dieser Eingriffsmöglichkeit nur 
dann Gebrauch machen, wenn das Rechtsverhältnis 
nicht bis zum Ablauf dieser Frist durch die vertrags- 
mäßige Kündigung beendet werden kann. Da durch 
den Eingriff die Rechtsposition des Mieters beein- 
j trächtigt wird, ist eine Entschädigungsregelung vor- 
1 gesehen (§ 41); hierauf ist in der Aufhebung hinzu- 
j weisen, 

■ Die Gemeinde soll ein Mietverhältnis über Wohn- 
raum nur dann aufhebcn, wenn im Zeitpunkt der 
: Beendigung des Vertragsverhältnisses angemessener 
: Ersatzwohnraum für den Mieter und die zu seinem 
Fiausstand gehörenden Personen zu zumutbaren Be- 
dingungen zur Verfügung steht. Bei der vorzeitigen 
Beendigung von Vertragsverhältnissen über Ge- 
schäftsraum soll die Gemeinde, auch schon wegen 
ihrer Entschädigungsverpflichtung nach §41, mit dem 
Mieter oder Pächter die Möglichkeiten einer an- 
! derweitigen Unterbringung erörtern und, falls der 
Mieter oder Pächter eine anderweitige Unterbrin- 
gung anstrebt, das Vertragsverhältnis nur aufhe- 
: ben, wenn geeigneter Geschäftsraum zur Verfügung 
' steht. 

Mit der Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnis- 
sen allein ist der angestrebte Zweck nicht immer zu 
i erreichen. Vielmehr muß die Gemeinde auch die 
; Räumung nach Beendigung des Vertragsverhältnis- 
j ses durchsetzen können. Deshalb ist ihr in Absatz 4 
I die Befugnis eingeräumt, diese Räumung erforder- 
i lichenfalls mit den Mitteln des Verwaltungszwanges 
zu vollziehen. 

Durch die Regelung in § 39 wird die Aufhebung von 
Miet- und Pachtverhältnissen im Rahmen der Umle- 
gung nach dem Vierten Teil des Bundesbaugesetzes 
und die Enteignung von Miet- oder Pachtverhält- 
I nissen nach dem Fünften Teil des Bundesbaugeset- 
I zes nicht gehindert. 

Die Vorschriften über die Aufhebung von Miet- 
I oder Pachtverhältnissen gelten für ähnliche Ver- 
1 tragsverhältnisse entsprechend. 

Zu § 40 — Aufhebung von Miet- und Pachtverhält- 
nissen über unbebaute Grundstücke — 

‘ Da für das Sanierungsgebiet ein neuer Bebauungs- 
' plan aufgestellt werden muß (vgl. § 19), muß mög- 
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licherweise ein bisher unbebautes Grundstück einer 
anderen Nutzung zugeführt werden. Deshalb muß 
in derselben Weise wie bei bebauten Grundstücken 
eine vorzeitige Beendigung bestehender Miet- oder 
Pachtverhältnisse durch Aufhebung seitens der Ge- 
meinde möglich sein, wenn die alsbaldige Änderung 
der Nutzung beabsichtigt ist und das Vertragsver- 
hältnis bis zu diesem Zeitpunkt nicht vertragsmäßig 
beendigt werden kann. Auch in diesen Fällen trilft 
die Gemeinde die Entschädigungspflicht nach § 41. 

Zu § 41 — Entschädigung bei Aufhebung von Miel- 
und Pachtverhältnissen — 

Bei der vorzeitigen Beendigung von Rechtsverhält- 
nissen nach §§ 39 oder 40 wird in bestehende ver- 
tragliche Abmachungen eingegriffen. Soweit hier- 
durch den Mietern oder Pächtern Vermögensnach- 
teile entstehen, muß ihnen eine angemessene Ent- 
schädigung in Geld gewährt werden. Für die Bemes- 
sung der Entschädigung gelten die entsprechenden 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes. Zur Leistung 
der Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. 
Die Gemeinde kann ihrerseits von demjenigen, der 
die Sanierung als Eigentümer oder Sanierungsträ- 
ger durchführt, Ersatz verlangen, sofern dies nicht 
im Sanierungsvertrag ausgeschlossen ist. Für den 
Fall, daß eine Einigung über die Höhe der Entschä- 
digung nicht zustande kommt, entscheidet die höliere 
Verwaltungsbehörde. Ihre Entscheidung kann durch 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung vor dem zu- 
ständigen Landgericht, Kammer für Baulandsachen, 
angefochten werden. 

In Anlehnung an die geltenden Schutzbestimmungen 
bei der Kündigung von Pachtverhältnissen über 
kleingärtnerisch genutztes Land (§ 3 der VO über 
Kündigungsschutz und andere kleingartenrcchtliche 
Vorschriften vom 23. Mai 1942 in der Fassung vom 
15. Dezember 1944 — RGBl. I S. 347 ff.; §§ 21 und 22 
des Schleswig-Holsteinischen Kleingartengesetzes 
vom 3. Februar 1948 in der Fassung des Gesetzes 
vom 5. Mai 1948 — GuVBl. S. 148) soll die Ge- 
meinde auch im Falle einer für die Durchführung der 
Sanierung erforderlichen vorzeitigen Aufhebung im 
Interesse des Kleingartenwesens zur Bereitstellung 
und Beschaffung von Ersatzland verpflichtet sein. Sie 
kann durch die höhere Verwaltungsbehörde nur dann 
von der Verpflichtung befreit werden, wenn sie 
nachweislich zu ihrer Erfüllung außerstande ist. 
Andererseits muß die Bereitstellung oder Beschaf- 
fung von Ersatzland bei einer Entschädigungslei- 
stung in Geld angemessen berücksichtigt werden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Saniorungsträger und Sanierungsbetreuer 

Die Durchführung der Sanierung verlangt bei dem 
Umfang, der Schwierigkeit und Vielgestaltigkeit 
der rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen Pro- 
bleme, der Langfristigkeit und den mit ihr verbun- 
denen Risiken regelmäßig eine leistungsfähige und 
zuverlässige Trägerschaft oder Betreuung. Deshalb 


ist es notwendig, daß die Unternehmen, welche von 
der Gemeinde als Sanierungsträger mit der Durch- 
führung der Sanierung beauftragt werden, und die 
Unternehmen oder Personen, deren sich die Eigen- 
tümer als Sanierungsbetreuer bedienen, im Inter- 
esse ordnungsmäßiger und erfolgversprechender 
Durchführung und zum Schutz der Beteiligten die 
entsprechenden Voraussetzungen besitzen. In die- 
sem Abschnitt sind daher die Voraussetzungen, 
unter denen Sanierungsträger und Sanierungs]:)e- 
Ircmer beauftragt werden dürfen, festgelegt. 

Zu § 42 — Sanierimgsträger — 

ln § 42 wird unterschieden zwischen solchen Unter- 
nehmen, die kraft Gesetzes als Sanierungsträger in 
Betracht kommen, und solchen, die für ihre Beauf- 
tragung besondere landesbehördlich anerkannte 
Voraussetzungen erfüllen müssen. Als Sanierungs- 
träger, bei denen das Vorliegen besonderer Voraus- 
setzungen nicht amukannt sein muß, werden nur 
die als Organ der staatlichen Wohnungspolitik nach 
§ 28 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes aner- 
kannten Unternehmen angesehen, die satzungsgemäß 
neben der Aufgabe, im Rahmen des Wohnungsbaues 
ausschließlich oder überwiegend Bauherren zu be- 
treuen, auch die Aufgabe eines Sanierungsträgers 
ausüben (§ 42 Nr. 1). Bestimmend hierfür war, daß 
diese Unternehme n tils Organe der staatlichen Woh- 
iningspoiitik gewüsse unabdingbare Merkmale be- 
sitzen und die öffentliche Hand in besonderem Maße 
auf sie Einfluß nehmen kann. Daneben sind sie aber 
auch von ihrer Betroiiungscrfahrrmg her besonders 
geeignet, die mit der Tätigkeit als Sanierungsträger 
verbundene Treuhäncicrstellung auszufüllen. Hier- 
her gehören nanuMitlich die Heimstättengesellschaf- 
ten, die schon bisher an zahlremhen Wohnungsbau- 
vorhaben mit städtebaulichem Chaj'akter betreuend 
mitgewirkt haben. 

Alle ancl(M'(m als Sanierungsiräger in Betracht kom- 
menden Unternehmen beiiöiigen nach § 42 Nr. 2 die 
landesbehcirdliche Anerkennung für die Vorausset- 
zungen, die sie als Sanierunf)sträger geeignet er- 
scheinen lassen. 

Zu § 43 — Anerkenmmg der Voraussetzungen — 

In § 43 sind im einzelnen die Unternehmen aufge- 
führt, bei denen die zuständicje oberste Lanclesbe- 
l'iörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Vor- 
aussetzungen für eine Beauftragung als Sanieruirgs- 
träger anerkennen darf. 

Es handelt sich hier in erster Linie um Unternehmen, 
die wohnungswirtschaftlich tätig sind, oder den woh- 
mmgswirtschaftlichen Unternehmen verwandt sind. 
Für Unternehmen, die nicht wie die Organe der 
staatlichen WüThnungspolitik, die gemeinnützigen 
Wohiumgsiinternehmen oder die gemeinnützigen 
SiediungsLinternehmen besonderen Vorschriften un- 
lerworfen sind, müssen zusätzliche Erfordernisse 
lünsichtlich ihrer Rechtsform, ihres Geschäftskreises 
und (üncM’ ständigen Überprüfung gc'slellt wmrden. 
Aulkudem dürfen sie zur Arnnneidung von Inter- 
essen kollisionen und aus Gründen des Wettbewerbs 
nicht selbst als Bauunternehmer tätig sein. 
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Bei allen Un Lernehmen müssen nach Absatz 2 für 
die Anerkennung die erforderlichen fachlichen, orga- 
nisatorischen, finanziellen und persönlichen Voraus- 
setzungen vorliegen. Die Anerkennung selbst kann 
für den einzelnen Sanierungsfall oder generell er- , 
teilt werden. Sic ist zu widerrufen, wenn die Vor- 
aussetzungen der Al)sätze 1 und 2 nicht mehr vor- 
liegen. ; 

Zu § 44 — Steuervergünstigung für 

nichtgemeinnützige Sanierungsträger — ! 

Da der Sanierungsträger außer einer angemessenen 
Vergütung für seine Tätigkeit keinen Gewinn aus 
der Durchführung der Sanierungsmaßnahinen er- 
zielt, sondern einen etwaigen Überschuß an die Ge- 
meinde abführen muß (§ 2b), ist es aus Wetlbc- 
werbsgründen und im Interesse der Gleichbehand- 
lung gerechtfertigt, den nichtgemeinnützigen Unter- 
nehmen adäquate steuerliche Vorteile, wie sie ' 
die gemeinnützigen Träger erhalten (§§ 67, 68), für | 
die Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger 
einzuräumen. Da sich die Befreiung von der Ver- 
mögensteuer auch nur aut den Teil des Vermögens 
beziehen kann, der für die Erfüllung der Aufgabe 
als Sanierungsträger eingesetzt wird, ist die Befrei- 
ungsvorschrift insoweit an die nach § 26 Abs, 2 
Satz 2 geforderte Vermögenstrennung geknüpft, um 
damit die für die Befreiung von den Vermögen- 
steuer notwendige Abgrenzung der begünstigten 
Vermögensmasse vom übrigen Vermögen der Un- 
ternehmen zu erreichen. 

Zu § 4,5 — Sanierimgsbetreuer — 

Als Sanierungsbetreuer kommen nebcni den Sanie- 
rungsträgern sonstige Unternehmen oder freiberuf- 
lich Tätige in Betracht, wemn die von der zuständi- 
gen obersten Landesbehörch^ !)Ostimmt(? Stelle der i 
Beauftragung zu gestimmt hat. Sie müssen lür die | 
Zustimmung die in § 43 A1)S. 2 Nr. 1 und 2 an die : 
Sanierungsträger gestc'llten fachlichen, organisatori- ' 
sehen, finanziellen und persönlichen Voraussetzun- i 
gen erfüllen. Um Interessonkollisionen zu vermei- | 
den, dürfen sic ferner außer ihrer Tätigkeit als Sa- ; 
nierungsbetreuer keine weiteren eigenen Interessen ! 
im Sanierungsgebiet verfolgen. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Abschluß der Sanierung 

Zu § 46 — Fortfall von Rechlswi! kimgen für 
einzelne Grundstücke — 

Die durch die förmliche Fesliegung des Sanierungs- 
gebietes zusätzlich eingel rettmen Reditswirkungeii I 
haben für die einzelntm (hundslütke nur so lange i 
ihre Berechtigung, als die Grundstücke noch nicht ’ 
entsprechend den Festsetzungen des neuen Bebau- | 
ungsplanes genutzt werden, insbesondere neu bo- i 
baut sind. Aus diesem Grunde schreibt Absatz 1 vor, j 
daß die Rechtswirkungen dann für ein im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet gelogenes Grund- 


stück entfallen, wenn cs in dieser Weise genutzt 
wird. 

Nicht immer wird die Beibehaltung der in den §§ 29 
bis 41 geregelten Rechtswirkungen bis zur vollstän- 
digen Bebauung der einzelnen Grundstücke erfor- 
derlich sein. Es ist denkbar, daß die Verwirklichung 
des für das Sanierungsgobiet aufgestelltcn Bebau- 
ungsplanes gewährleistet ist, ohne daß die Sonder- 
vorschriften der §§ 29 bis 41 dazu weiterhin erfor- 
derlich sind. In Absatz 2 ist daher vorgesehen, daß 
die Gemeinde bereits vor Abschluß der Sanierung 
durch Verwaltungsakt einzelne Grundstücke aus 
den Rechtswirkungen der förmlichen Festlegung des 
Saniorungsgcbicts aiisnehmen kann. Die Entschei- 
dung darüber liegt im pflichlmäßigon Ermessen der 
Gemeinde. 

Zu § 47 — Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebietes — 

Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes, 
die durch Satzung der Gemeinde erfolgt, hat die in 
§ 17 des Entwurfs bozeichneten Rechtswirkungen 
zur Folge. Aus Gründen der Rechtsklarhcit ist es 
notwendig, daß nach Durchführung der Sanierung 
im gesamten Sanierungsgebiet die Satzung der Ge- 
, meinde aufgehoben wird (Absatz 1). Ist die Sanie- 
! rung in einem Teil des Sanierungsgebietes durch- 
i geführt, so kann die Satzung für diesen Teil auf- 
gehoben worden. 

Eine Aufhebung der Satzung ist auch dann notwen- 
dig, wenn sich herausstollt, daß die Sanierung — 
beispielsweise aus finanziellen Gründen — nicht 
durchgetührt werden kann. Denn auch in diesem 
Fall läßt es sich nicht vertreten, die durch die förm- 
liche Festlegung des Sanierungsgebietes hervorge- 
lufenen Rechtswirkungen weiter aufrecht zu erhal- 
ten. Absatz 2 macht es daher der Gemeinde zur 
Pflicht, in derartigen Fällen die Erklärung zum förm- 
lich festg(.legten Sanicriingsgebiet aufzuheben. Ent- 
sprechendes gilt, wenn die Durchführung der Sanie- 
rung sich für Teile des Saniorungsgebietes als nicht 
möglich erweist. 

Für die Form, die Genehmigung, die Bekannt- 
machung und das Inkrafttreten des Aufhebungsbe- 
schliisses soll entsprechendes gelten, wie für den 
Bcisdiluß, durch den das Sanierungsgebiet förmlich 
festgelegt Avird (vgl. § 16 Abs. 1 und 2). 

Absatz 4 dient der Klarstellung, daß die Aufhebung 
nur für künftige Vorgänge gilt. Das bedeutet, daß z. B. 
die Wirkung eines vor Aufhebung der förmlichen 
Festlegung ausgesprochenen Baugebotes nach § 35 
forlbesteht, wenn die förmliche Festlegung für das 
Sanienmgsgebict oder für den in Betracht kommen- 
den Teil des Sanierungsgebieles rechtsverbindlich 
tiufgchobeii ist. 

Ist die Sanierung durchgetührt und die Satzung nach 
Absatz 1 aufgehoben, so wird die Kenntlichmachung 
des förmlich festgelogten Sanierungsgebietes bzw. 
des Teiles des Sanierungsgcbictes in den Bauleit- 
pläncn gegensUindslos. In den Fällen, in denen sich 
die Sanierung als undurchführbar erweist (Absatz 2), 
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wird dagegen die Kenntlichmachung im Flächen- | 
nutzungsplan nicht gegenstandslos, weil das Sanie- j 
rungsgebiet sanierungsbedürftig bleibt (§ 5 Abs. 4 
BBauG). In diesen Fällen ist nur die Kenntlich- 
machung im Bebauungsplan zu berichtigen, weil die 
förmliche Festlegung nicht mehr rechtsverbindlich 
ist. Gegenstandslos wird auch die Kennzeichnung 
der zu beseitigenden baulichen Anlagen im Bebau- 
ungsplan, und zwar sowohl im Falle des Absatzes 1 
als auch im Falle des Absatzes 2. Aus Gründen der 
Verfahrensvereinfachung können die Pläne formlos 
berichtigt werden. 


VIERTER TEIL 

Entwicklungsmaßnahmen 

Gründe des öffentlichen Wohls können es erfor- 
derlich machen, im Interesse einer sinnvollen | 
städtebaulichen und räumlichen Ordnung Entwick- 
lungsmaßnahmen im Sinne des § 2 Abs. 3 zu treffen. 
Eine solche Notwendigkeit wird insbesondere vor- 
liegen, wenn die Ziele der Raumordnung und Lan- 
desplanung die Entwicklung vorhandener Orte zu 
Orten wesentlich vergrößerten Umfanges oder den | 
Bau neuer Orte erfordern. Es gilt zu verhindern, j 
daß sich die Unterschiede in der Entwicklung der i 
einzelnen Räume des Bundesgebietes noch mehr j 
verstärken, da die durch wirtschaftliche, soziale und I 
kulturelle Vorzüge ausgezeichneten Gebiete mit 
hoher Bevölkerungsdichte ihre Anziehungskraft bei- ' 
behalten oder sogar vergrößern, während die Räume, 
die hinter der allgemeinen Entwicklung zurückge- 
blieben sind, vor allem infolge der geringen wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten, weiter durch Abwan- 
derung an Bedeutung verlieren. Es ist geboten, durch 
die Entwicklung vorhandener Orte und die Grün- 
dung neuer Orte in den entsprechenden Gebieten auf 
eine ausgeglichene Gesamtstruktur des Bundesge- 
bietes hinzuwirken. Die Notwendigkeit derartiger 
städtebaulicher Maßnahmen wird dadurch bestätigt, 
daß bereits an verschiedenen Orten mit solchen 
Vorhaben begonnen worden ist. Hierbei hat sich 
gezeigt, daß die vorhandenen rechtlichen Grund- 
lagen für die erfolgreiche Durchführung derartiger 
Vorhaben nicht ausreichen. 

Der Entwurf will in seinem Vielten Teil die recht- 
lichen Voraussetzungen für städtebauliche Entwick- 
lungsmaßnahmen jedenfalls für die Fälle verbes- 
sern, in denen das öffentliche Wohl die Maßnahmen 
erfordert. Die Vorschriften beschränken sich auf das 
unbedingt erforderliche Maß an Regelungen. Der 
Entwurf geht davon aus, daß die Entwicklungsmaß- | 
nahmen durch folgende Besonderheiten gekenn- i 
zeichnet sind, denen eine gesetzliche Regelung Rech- | 
nung tragen muß: 

1. Die hier angesprochenen Entwicklungsmaßnah- ; 
men werden aus Gründen des öffentlichen 
Wohls, in der Regel im Rahmen der Landespla- | 
nung, also aus überörtlichen Gründen, von der ! 
Landesregierung veranlaßt. Sie gehen demnach ! 
auf die Initiative des Staates zurück, nicht auf j 
private Initiative. Die Landesregierung bestimmt ; 


nach den Zielen der Raumordnung und Landes- 
planung den Standort der Entwicklungsmaß- 
nahme. Wenn dabei die Grundstücke in dem Ent- 
wicklungsbereich durch die Aussicht auf die vor- 
gesehene Entwicklung nunmehr an Wert gewin- 
nen, so ist dies nicht die Folge eines freien 
Spiels gestaltender wirtschaftlicher Kräfte, son- 
dern ausschließlich die Folge der staatlichen 
Festlegung. Die Durchführung der Entwicklungs- 
maßnahmen würde unmöglich gemacht, wenn 
man der Bodenspekulation auf Grund der Fest- 
legung eines Entwicklungsbereichs freien Raum 
ließe, öffentliche Mittel müßten dann nicht nur 
bestimmungsgemäß dafür eingesetzt werden, die 
Entwicklungsmaßnahmen durchzuführen, son- 
dern weitere öffentliche Mittel wären erforder- 
lich, um die Spekulationsgewinne von Grund- 
stückseigentümern beim Erwerb von Grundstük- 
ken mitzubezahlen, die auf Grund der Aussicht 
auf die durch öffentliche Mittel herbeizuführende 
Entwicklung verlangt würden. Der Entwurf 
mußte daher eine entsprechende Regelung in 
§ 52 vorsehen. 

2. Die Eniwicklungsmaßnahme muß innerhalb einer 
bestimmten Zeit verwirklicht werden, wenn sie 
ihren Zweck erreichen soll. Ein neues Gemein- 
wesen oder ein neuer Teil eines Gemeinwesens 
kann nur lebensfähig sein, wenn seine wesent- 
lichen Funktionen zu gleicher Zeit in Gang ge- 
setzt werden. Das bedeutet, daß die Durchfüh- 
rung der Maßnahme nicht von Anfang an aus- 
schließlich der privaten Initiative überlassen 
bleiben kann. Die Entwicklungsmaßnahme ist 
grundsätzlich in einem Zuge sowie in Abstim- 
mung der Einzelmaßnahmen aufeinander und der 
Gesamtmaßnahme auf die überörtlichen Erfor- 
dernisse durchzuführen. Aus diesem Grund geht 
der Entwurf davon aus, daß die Durchführung 
der Entwicklungsmaßnahme in der Hand eines 
geeigneten Trägers liegen muß. 

3. Zur Vorbereitung und Durchführung der Ent- 
wicklungsmaßnahme muß der Träger das Eigen- 
tum an den gesamten Grundstücken des Entwick- 
lungsbereichs erlangen. Das ergibt sich aus dem 
Wesen der Entwicklungsmaßnahme. Das Gebiet 
muß ohne Rücksicht auf bestehende Grund- 
stücksgrenzen entsprechend der Planung neu ge- 
staltet und aufgeschlossen werden. Eine Um- 
legung nach den Vorschriften des Bundesbauge- 
setzes ist hierfür nicht ausreichend. Es geht näm- 
lich nicht nur um einen dem Bebauungsplan ent- 
sprechenden Zuschnitt der Grundstücke und um 
die Aussonderung der für öffentliche Zwecke 
benötigten Flächen. Darüber hinaus muß die 
Aufschließung in einem Zuge durchgeführt wer- 
den. An der Finanzierung dieser Maßnahmen 
sollen die Eigentümer der neu geschaffenen 
Grundstücke durch eine entsprechende Bemes- 
sung des Verkaufspreises beteiligt werden. 

Vor allem aber ist es unumgänglich, daß eine 
wirtschaftliche und soziale Struktur geschaffen 
wird, durch die die Lebensfähigkeit des neuen 
Gemeinwesens auf die Dauer sichergostellt wird. 
Dies ist nur möglich, wenn der Träger zunächst 
das Eigentum an den Flächen erwirbt und so bei 
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der Wiederveräußerung geeignete Nutzungswil- , 
lige berücksichtigen kann. Dabei haben die frü- ; 
heren Eigentümer einen Vorrang. 

4. Für gewöhnlich knüpfen städtebauliche Maßnah- ; 
men an bestehende Gegebenheiten an. Sie füh- ; 
ren eine Entwicklung fort, gestalten ein bebautes 
Gebiet um, erweitern einen Stadtteil, eine Sied- 
lung. In diesen Fällen kann auf den bestehenden 
Einrichtungen aufgebaut werden. Schulen, Ein- 
richtungen für die Feuersicherheit, sowie die ' 
sonstigen Einrichtungen, die üblicherweise unter ; 
den Begriff „Folgeeinrichtungen" zusammenge- | 
faßt werden, sind — zumindest im Kern — vor- 
handen; sie bedürfen allenfalls einer Erweite- 
rung und Vergrößerung. Die meisten vorhande- 
nen Anlagen sind im Laufe von Generationen 
geschaffen worden. 

Entwicklungsmaßnahmen im Sinne des Entwurfs 
können dagegen ihrem Wesen nach nicht oder 
nur in sehr geringem Umfang auf bereits beste- 
henden Einrichtungen aufbauen. Das neue Ge- ; 
meinwesen wird im wesentlichen insgesamt neu 
geschaffen. Das gilt allerdings bei der Entwick- : 
lung vorhandener Ortschaften und Städte nur i 
eingeschränkt. Ihrem Wesen nach können aber 
auch diese Maßnahmen, da es sich um eine 
erhebliche Vergrößerung des Umfangs handelt 
(§ 2 Abs. 3), nur in verhältnismäßig geringem 
Umfang an Vorhandenes anknüpfen. In der : 
Regel werden auch hier — neben der Aufschlie- ■ 
ßung durch Verkehrsanlagen und Anlagen für 
die Trinkwasserversorgung und Abwassertbesei- 
tigung — Schulen, Verwaltungsgebäude, Kinder- 
spielplätze usw. gebaut und eingerichtet werden 
müssen. Den Erwerbern der neu gebildeten, bau- 
reifen Grundstücke kommt der Nutzen dieser 
neu geschaffenen Einrichtungen und Anlagen 
mittelbar oder unmittelbar in vollem Umfang i 
zugute. Es ist daher gerechtfertigt, bei der Wie- i 
derveräußerung der erschlossenen Grundstücke | 
die Aufschließungskosten bis zu einer vertret- ! 
baren Flöhe — Grenze ist der Verkehrswert in 1 
diesem Zeitpunkt • — ■ in Rechnung zu stellen und 
dadurch die neuen Eigentümer in gewissem 
Umfang an den Kosten der Maßnahme zu betei- | 
ligen. Diesem Gedanken entspricht die Regelung i 
in § 58. Der Entwurf legt ferner fest, daß der Trä- 
ger die Grundstücke in dem Entwicklungsbereich 
wieder in Privateigentum zu überführen hat. 
Dabei sind in erster Linie die früheren Eigen- 
tümer zu berücksichtigen. Durch ein Baugebot 
der Gemeinde kann die alsbaldige Bebauung, 
soweit sie zur Durchführung der Entwicklungs- 
maßnahme erforderlich ist, gewährleistet wer- 
den. 

Im übrigen gelten nach § 3 auch für Entwicklungs- 
maßnahmen ergänzend die Vorschriften des Bun- 
desbaugesetzes. 

Zu § 48 — Erklärung zum städtebaulichen Entwick- 
lungsbereich — 

Die Anwendung der besonderen Vorschriften dieses 
Teils ist nicht für jede der in § 2 Abs. 3 genannten 
Entwicklungsmaßnahmen vorgesehen. Sie ist nur 


dann gerechtfertigt, wenn das Wohl der Allgemein- 
heit, insbesondere Gründe der Raumordnung und 
Landesplanung, eine derartige Maßnahme erforder- 
lich machen. Die Prüfung der Frage, ob diese Vor- 
aussetzungen gegeben sind, ist in die Fland der 
Landesregierung gelegt, die bejahendenfalls durch 
Rechtsverordnung die Festlegung des städtebau- 
lichen Entwicklungsbereichs vornimmt. 

Zu § 49 — Träger der Entwicklungsmaßnahme — 

Wegen der Anforderungen in rechtlicher und wirt- 
schaftlicher Hinsicht, denen der Träger der Entwick- 
lungsmaßnahme gerecht werden muß, ist der Kreis 
der möglichen Träger in den Absätzen 2 und 3 er- 
schöpfend bestimmt worden. Je nach den Besonder- 
heiten der Maßnahme kann die Gemeinde, ein Ge- 
meindeverband, ein Planungsverband, ein Zusam- 
menschluß nach dem Zweckverbandsrecht oder auf 
Grund eines besonderen Landesgesetzes (vgl. § 4 
Absatz 8 BBauG) oder auch ein Unternehmen im 
Sinne der Nummer 5 oder dos Absatzes 3 als Trä- 
ger in Betracht kommen. 

Ein Unternehmen kann nur dann Träger sein, wenn 
es personell und sachlich in der Lage ist, die in § 50 
umschriebenen Aufgaben durchzuführen. Durch die 
in Nummer 5 angegebenen Voraussetzungen ist 
sichergestellt, daß nur geeignete Unternehmen, die 
diese Aufgaben mit der gebotenen Sorgfalt erfüllen, 
als Träger bestimmt werden. An ihrer Gründung ist 
der Staat beteiligt; ihre Tätigkeit unterliegt einer 
staatlichen Kontrolle, die angesichts der Art der 
Maßnahme besondere Bedeutung hat. Durch Ab- 
satz 3 wird sichergestellt, daß die gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen, die nur für solche Entwick- 
lungsmaßnahmen als Träger bestimmt werden kön- 
nen, die die Neuordnung des ländlichen Raumes 
zum Gegenstand haben, ebenfalls bestimmte Vor- 
aussetzungen erfüllen müssen, die den in Nummer 5 
festgelegten Voraussetzungen entsprechen. 

Zu § 50 — Aufgabe des Trägers der Entwicklungs- 
maßnahme — 

Die Aufgaben des Trägers der Entwicklungsmaß- 
nahme sind in etwa mit dem Tätigwerden eines 
Treuhänders mit einem konkreten Auftrag zu ver- 
gleichen. Ziel seines Auftrages ist es, ein örtliches 
Gemeinwesen zu schaffen, das strukturmäßig, sozio- 
logisch und wirtschaftlich lebensfähig ist. Die Mittel, 
mit denen dieses Ziel erreicht werden soll, sind 
der Erwerb der Flächen unter gewissen Erleichte- 
rungen, die Neuordnung, die Aufschließung im wei- 
testen Sinne und schließlich die Veräußerung an Per- 
sonen, die die Gewähr für die alsbaldige Bebauung 
bieten. Die Aufgaben anderer Bedarfsträger bei der 
Durchführung der Maßnahme, z. B. die Verpflichtung 
zur Errichtung von Schulen oder von Friedhöfen, 
oder die Erschließungslast der Gemeinde gemäß 
§ 123 BBauG bleiben unberührt. 

Diese Grundsätze gelten sinngemäß auch dann, wenn 
nicht ein neuer Ort geschaffen wird, sondern wenn 
eine bereits bestehende Ortschaft wesentlich ver- 
größert werden soll. 
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Im übrigen wird auf die Nummern 2 und 3 der Vor- j 
bemerkung zum Vierten Teil des Entwurfs ver- ! 
wiesen. | 

j 

Zu § 51 — Pflicht zur Aufstellung von Bauleit- ; 
plänen — 


Auch im städtebaulichen Entwicklungsbereich hat 
sich die städtebauliche Ordnung auf Grund von Baii- 
leitplänen entsprechend den Vorschriften des Bnn- 
desbaugesetzes zu vollziehen. Daher sind für den 
Entwickliingsbereich unverzüglich Baiileitpläno auf- 
zustellen. Je nach den kommunalrechtlichen Gege- 
benheiten in dem Entwicklungsbereich ist hierfür 
eine Gemeinde oder eine Mehrzahl von Gemeinden 
zuständig. Im letzteren Falle muß zur gemeinsamen 
Bauleitplanung ein Planungsverband gebildet wer- 
den. Hierfür gelten die Vorschriften des § 4 des Bun- 
desbaugesetzes, der durch Absatz 2 ergänzt ist: Mit- 
glied des Planungsverbandes ist auch der Träger 
der Entwicklungsmaßnahme. Ferner ist bestimmt, 
daß der Planungsverband für die Bauleitplanung in 
vollem Umfang an die Stolle der Gemeinden tritt; 
insoweit kommt es abweichend von § 4 Absatz 1 
Salz 2 des Bundesbaugesetzes nicht auf die Satzung 
des Verbandes an. 


I 

i 


! 

I 


sehen, daß solche Eigentümer unter den besonderen 
Voraussetzungen dieser Vorschrift die Übernahme 
ihres Grundstücks durch den Träger verlangen kön- 
nen. Kommt der Träger diesem Verlangen nicht 
nach, können sie ihren Anspruch unter entsprechen- 
der Anwendung der Enteignungsvorschrifton des 
Bundesbaugesetzes durchsetzen. 

Der Rechtsanspruch der Eigentümer auf Übernahme 
erleichtert zudem die Aufgabe des Trägers, die in 
dem Entwicklungsbereich gelegenen Grundstücke zu 
erwerben. 

Zu § 54 — Beteiligung des Trägers der 
Entwicklungsmaßnahme — 

Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, daß es 
zweckmäßig ist, vor der Erteilung einer Baugeneh- 
migung oder einer die Baugenehmigung präjudizie- 
renden Bodenverkehrsgenehmigung den Träger der 
Entwicklungsmaßnahme zu hören. Er erhält dadurch 
die Möglichkeit, die Gesichtspunkte vorzutragen, 
die sich aus seinem Gesamtüberblick für das Bau- 
vorhaben ergeben. Diese Beteiligung wird insbeson- 
dere dort Bedeutung haben, wo Bebauungspläne 
noch nicht aufgcstellt sind. 


Der Entwurf trägt dafür Sorge, daß die Aufstellung 
der Baiileitpläne nicht verzögert wird. Sofern die ' 
Bauleitpläne von einem Planungsvorband aufzu- 
stellen sind, ist durch § 4 Absatz 2 und 3 des Biin- ; 
desbaugesetzes sichergestellt, daß die Aufstellung i 
der Pläne notfalls in angemessener Frist erzwungen 
werden kann. Eine entsprechende Ergänzung für ! 
den Fall, daß die Entwicklungsmaßnahmo nur das ; 
Gebiet einer Gemeinde betrifft, ist in Absatz 4 vor- 
gesehen. 

Absatz 3 dient der Erleichterung und Beschleunigung 
der Bauleitplanung insbesondere für den Fall, daß 
die Gemeinde, der Planungsverband oder der Zu- 
sammenschluß im Sinne des § 49 Absatz 2 Nummer 4 
nicht mit den erforderlichen Fachkräften für die Aus- ; 
arbeitung von Baiilcitpläncn ausgestattet ist. 

Zu § 52 — Nichtberücksichtigung von Werterhö- 
hungen — 

Wie bei der Sanierung müssen Spekulationsge- 
winne, die nur im Hinblick auf die erst durchzufüh- : 
rende Entwicklungsmaßnahme erzielt werden, aus- ■ 
geschlossen werden. Vgl. hierzu die Vorbemerkung ; 
zum Vierten Teil unter 1. 

Die Werterhöhungen, die durch die Aussicht auf die 
vorgesehene Entwicklung eingetreten sind, werden i 
wie bei der Sanierung bestimmt. Insoweit konnte ; 
daher auf die Vorschriften des § 29 Abs. 4 und 5 vor- : 
wiesen werden. 

Zu § 53 — Ubernahmeverlangen — 

Durch die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme, 
insbesondere bei dem Fortschritt ihrer Durchführung, 
können Eigentümern im Einzelfall wirtschaftliche 
Schäden erwachsen. So kann z. B. die Fortführung ■ 
einer bisherigen Nutzung wesentlich erschwert ; 
werden. Um diese Härten ausziigleichen, ist vorge- 


Zu § 55 — Veränderungssperre — 

In Anglcichung an die Regelung des § 31 ist auch 
hier eine besondere Regelung für die Voränderungs- 
sperre getroffen. Bis die letzten Bebaungspläne in 
Kraft getreten sind, vergeht erfahrungsgemäß eine 
lange Zeit. 

Zu § 56 — Vorkaufsrecht — 

Da der Entwurf davon ausgeht, daß der Träger für 
die Vorbereitung und Durchführung der Entwick- 
lungsmaßnahme das Eigentum an den in dem Ent- 
wicklungsbereich gelegenen Grundstücken erlangen 
muß, steht der Gemeinde an allen Grundstücken des 
Entwicklungsbereichs ein Vorkaufsrecht zu, das ab- 
weichend von § 27 Abs. 1 BBauG allgemein unmittel- 
bar zugunsten des Trägers der Entwicklungsmaß- 
nahme ausgeübt werden kann. Wie das umfas- 
sende Vorkaufsrecht der Gemeinde im förmlich fest- 
gelegten Sanierungsgebiet nach § 32 die Erklärung 
zum förmlich fostgelegten Sanierungsgebiet durch 
die Satzung nach §§ 15 und 16 voraussetzt, so ist im 
Entwicklungsbcreich das Vorkaufsrecht an die 
Rechtsverordnung nach § 48 geknüpft. 

Sofern der Entwicklungsbereich in dom Gebiet meh- 
rerer Gemeinden liegt, steht den Gemeinden jeweils 
das Vorkaufsrecht für die in ihrem Gebiet gelegenen 
Flächen des Entwicklungsbereichs zu. Die Ausgestal- 
tung des Vorkaufsrechts entspricht in den Einzel- 
heiten dem der Gemeinde im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet zustehenden Vorkaufsrecht. 

Zu § 57 — Enteignung — 

Für die Durchführung der städtebaulichen Entwick- 
lungsinaßnahme ist es erforderlich, daß der Träger 
Vorbemerkung zum Vierten Teil). Für den Fall, daß 
die Grundstücke des Entwicklungsbereichs in seiner 
Hand vereinigt (vgl. Nummer 3 der allgemeinen 
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ihm der freihändige Erwerb der Grundstücke zu ■ 
angemessenen Bedingungen nicht gelingt, ist fest- I 
gelegt, daß dem Träger generell das Enteignungs- 
recht zur Erfüllung seiner Aufgaben zusteht. ; 

Die Begrenzung des Enteignungsrechts ergibt sich 
sachlich aus Art und Zweck der Maßnahme, räum- 
lich aus der Begrenzung des Entwicklungsbereichs 
in der Rechtsverordnung nach § 48. Einer Bindung | 
an den Bebauungsplan bedarf es daher nicht. I 

Die Regelungen des Bundesbaugesetzes über die Zu- 
lässigkeit der Enteignung, die Entschädigung und 
das Verfahren gelten auch hier; insbesondere kann 
auch die Enteignung von Ersatzland (§ 90 BBauG) 
in Betracht kommen. Die Abweichungen im Enteig- 
nungszweck erfordern allerdings den Ausschluß des 
§ 85 sowie der §§ 87 bis 89. 

Zu § 58 — Veraußerungspflicht des Trägers der 
Entwicklungsmaßnahme — 

Der Träger der Entwicklungsmaßnahme benötigt das 
Eigentum an den Grundstücken des Entwicklungs- 
bereichs nur zur Durchführung der Entwicklungs- 
maßnahme. Die Vorschrift stellt sicher, daß der 
Grund und Boden wieder in privates Eigentum über- 
führt wird. 

Wie bereits in der allgemeinen Vorbemerkung zum 
Vierten Teil dargelegt worden ist, ist es die Absicht 
des Entwurfs, die Erwerber der neu entstehenden 
Baugrundstücke an den Aufwendungen für die Ent- 
wicklung des Gebietes und die damit verbundene 
Werterhöhung der Grundstücke zu beteiligen. Da- 
her können diese Aufwendungen zum Teil von dem 
Träger bei der Veräußerung von Bauland in Rech- 
nung gestellt werden. Die Begrenzung bildet der 
Verkehrswert, der nach dem Wert vergleichbarer 
Grundstücke in vergleichbaren Gebieten zu bestim- 
men ist. 

Die Grundstücke, die nach dem Bebauungsplan von 
der Gemeinde für öffentliche Zwecke benötigt wer- 
den, sind ihr unentgeltlich zu übereignen. Alle übri- 
gen Grundstücke, die der Träger zur Durchführung 
der Entwicklungsmaßnahme erworben hat, hat er zu 
veräußern. Als Erwerber kommen nur Personen in 
Betracht, die glaubhaft machen, daß sie das Grund- 
stück in der in dem Bebauungsplan vorgesehenen 
Art innerhalb angemessener Frist nutzen werden. 
Vorrangig sind dabei die früheren Eigentümer zu 
berücksichtigen. Durch das Baugebot nach § 59 kann 
die Gemeinde die alsbaldige Bebauung des Grund- 
stücks sicherstellen. 

Das Entgelt ist nach den in Absatz 3 angegebenen 
Grundsätzen zu bestimmen. Der Träger darf die 
Maßnahme nicht dazu benutzen, einen Gewinn zu 
erzielen. Er hat aber bei der Festlegung der Preise 
für die zu veräußernden Grundstücke die Aufwen- 
dungen für die Vorbereitung und Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme zu berücksichtigen. Dabei 
ist, um jeden Mißbrauch auszuschließen, bestimmt, 
daß die Aufwendungen für die Vorbereitung und 
Durchführung der Maßnahme erforderlich sein müs- 
sen. Darüber hinaus muß die zuständige Landesbe- 


hörde die Aufwendungen genehmigt haben. Absatz 
3 Satz 2 gibt die Aufwendungen an, die zunächst 
zu berücksichtigen sind. Es handelt sich dabei um 
Aufwendungen, die im wesentlichen ohnehin von 
den Grundstückseigentümern zu tragen sind; für 
gewöhnlich werden sie im Wege des Erschließungs- 
beitrags und der Anschluß- und Benutzungsgebüh- 
ren geltend gemacht. Der Verkaufspreis darf den 
Verkehrswert der Grundstücke nicht übersteigen. 
Sofern es innerhalb dieser Höchstgrenze möglich ist, 
können auch andere Aufwendungen für die Vorbe- 
reitung oder Durchführung der Entwicklungsmaß- 
nahme angerechnet werden. 


Zu § 59 — Baugebot — 

Das Baugebot im Entwicklungsbereich ist dem Bauge- 
bot im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet nach- 
gebildet. Das Baugebot ist von besonderer Bedeu- 
tung, weil es dadurch möglich wird, die Reprivati- 
sierung durchzuführen, sobald die Grundstücke bau- 
reif sind, und die Bebauung den Erwerbern zu über- 
lassen, ohne daß hierdurch die Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme, die vielfach eine alsbaldige 
Bebauung erfordern wird, in Frage gestellt ist. Wie 
bei dem Baugebot nach § 35 kann die Gemeinde 
bei der Nichterfüllung des Gebots aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung die Übereignung auch 
an einen von ihr benannten Bauwilligen verlangen. 
Sofern sie Übereignung an sich verlangt hat, ist sie 
zur Weiterveräußerung nach § 89 Absatz 2 und 3 
des Bundesbaugesetzes verpflichtet. Ebenso wie bei 
der Sanierung {§ 35 Absatz 2) kann die Übereignung 
auch nach der Bebauung erfolgen, wenn die Über- 
eignung an einen Bauwilligen vorher nicht möglich 
gewesen ist. Dadurch wird verhindert, daß die zur 
Durchführung der Entwicklungsmaßnahme erforder- 
liche Bebauung verzögert wird. 


Zu § 60 — Abgabenbefreiung — 

Wie für die Sanierung in § 28 des Entwurfs ist auch 
für die Geschäfte und Verhandlungen, die der Vor- 
bereitung oder Durchführung einer Entwicklungs- 
maßnahme einschließlich der Erfüllung einer im Zu- 
sammenhang damit entstandenen Veräußerungs- 
pflicht dienen, eine Gebühren- und Auslagenbefrei- 
ung vorgesehen. Auch hier rechtfertigt sich dies da- 
durch, daß die Entwicklungsmaßnahme aus Gründen 
des öffentlichen Wohles erfolgt. 


Zu § 61 — Aufhebung der Erklärung zum städte- 
baulichen Entwicklungsbereich — 

Wenn die Entwicklungsmaßnahme durchgeführt ist, 
ist die Rechtsverordnung nach § 48 aufzuheben. Die 
Rechtsverordnung kann für Teile des Entwicklungs- 
bereichs aufgehoben werden, wenn die Maßnahme 
in einzelnen Abschnitten durchgeführt ist. 

Absatz 2 stellt sicher, daß z. B. ein Baugebot, das 
vor Aufhebung der Rechtsverordnung ausgespro- 
chen worden ist, seine Geltung behält. 
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FÜNFTER TEIL 

Städtebauliche Maßnahmen im Zusammenhang | 
mit Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur, 

Dorferneuerung 

Die städtebaulichen Maßnahmen beziehen sich nach 1 
§ 2 des Entwurfs nicht nur auf den städtischen Be- 
reich; sie umfassen in gleicher Weise die Erneuerung 
und den Bau von ländlichen Ortschaften. Besonderes 
Gewicht wird der Dorferneuerung zukommen. 

Der ländliche Bereich wird heute schon in großem | 
Umfang durch Maßnahmen zur Verbesserung der j 
Agrarstruktur gefördert und geordnet. Diese Maß- i 
nahmen beschränken sich jedoch im wesentlichen | 
auf die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen ; 
Erzeugung und der allgemeinen Landeskultur. Viel- | 
fach wird unter diesen Gesichtspunkten auch die | 
Ortslage der Dörfer berührt, z. B. durch Aussiedlun- | 
gen und Schaffung neuer Wege. Die Maßnahmen ■ 
wirken sich häufig auch auf die bauliche Substanz ; 
der Dörfer aus oder lösen sonstige Folgen Städte- ' 
baulicher Art aus. Infolgedessen bedarf es in allen 
Fällen, in denen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur durchgeführt werden sollen, einer j 
Prüfung, wie sie sich auf das bebaute Gebiet aus- 
wirken und ob im Zusammenhang damit auch Städte- ; 
bauliche Maßnahmen im Sinne des Entwurfs not- i 
wendig werden. Im Interesse des gezielten Einsatzes ; 
der öffentlichen Mittel und zur Vermeidung von j 
Fehlinvestitionen ist es erforderlich, daß nach Mög- | 
lichkeit Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- ^ 
Struktur und städtebauliche Maßnahmen, nament- ; 
lieh zur Erneuerung der Dörfer, rechtzeitig aufein- | 
ander abgestimmt werden. | 

I 

Zu § 62 — Bauleitplanung und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur — 

Wirken sich voraussichtlich Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur auf die bauliche Entwick- 
lung des Gemeindegebietes aus, so ist es sinnvoll, 
wenn die Gemeinden im Rahmen ihrer Selbstverwal- 
tung prüfen, ob städtebauliche Maßnahmen im Sinne | 
des Entwurfs (§ 2) in Betracht kommen können (Ab- | 
satz 1). Bejaht die Gemeinde die Frage, so ist die 
Aufstellung von Bauleitplänen im Sinne von § 2 
Abs. 1 BBauG erforderlich und die Gemeinde hierzu 
verpflichtet (Absatz 2). | 

Nach Absatz 3 hat die Gemeinde diejenigen Stellen, | 
die für die Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- : 
Struktur zuständig sind, namentlich die Flurbereini- 
gungsbehörde, im Interesse einer möglichst guten 
und schnellen Abstimmung mit den genannten Stel- i 
len von dem Ergebnis ihrer Prüfung unverzüglich I 
zu unterrichten und bei den Vorarbeiten zur Auf- 
stellung der Bauleitpläne in einem möglichst frühen 
Zeitpunkt zu beteiligen. 

Zu § 63 — Bauleitplanung und Flurbereinigung — 

Während § 62 allgemein die Durchführung Städte- . 
baulicher Maßnahmen mit den Maßnahmen zur Ver- | 
besserung der Agrarstruktur in Einklang bringt, ; 


regelt § 63 den Sonderfall der Flurbereinigung. Für 
eine Abstimmung zwischen den städtebaulichen 
Maßnahmen und der Flurbereinigung besteht um so 
mehr Veranlassung, als die Flurbereinigungsbehörde 
nach Maßgabe der Zielsetzungen der Flurbereini- 
gung auch die Ortslage zur Flurbereinigung zu- 
ziehen kann (§ 37 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz). 

Absatz 1 bestimmt, daß die Gemeinde rechtzeitig 
Bauleitpläne aufzustellen hat. Vielfach sind die Bau- 
leilpläne bereits für eine zweckmäßige Abgrenzung 
des Flurbereinigungsgebietes erforderlich. Zudem 
haben die Erfahrungen gezeigt, daß vor allem in den 
industrienahen Gemeinden die Bauleitplanung vor 
Durchführung der Flurbereinigung abgeschlossen 
sein sollte. Andererseits kann es in industriefernen 
Gemeinden zweckmäßiger sein, die Bauleitpläne 
gleichzeitig mit den Planungen der Flurbereinigungs- 
verwaltung zu entwickeln, und zwar den Flächen- 
nutzungsplan zusammen mit dem Wege- und Ge- 
wässerplan und ggf. den Bebauungsplan zusammen 
mit dem Flurbereinigungsplan. 

Auch hier ist zu prüfen, ob die Auswirkungen der 
Flurbereinigung auf die bauliche Entwicklung des 
Gemeindegebietes die Durchführung städtebaulicher 
Maßnahmen zweckmäßig erscheinen lassen (Ab- 
satz 2). 

Die Flurbereinigungsbehörde und die Gemeinde 
haben ihre beiderseitigen Absichten — die Verbes- 
serung der Agrarstruktur einerseits sowie die Bau- 
leitplanung und die städtebaulichen Maßnahmen 
andererseits — im Interesse größtmöglicher Wirk- 
samkeit und zur Vermeidung unnötiger Planungs- 
arbeiten möglichst frühzeitig aufeinander abzustim- 
men (Absatz 1 Satz 1). Änderungen der Planungen 
nach Abstimmung führen häufig dazu, daß Vorarbei- 
ten und Planentwürfe wertlos werden oder sogar 
in Angriff genommene oder bereits durchgeführte 
Einzelmaßnahmen rückgängig gemacht werden müs- 
sen. Daher schreibt Absatz 3 Satz 2 für Änderungen 
der Planungen vor Abschluß der Flurbereinigung 
grundsätzlich das Einvernehmen zwischen der Flur- 
beretniguiigsbehörde und der Gemeinde vor. 

Nach den bisherigen Erfahrungen sind kleine Ge- 
meinden häufig nicht in der Lage, Bauleitpläne aus- 
zuarbeiten oder schwierige Verfahren wie die Um- 
legung selbst durchzuführen. Aus diesem Grunde 
haben verschiedene Länder bereits bestimmt, daß die 
Flurbereinigungsbehörden verpflichtet sind, im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten für die Gemeinden Bauleit- 
pläne auszuarbeiten. In Ergänzung dieser Verbin- 
dung der beiden Aufgabenbereiche sieht Absatz 4 
vor, daß unter bestimmten Voraussetzungen auch 
die Befugnisse der Gemeinden zur Umlegung ganz 
oder teilweise auf die Flurbereinigungsbehörde 
übertragen werden können. Voraussetzung ist neben 
dem Antrag der Gemeinde das Einverständnis der 
für das Bauwesen zuständigen Stelle und der ober- 
sten Flurbereinigungsbehörde. 

Die Vorschriften des Flurbereinigungsgesetzes blei- 
ben im übrigen von den Vorschriften des Entwurfs 
unberührt. 
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Zu § 64 — Aufstellung der Bauleitpläne — 

§ 64 sdireibt vor, daß die Entwicklung, die mit den 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
angestrebt wird, auch bei Aufstellung der Bauleit- 
pläne zu berücksichtigen ist. 

Zu § 65 ~ Erneuerungsmaßnahmen in ländlichen 
Gemeinden — 

Durch die Vorschrift wird klargestellt, daß die Vor- 
aussetzungen der sonstigen Erneuerung nach § 2 
Abs. 2 Nr. 2 — sofern nicht die Voraussetzungen der 
Sanierungsbedürftigkeit vorliegcn — dann gegeben 
sind, wenn eine ländliche Gemeinde die Aufgaben, 
die ihr nach den Zielen der Raumordnung zukom- 
men, nicht erfüllen kann, weil in ihr insgesamt oder 
in einem Teil ihres Gebietes die Lebensbedingungen 
und die städtebauliche Entwicklung zurückgeblieben 
sind. 

Zu § 66 — Förderung einzelner Vorhaben 

Bei Durchführung von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur werden häufig land- oder 
forstwirtschaftlich nutzbare Grundstücke von Grund- 
eigentümern zur Verfügung gestellt, die damit aus 
der Betätigung in der Land- und Eorstwirtschaft aus- 
scheiden und in der Gemeinde oder einer anderen 
ländlichen Gemeinde nunmehr eine andere Lebens- 
grundlage aufbauen wollen, fn derartigen Fällen hat 
der bisherige Grundstückseigentümer häufig die Ab- 
sicht, die Voraussetzungen für seine neue Lebens- 
grundlage dadurch zu schaffen, daß er einen Neu- 
bau durchführt oder vorhandene Gebäude wesentlich 
umgestaltet, um dort einen anders gearteten Beruf 
als bisher auszuüben, z. B. Gründung eines Hand- 
werksbetriebs oder einer Fremdenpension. Der- 
artige Bauvorhaben, die nicht nur vereinzelt in einer 
Gemeinde, in der Maßnahmen zur Förderung der 
Agrarstruktur durchgeführt werden, verkommen 
werden, müssen, wenn die Erneuerung der Dörfer 
sinnvoll durchgeführt werden soll, sich in eine ge- 
ordnete, die Erneuerung anstrebende bauliche Ent- 
wicklung einfügen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
sieht § 66 vor, daß in derartigen Fällen städtebau- 
liche Förderungsmittel aus öffentlichen Haushalten 
gewährt werden können. Mit diesen Mitteln wird 
zugleich mit der Dorferneuerung der Verbesserung 
der Agrarstruktur gedient. Gleichzeitig wird der Ab- 
wanderung aus dem ländlichen Raum entgegen- 
gewirkt. 


SECHSTER TEIL 

Sondervorschriften 
für gemeinnützige Unternehmen 

Zu § 67 — Änderung des Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetzes — 

Damit die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
die Aufgaben eines Sanierungsträgers und eines 
Sanierungsbetreuers im vollen Umfange erfüllen 
können, ist eine Anpassung des § 6 Abs. 1 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes vorgesehen, 


' der den Geschäftskieis der gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen umreißt. 

I 

i Für die Organe der staatlichen Wohnungspolitik ist 
§ 28 Abs. 2 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgeset- 
i zes in gleicher Weise anzupassen, um sie in die 
' Lage zu versetzen, den neuen Aufgaben als Sanie- 
rungsträger und -Jbetreuer, als Träger von Entwick- 
lungsmaßnahmen und bei anderen der Erfüllung des 
Städtebauförderungsgesetzes dienenden Maßnah- 
meen gerecht zu werden. In den neuen Aufgaben- 
bereichen können auch vorbereitende Untersuchun- 
gen, Ausarbeitung von Plänen, Baulandbeschaffung 
und -bevorratung und Grundstücksverwaltung bis 
zur Verwendung für den vorgesehenen Zweck in 
I Betracht kommen. 

Zu § 68 — Gemeinnützige Siedlimgsunternehmen — 

Bei gemeinnützigen Siedlungsunternehmen, die 
nebenher noch als Sanierungsträger, Sanierungs- 
betreuer oder Entwicklungsträger tätig sind, könnte 
es zweifelhaft sein, ob sie auch mit dieser Tätigkeit 
gemeinnützigen Zwecken dienen. Um diesen Zwei- 
I fei zu beseitigen und eine Gleichbehandlung mit 
j den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen und 
■ Organen der staatlichen Wohnungspolitik sicher- 
I zustellen, wird in der Vorschrift bestimmt, daß bei 
den gemeinnützigen Siedlungsunternehmen die 
j Tätigkeit als Sanierungsträger usw. als gemein- 
nützigen Zwecken dienend gilt. 


I SIEBENTER TEIL 

I 

j Schlußvorschriften 

1 Zu § 69 — Änderung des § 24 des Bundesbau- 
j gesetzes — 

I 

! Durch § 32 und § 56 des Entwurfs wird ein gesetz- 
! liches Vorkaufsrecht der Gemeinde begründet. We- 
j gen der Rechtsnatur dieses Vorkaufsrechts wird 
; dabei auf die entsprechenden Bestimmungen des 
Bundesbaugesetzes Bezug genommen. Die Vor- 
kaufsrechte nach den bisherigen Vorschriften des 
Bundesbaugesetzes haben dingliche Wirkung; sie 
werden jedoch nicht in das Grundbuch eingetragen 
(§ 24 Abs. 4 und 5 BBauG). Der Entwurf will den 
Rechtsverkehr nicht durch weitere derartige Rechte, 

‘ die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich sind, be- 
lasten. Gleichzeitig soll durch die Anpassung der 
einschlägigen Bestimmungen des Bundesbaugesetzes 
eine einheitliche Rechtslage für alle Vorkaufsrechte 
nach dem Entwurf und nach dem Bundesbaugesetz 
herbeigeführt werden. Es ist daher vorgesehen, daß 
auf die Vorkaufsrechte, solange sie nicht in das 
Grundbuch eingetragen sind, nur bestimmte Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
schuldrechtlichen Vorkaufsrechte anwendbar sind, 
daß sie also zunächst nur schuldrechtliche Wirkung 
haben. Die in Betracht kommenden Vorschriften des 
: Bürgerlichen Gesetzbuchs über das dingliche Vor- 
kaufsrecht, insbesondere § 1098 Abs. 2 BGB, sind 
nach dem Entwurf auf die gesetzlichen Vorkaufs- 
rechte nach dem Bundesbaugesetz und nach dem 
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Entwurf nur noch anwendbar, wenn sie im Grund- 
buch eingetragen sind. Nur in diesem Fall wirken 
die Vorkaufsrechte nach Maßgabe des § 1098 Abs. 2 
BGB auch gegenüber Dritten. Es bedarf keiner be- 
sonderen Hervorhebung im Gesetz, daß sich auch 
der Rang der Vorkaufsrechte nach dem Zeitpunkt 
der Eintragung bestimmt. Die Inhaber früher ein- 
getragener Rechte am Grundstück werden deshalb 
in ihrer Rechtsposition durch die Eintragung des 
gemeindlichen Vorkaufsrechts nicht berührt. Ebenso- 
wenig wirkt das Vorkaufsrecht nach § 1098 Abs. 2 
BGB gegenüber demjenigen, der das Grundstück 
vor der Eintragung des Vorkaufsrechts erworben 
hat. Durch diese Regelung wird bewirkt, daß der 
Erwerber eines Rechts an dem Grundstück auch hin- 
sichtlich des gemeindlichen Vorkaufsrechts in Zu- 
kunft wieder auf das Grundbuch vertrauen kann. 
Nur in bezug auf andere Vorkaufsrechte führt auch 
die Neufassung dazu, daß das Vorkaufsrecht nach 
dem Bundesbaugesetz ihnen unabhängig davon im 
Range vorgeht, ob es früher oder später als sie ein- 
getragen ist. Für diesen Sonderfall erscheint eine 
Ausnahme von der vorstehend erwähnten Regelung 
vertretbar, weil hierdurch der Grundstücksverkehr 
nicht über Gebühr belastet werden dürfte. 

Absatz 2 enthält Ubergangsvorschriften. Die Be- 
stimmung geht davon aus, daß die neuen Vorschrif- 
ten grundsätzlich auch auf die Vorkaufsrechte anzu- 
wenden sind, die vor Inkrafttreten des Städtebauför- 
derungsgesetzes entstanden sind. Nur für die Fälle, in 
denen die Gemeinde das Vorkaufsrecht vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bereits ausgeübt hatte, soll 


es bei d(m bisherigen Vorschriften verbleiben, weil 
es nicht angezeigt erscheint, durch das Gesetz in die 
durch die Ausübung entstandenen Rechtsverhältnisse 
einzugreifen. Satz 2 schützt den Rechtsverkehr 
jedoch auch für diese Fälle vor Vorkaufsrechten aus 
der Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes, die dem 
Erwerber eines Grundstücksrechts nicht bekannt 
sind. 

Zu § 70 — Sonderregelung für einzelne Länder — 

Für die Vorschriften des Entwurfs, die das Bundes- 
baugesetz ergänzen, ist dieselbe Regelung getrof- 
fen, die in der Sonderregelung des Bundesbaugeset- 
zes für einzelne Länder enthalten ist. Sie hat insbe- 
sondere Bedeutung für den Erlaß der Satzung über 
die Erklärung zum förmlich festgelegten Sanierungs- 
gebiet und für die Genehmigung dieser Satzung 
durch die zuständige Stelle. 

Zu § 71 — Geltung in Berlin — 

Durch diese Vorschrift ist sichergestellt, daß das 
Gesetz und die Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, auch für das Land 
Berlin in Kraft gesetzt werden. 

Zu § 72 — Inkrafttreten — 

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten ist der erste 
Tag des auf die Verkündung folgenden Monats 
vorgesehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat ist mit der allgemeinen Zielsetzung 
des Gesetzentwurfs einverstanden. Er ist jedoch der 
Auffassung, daß der Gesetzentwurf in dieser Legis- 
laturperiode wegen der Vielschichtigkeit seiner Pro- 
blematik nicht mehr verabschiedet werden wird. Er 
sieht daher von einer ausführlichen Stellungnahme 
zu Sach- und Rechtsfragen, insbesondere den nicht 
gelösten finanzpolitischen Fragen, in diesem Sta- 
dium des Gesetzgebungsverfahrens ab. Der Bundes- 
rat hält jedoch eine eingehende verfassungsrecht- 
liche Überprüfung vor allem des Ersten und des 
Zweiten Teiles des Entwurfs für geboten. Er ver- 
weist insoweit auf die Beratungen seines Rechtsaus- 
schusses. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hat mit Genugtuung davon 
Kenntnis genommen, daß der Bundesrat mit der all- 
gemeinen Zielsetzung des Gesetzentwurfs einver- 
standen ist. Zu der Auffassung des Bundesrates, 
daß die finanzpolitischen Fragen in dem Gesetzent- 
wurf nicht gelöst seien, vermag die Bundesregie- 
rung nicht Stellung zu nehmen, da der Bundesrat 
von einer Begründung im einzelnen abgesehen hat. 

Die Bundesregierung hat die mit dem Gesetzent- 
wurf, namentlich mit seinem Ersten und Zweiten 
Teil, zusammenhängenden verfassungsrechtlichen 
Fragen besonders sorgfältig geprüft. Sie ist der Auf- 
fassung, daß der Gesetzentwurf mit dem Verfas- 
sungsrecht in Einklang steht. 
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